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Elisabeth Fehrenbach

Die Reichsgründung 
in der deutschen Geschichtsschreibung

Die Reichsgründung als ein zentrales Thema 
der deutschen Geschichtsschreibung spiegelt 
wie kaum ein anderes die Wechselwirkung 
historischen und politischen Denkens. Zeitge-
schichtliche Betroffenheit und Erlebniserfah-
rung haben das überlieferte Bild von der 
Reichsgründung als der Vollendung der deut-
schen nationalen Geschichte immer wieder mo-
difiziert, kontrolliert und schließlich revidiert. 
Schon 1890 — beim Übergang zur imperialen 
Weltpolitik — und erst recht nach den Kata-
strophen von 1918 und 1945, als die Aufeinan-
derfolge zweier Weltkriege unvermeidlich die 
Frage nach den Ursachen des inneren und äu-
ßeren Zusammenbruchs aufwarf, knüpfte sich 
die Diskussion über Kontinuität oder Revision 
des Geschichtsbildes in besonderem Maße an 
die Persönlichkeit Bismarcks und sein Werk, 
die Begründung des kleindeutschen National-
staats.
Natürlich ist es im Rahmen einer begrenzten 
Abhandlung nicht möglich, die Fülle der Lite-
ratur über die Vorgeschichte und Geschichte 
der Reichsgründung auszubreiten; vielmehr 
soll im folgenden versucht werden, im Spiegel 
der repräsentativen Werke und Gesamtdar-
stellungen über die Reichsgründungszeit die 
Wandlungen des historisch-politischen Urteils 

vor dem Hintergrund der jeweiligen Zeitsitua-
tion aufzuzeigen — ein Überblick, der Rankes 
Einsicht bestätigt, daß Geschichte immer wie-
der „umgeschrieben" werden muß, weil das 
erstrebte Ideal der Objektivität nur annähernd 
erreicht werden kann. Eine Darstellung der 
wechselnden Perspektiven im fortlaufenden 
und nie zu Ende geführten Prozeß der histo-
rischen Urteilsbildung mag zugleich zu einer 
kritischen Überprüfung des eigenen Standorts 
beitragen, ohne dessen Relativierung die hi-

storische Erkenntnis nicht möglich erscheint. 
Erst aus der Zusammenschau der jeweiligen 
Teilaspekte, auch wenn sie sich gegenseitig 
im Hegeischen Doppelsinn des Wortes „auf- 
heben", entsteht ein Gesamtbild der politi-
schen und geistigen Grundlagen des Bismarck-
reiches. Jedes historiographische Thema be-
weist erneut, daß Geschichte als Wissenschaft 
keinen absoluten Erkenntniswert liefert, son-
dern als progressive Wissenschaft verstanden 
werden will.

Historisierung der Politik und Politisierung der Historie

Wenn eingangs von der Wechselwirkung zwi-
schen Historie und Politik die Rede war, so 
gilt dies in ganz besonderem Maße für die na-
tionalliberale Historikerschule der Reichs-
gründungszeit. Nicht allein die Politisierung 
der Historie, sondern auch die Historisierung 
der Politik charakterisiert die Entwicklung der 
Geschichtswissenschaft im 19. Jahrhundert.

Die „politischen Historiker" der borussischen 
Schule haben seit Droysen den kleindeutschen 
Nationalstaat unter preußischer Führung 
gleichsam vorausgedacht und ihm eine histo-
rische Legitimierung verschafft, für die das po-
litische Denken in einem von Krisen und Re-
volutionen erschütterten Zeitalter so überaus 
empfänglich war. Der eigentümliche Historis-
mus des 19. Jahrhunderts, der die revolutio-
nären Brüche in der Entwicklung von Staat 
und Gesellschaft durch den Rückgriff in ferner 
gelegene, von der Gegenwartskritik unbe-
rührte Zeiten zu überbrücken suchte, erfüllte 
insofern eine politische Funktion. Die politi-
sche Zielsetzung stützte sich auf das histori-
sche Argument.



Man darf bei der gemeinhin üblichen An-
klage gegen die Tendenzhistorie nicht über-
sehen, daß der noch ganz ungebrochene Glaube 
an die Bildungsmacht der Geschichte zugleich 
abgesichert war durch das Bewußtsein, mit der 
strengen quellenkritischen Methode des Fa-
ches ausgerüstet, der politischen Nationaler-
ziehung zu dienen. Für die nationalliberale 
Historikergeneration, die durch die Schule 
Rankes gegangen war, fiel das politische Ideal 
des Nationalstaats zusammen mit dem wis-
senschaftlichen Ideal der kritisch geprüften 
Wahrheit1). Daß beide Aufgaben, die natio-
nalpädagogische und die wissenschaftlich-hi-
storische, miteinander in Konflikt geraten 
könnten, war eine Erfahrung, die erst ausstand 
und die auch nach 1871 nicht gleich gemacht 
wurde. Denn gerade der politische Erfolg schien 
ja das historische Bemühen glänzend zu recht-
fertigen. Die berühmte und vielzitierte Brief-
stelle Heinrich von Sybels an Hermann Baum-
garten, die unmittelbar nach der Zeitungsmel-
dung über die Kapitulation von Paris niederge-
schrieben wurde, spiegelt beispielhaft, wie sehr 
dieser Augenblick als Abschluß einer Epoche 
und als Krönung der eigenen Lebensarbeit emp-
funden wurde: „. . . meine Augen gehen immer 
herüber zu dem Extrablatt und die Tränen 
fließen mir über die Backen. Wodurch hat 
man die Gnade Gottes verdient, so große und 
so mächtige Dinge erleben zu dürfen? Und wie 
wird man nachher leben! Was zwanzig Jahre 
der Inhalt allen Wünschens und Strebens ge-
wesen, das ist nun in so unendlich herrlicher 
Weise erfüllt!

2

 Woher soll man in meinen 
Lebensjahren noch einen neuen Inhalt für das 
weitere Leben nehmen?" )

1) Vgl. etwa das Programm Heinrich von Sybels
bei der Begründung der Historischen Zeitschrift.
Th. Schieder, Die deutsche Geschichtswissenschaft
im Spiegel der historischen Zeitschrift, HZ 189 
(1959), S. 4f.
2) J. Heyderhoff und P. Wentzcke, Deutscher Libe-
ralismus im Zeitalter Bismarcks. Eine politische
Briefsammlung, Bd. 1 (1925), S. 494.
3) Silvester 1872, an Friedrich Preen, J. Burckhardt, 
Briefe, Bd. 5 (1963), S. 182.

Die Folge hat Jakob Burckhardt 1872 aus der 
Distanz des konservativen Schweizers in die 
grimmig ironischen Worte gefaßt, daß künf-
tig alle Darstellungen über die neuere Ge-
schichte „auf 1870/71 orientiert" sein würden, 
„bis die ganze Weltgeschichte von Adam an 
siegesdeutsch angestrichen" sei3). Es entstand 
jene teleologische Konzeption der Reichsgrün-
dungsgeschichte, die Hermann Oncken 1934 im 
Rückblick auch auf eigene Arbeiten treffend 

und verständnisvoller als Burckhardt wie folgt 
kommentierte: „So wurde es erst seit den Jah-
ren 1866 bis 1871 möglich, unsere nationale 
Geschichte, als ob sie sich in sich selber voll-
endet hätte, wieder in einem einheitlichen 
Bilde zu sehen, und selbst ihre tieferen Gegen-
sätze als Stufen der Überwindung im Lichte 
der Versöhnung zu begreifen. In dem Vollge-
fühl dieser Sicherheit hat die letzte Genera-
tion deutscher Historiker recht eigentlich ge-
lebt und gearbeit 4et." ) Vom Endziel her ge-
sehen, erschien die preußisch-deutsche Ge-
schichte als ein sich mit Notwendigkeit erfül-
lender Entwicklungsprozeß, der von Luther 
und der Reformation über den Großen Kur-
fürsten und Friedrich den Großen bis zur preu-
ßischen Reformzeit führte, um dann im Werk 
Bismarcks seinen krönenden Abschluß zu fin-
den. Alle anderen Wege zur deutschen Einheit, 
das „Übergangsstadium" des Deutschen Bun-
des und das „Vorspiel" der gescheiterten Re-
volution von 1848, führen zwangsläufig zu die-
sem Ergebnis hin.

Das wissenschaftliche Postulat der zeitgenös-
sischen Historie bestand daher nicht in einer 
möglichst objektiven Erfassung des Zeitge-
schehens, sondern darin, diesem Geschehen 
überhaupt erst eine — von Preußen her ge-
sehene — Tradition zu schaffen. Die borussi- 
sche Geschichtsschreibung Droysens, Dunckers 
und Häussers hatte die Vorarbeit für die preu-
ßische Geschichte bis zur Reformzeit des be-
ginnenden 19. Jahrhunderts bereits geleistet. 
Droysens vielbändige „Geschichte der preußi-
schen Politik", die man den „historiographi- 
sehen Auftakt zum Werk Bismarcks" genannt 
hat5), verfolgte den „deutschen Beruf Preu-
ßens" bis ins Mittelalter zurück, wo in der 
Mark Brandenburg der Askanier und des 
Burggrafen Friedrich von Hohenzollern die 
„ghibellinische" Idee von Reichseinheit und 
nationaler Größe über die Stauferkaiser hin-
aus fortlebte. Vollends seit 1555 tritt an die 
Stelle von Kaiser und Reich der protestanti-
sche brandenburgische Territorialstaat, der die 
nationale antiultramontane Reichstradition als 
Erbe übernahm und gegen Österreichs eigen-
süchtige, universalistisch-katholische Politik 
verteidigte. Ungleich schwieriger war es, die 
geistreiche Konstruktion vom Fortleben der

4) Das Zitat stammt aus dem berühmten Vortrag: 
Wandlungen des Geschichtsbildes in revolutionä-
ren Epochen, der 1934 den „Fall Oncken" auslöste. 
HZ 189 (1959), S. 135.
5) So Friedrich Meinecke. J. G. Droysen, Geschichte 
der preußischen Politik (1855—1886).



ghibellinischen Idee auch auf die neuere Ge-
schichte zu übertragen, und schon die heftige, 
bis in die Wilhelminische Zeit fortgesetzte 
Kontroverse über Friedrich den Großen, den 
seine Gegner als Widersacher der von Öster-
reich vertretenen Kaiser- und Reichspolitik 
darstellten, beweist, welch dialektischer 
Kunstgriffe es bedurfte, um die entgegenge-
setzten Entwicklungstendenzen dennoch posi-
tiv zu bewerten, weil sie letztlich der Haupt-
entwicklung — dem Aufstieg Preußens zur 
Großmacht — zugute kamen6), überdies kom-
plizierte sich das Traditionsproblem durch die 

{Wiederherstellung von Kaiser und Reich 1871, 
die zumindest eine ideelle Kontinuität vorn al-
ten zum neuen Reich anzudeuten schien, die von 
den nationalliberalen Historikern, auch von 
Droysen, nur zögernd oder gar nicht akzeptiert 
wurde. Seit dem politisch aktuellen Gelehr-
tenstreit über die Italienpolitik der mittelal-
terlichen Kaiser zwischen Heinrich von Sybel 
und Julius Ficker galt gerade die universali-
stische „theokratisch gefärbte" Kaiseridee als 
antinational und anachronistisch. Auch hier 
war es nötig, auf dialektischen Umwegen die 
historische Kaiseridee in die kleindeutsche 
Tradition einzufügen, sei es als evangelisches 
Kaisertum, das den Kampf der Staufer „gegen 
das usurpatorische Rom" wiederaufnahm, sei 
es als liberal-fortschrittliches Kaisertum, das 
die primitive Vorform des Mittelalters hinter 
sich ließ und die tausendjährige deutsche 
Würde im Geist der modernen Zeit erneu-
erte 7).

8) Deutsche Geschichte im neunzehnten Jahrhun-
dert (5 Bde. 1879—1894), Bd. 1, S. V.
9) Ebd., Bd. 3, S. VI.
10) Ebd., Bd. 1, S. VII. Zur Diskussion über das 
„preußische Reich deutscher Nation" vgl. Fehren-
bach, a. a. O., S. 31 f.
11) W. Bussmann, Heinrich von Treitschke. Sein 
Welt- und Geschichtsbild (1952), S. 217 ff.

Als Heinrich von Treitschke nach 1871 das 
Wagnis unternahm, zum erstenmal eine Ge-
samtkonzeption über die „Deutsche Geschichte 
im Neunzehnten Jahrhundert" zu entwerfen, 
die allerdings nur bis an die Schwelle des Re-
volutionsjahres 1848 reicht, war er sich über 
die Schwierigkeit einer zeitgeschichtlichen 
Darstellung völlig im klaren. „Eine allen Ge-
bildeten gemeinsame nationale Geschichts-
überlieferung hat sich in unserem kaum erst 
wieder vereinigten Volke noch nicht entwik- 
keln können", schrieb er in seinem an Max 
Duncker gerichteten Vorwort zum ersten Band.

6) Vgl. etwa die Polemik des großdeutschen Histo-
rikers O. Klopp gegen Droysens Interpretation: 
Kleindeutsche Geschichtsbaumeister. Historisch- 
Politische Blätter für das Katholische Deutschland 
41 (1861), Bd. 1, S. 707—728. St. Skaiweit, Das Pro-
blem von Recht und Macht und das historiographi- 
sehe Bild Friedrich des Großen, GWU 2 (1951), 
S. 91—106.
7) E. Fehrenbach, Wandlungen des deutschen Kai-
sergedankens 1871—1918 (1969), S. 27 ff.

„Jenes einmütige Gefühl froher Dankbarkeit, 
das ältere Nationen ihren politischen Helden 
entgegenbringen, hegen wir Deutschen nur für 
die großen Namen unserer Kunst und Wissen-
schaft; selbst über die Frage, welche Tatsa-
chen in dem weiten Wirrsal unserer neuen 
Geschichte die wahrhaft entscheidenden wa-
ren, gehen die Meinungen noch weit ausein-
ander." 8 ) Gerade weil es ihm um die Forde-
rung geht, ein nationales Geschichtsbild zu 
schaffen, nimmt Treitschke die Einseitigkeit 
seines historischen Urteils, nämlich die unbe-
dingte Apologie Preußens, bewußt in Kauf: 
„Denn nur, wer selber feststeht, vermag den 
Wandel der Dinge zu beurteilen. Die Macht 
Preußens in unserem neuen Reiche ist von lan-
ger Hand her durch redliche stille Arbeit vor-
bereitet; darum wird sie dauern." 9 )
In apodiktischer Form bestimmt Treitschke 
hier das Kernthema seiner Darstellung: die 
„Macht Preußens"; und auch das Ziel der po-
litischen Aufwärtsentwicklung, wie es in den 
Umrissen der Vorgeschichte bereits deutlich 
sichtbar wird, ist von vornherein festgelegt: 
die Errichtung des „preußischen Reiches deut-
scher Nation" 10 ) — ein in der Publizistik von 
1871 vieldiskutierter Begriff, der den Gegen-
satz zum alten römischen Reich deutscher Na-
tion bezeichnete und den künftigen deutschen 
Einheitsstaat preußischer Prägung umschrieb. 
Das Ideal der „werdenden nationalen Monar-
chie" im großpreußischen Einheitsstaat, das 
Treitschke publizistisch in den sechziger Jah-
ren verteidigt hatte und an dem er trotz des 
föderalistischen Charakters des neuen Reiches 
festhielt11 ), bestimmt den historisch-politischen 
Standort, von dem aus die Auswahl der „wahr-
haft entscheidenden Tatsachen" der deutschen 
Geschichte getroffen wird. Im Mittelpunkt der 
Darstellung steht die Staatswerdung Preußens: 
die geistige Erneuerung durch den Protestan-
tismus nach 1648, der politische Zusammen-
schluß der Provinzen auf der Grundlage des 
zentralisierenden Verwaltungs- und Heerwe-
sens, das Wirken der freien Persönlichkeit im 
mächtig aufsteigenden Staat der Reformzeit, 
der Kulturfortschritt unter dem Schutz der 
Staatsmacht. Alles andere gehört in den Be-
reich der hemmenden Gegenkräfte: die „Fäul-



nis des alten Reiches", der Ultramontanismus, 
Österreich und die „verrufene Zeit" des Deut-
schen Bundes, der doktrinäre süddeutsche Li-
beralismus, der Radikalismus der Burschen-
schaft und vor allem der deutsche Partikula- 
rismus, die „Schmach der Zersplitterung". Das 
nationale Geschichtsbild, das Treitschke ent-
wirft, beruht auf dem „Kampf um die Grund-
lagen staatlicher Macht und freier Gesit-
tung" 12).  Mit dem an Hegel geschulten Iden-
titätsdenken weist er nach, daß nur der mäch-
tige Staat, der mit dem sittlichen Staat iden-
tisch ist, die deutsche Einigungsmission erfül-
len konnte. Die Reichsgründung ist das Werk 
des idealisierten preußischen Machtstaats.

Das Standardwerk der nationalliberalen Ge-
schichtsschreibung, Heinrich von Sybels sie-
benbändige Gesamtdarstellung „Die Begrün-
dung des deutschen Reiches durch Wilhelm I.", 
suchte darüber hinaus den Beweis zu erbrin-
gen, daß das preußisch-deutsche Einigungs-
werk zugleich dem gemäßigt liberalen Staats-
ideal des Konstitutionalismus entsprach132). 
Stärker als Treitschke betont Sybel die libe-
rale Tradition des preußischen Staates. Be-
reits 1863, mitten in den Kämpfen des preußi-
schen Verfassungskonflikts, hatte Sybel die 
These vertreten, daß die wahre Tradition der 
preußischen Monarchie in keinerlei Wider-
spruch stehe zu den liberalen Bestrebungen 
der nationalen Bewegung. Der Verfassungs-
staat, heißt es, sei nicht „der Sturz, sondern 
die Blüte des starken Baumes, dessen Wurzeln 
durch die - Jahrhunderte reichen" — zurück 
zum Großen Kurfürsten, der den Übergang zur 
„gemeinnützigen Absolutie" vollzog, zu Fried-
rich Wilhelm, dessen bürokratische Verfas-
sung „mit Naturnotwendigkeit allmählich zum 
liberalen Staate" führen mußte, zu Friedrich 
dem Großen, dessen aufgeklärter Absolutis-
mus in letzter Konsequenz zur Bauernbefrei-
ung, zur selbständigen Gemeindeverfassung, 
„ja zur parlamentarischen Gesetzgebung mit 
all ihren weitgreifenden Folgen" drängte 14 ).

12) Deutsche Geschichte, Bd. 1, S. 3.
13) H. v. Sybel, Die Begründung des Deutschen 
Reiches durch Wilhelm I. (7 Bde. 1889—1894).
14) Uber die Entwicklung der absoluten Monarchie 
in Preußen. Kleine Historische Schriften. Bd. 1 
(21869), S. 511 ff. Vgl. H. Seier, Die Staatsidee Hein- 
rieh von Sybels in den Wandlungen der Reichs-
gründungszeit 1862/71, Historische Studien H 383 
(1961), S. HO f.

15) Vorträge und Aufsätze. 1874, S. 297. Zit. bei 
Seier, a. a. O., S. 172.
16) Die Begründung des Deutschen Reiches, Bd. 5, 
S. 460.
17) Ebd., S. 357.
18) Ebd., S. 462 f.

Die reaktionäre, absolutistische Politik Bis-
marcks während der Konfliktjahre stellt in 
dieser Interpretation nur eine vorübergehende 

Episode dar, die nicht mit der Niederlage der 
Liberalen, auch nicht mit einem Kompromiß, 
sondern mit der inneren Wandlung Bismarcks 
abschloß. Sybel hält an dem Gedanken fest, 
„daß für jeden preußischen Staatsmann ohne 
Ausnahme die Frage der deutschen Einheit un-
abweisbar zu einer Schule des Liberalismus — 
nicht des anarchischen und revolutionären, 
sondern des positiven und staatsbildenden Li-
beralismus — wird" 15 ). So gesehen, erscheint 
Bismarck als Vollstrecker des liberalen Erbes; 
sein Werk, die Reichsgründung, verwirklicht 
das Ideal des „staatsbildenden Liberalismus". 
Daher sieht Sybel im Abschluß des Verfas-
sungskonflikts durch die Indemnitätsvorlage, 
die das Bündnis Bismarcks mit der nationalli-
beralen Partei besiegelte, das Zentralereignis 
der Reichsgründungsgeschichte: „Wir dürfen 
es aussprechen, i

16
m Herbste des Jahres 1866 

war das deutsche Reich gegründet." ) Jetzt 
wurde es offenkundig, „daß die Regierung und 
die Liberalen dasselbe große Ziel verfolgten, 
und daß zur Vollendung des deutschen Rei-
ches die Macht der Regierung ebenso unent-
behrlich war, wie die 

17
innere Bewegung der 

Geister" ).

In dieser Schlußfolgerung spiegelt sich zu-
gleich Sybels Urteil über die Revolution von 
1848, die er mit der neugewonnenen Maxime 
der „Realpolitik" als notwendig scheiternden 
Versuch bewertet, die liberalen Ideale der 
Freiheit und Einheit gegen die politische 
Wirklichkeit durchzusetzen. Erst Bismarck ver-
mied mit der „realpolitischen" Fähigkeit, „die 
Grenzen des Erreichbaren zu erkennen", die 
Fehler des Frankfurter Parlaments: die Kai-
serromantik, den Doktrinarismus der Reichs-
verfassung, die Ignorierung der partikularen 
Staatsinteressen. Er fand „den Boden für ein 
stabiles Gleichgewicht der Ideale und der Rea-
lität, der Einheit u 18nd des Sondertums" ). Ge-
rade von 1848 her gesehen, erscheint die 
Reichsgründung als Synthese von Macht und 
Geist, die die idealistischen Ziele mit der po-
litischen Wirklichkeit in Einklang brachte. An-
dererseits zeigt die ausführliche Darstellung 
der preußischen Politik in den Revolutionsjah-
ren nur allzu deutlich — und auch die zeitge-
nössische Kritik hat dies sehr bald ver-



merkt 19) —, wie sehr das harmonisierende, 
auf versöhnenden Ausgleich bedachte Urteil 
Sybels die tieferen Gegensätze zwischen dem 
altpreußischen Konservativismus und den li-
beralen Tendenzen der Zeit verwischt. Auch 
hier sieht Sybel 

20

nur die verpaßte Chance, die 
ein Bismarck an der Stelle von Radowitz zu 
nutzen verstanden hätte ).

Die Kapitel über die außenpolitischen Ereig-
nisse fügen sich bruchlos in das Gesamtbild 
der liberal-nationalen Reichsgründung ein21). 
Auch nach außen bewahrten Wilhelm I. und 
Bismarck die liberale Tradition der preußi-
schen Monarchie: „eine naturgemäße, allmäh-
lich voranschreitende, ihrem Wesen nach de-
fensive Vereinigung der deutschen Nation" 22 ). 
Königgrätz, Nikolsburg und Prag, die Verstän-
digungsbereitschaft der preußischen Politiker 
— auch vor 1866! —, die schonende Behandlung 
Österreichs, die friedlichen Absichten der ho- 
henzollernschen „Familienpolitik" vor Aus-
bruch des Deutsch-Französischen Krieges be-
weisen zur Genüge den Verzicht des neuen 
Reiches auf außerdeutsche Eroberungen und 
Weltherrschaftspläne. Auf der Schwelle zum 
imperialistischen Zeitalter schildert Sybel ein 
letztes Mal die Reichsgründung auch im außen-
politischen Bereich als Abschluß einer Epoche, 
die ihr Ziel erreicht hat.

19) Vgl. H. Oncken, Bismarck und sein Werk in der 
neuesten Geschichtsschreibung (1902). Historisch-
politische Aufsätze und Reden, Bd. 2 (1914), S. 138 f.
20) Vgl. das Urteil über Radowitz, Bd. 1, S. 326.
21) Es ist bekannt, daß Bismarck, der die Entstehung 
des Sybelschen Werkes verfolgte, die Darstellung 
über die Außenpolitik stark beeinflußt hat. Einige 
Passagen lesen sich wie eine Vorwegnahme der 
„Gedanken und Erinnerungen" Bismarcks. Dennoch 
spiegeln die Kapitel auch die eigene Ansicht 
Sybels. Vgl. hierzu R. Morsey, Geschichtsschrei-
bung und Amtliche Zensur. Zum Problem der 
Aktenveröffentlichung über die spanische Thron-
kandidatur der Sigmaringer Hohenzollern, HZ 184 
(1957), S. 555 ff.

22) Vorträge und Aufsätze, S. 294 (Hervorh. v. 
Vers.).
23) E. Brandenburg, Ein neues Buch über die Be-
gründung des Deutschen Reiches, HZ 90 (1903),
S. 423.

Sybels Werk, das 1901 als Volksausgabe er-
schien und das laut Aussage der Zeitgenossen 
wie „kein anderes Buch ... so viel gelesen 
worden ist" 23 ), hat nicht nur in Fachkreisen 
eine Fülle von Kontroversen ausgelöst. Die 
Flut der Memoirenliteratur, die nach 1890 ein-
setzte, brachte es mit sich, daß der wissen-
schaftliche Streit auf weiten Strecken in Pole-
mik oder Apologie verfiel, so daß schließlich 
hauptsächlich das jeweilige persönliche Ver-

dienst der an der Reichsgründung beteiligten 
Staatsmänner diskutiert wurde — eine Frage, 
die Sybel schon in seinem Buchtitel, der Wil-
helm I. den Vorrang ließ, vornehm umgangen 
hatte24).

Eine eigentliche Gegendarstellung zum klein-
deutschen Geschichtsbild Sybels hingegen 
fehlt in der Geschichtsschreibung des 19. Jahr-
hunderts. Auch im großdeutschen Lager ent-
schied der politische Erfolg von 1871, der mit 
enttäuschter Resignation hingenommen wurde. 
Die Sybel-Ficker-Kontroverse der sechziger 
Jahre, die die Alternative zwischen Univer-
salstaat oder Nationalstaat zur Diskussion ge-
stellt hatte25 ), war durch die politischen Er-
eignisse gleichsam überholt worden. Johan-
nes Janssens unter dem Eindruck von 1871 
begonnene „Geschichte des deutschen Volkes" 
— ein Titel, der eine Kritik an der von Preu-
ßen vertretenen Staatsidee implizierte — 
reichte über das 17. Jahrhundert nicht hinaus, 
obgleich der große politische Gegner Bis-
marcks, Ludwig Windthorst, Janssen gedrängt 
hatte, die Darstellung bis in die Gegenwart 
fortzuführen26 ). Der großdeutsche Historiker 
Onno Klopp polemisierte 1873 in einem Auf-
satz der „Historisch-Politischen Blätter für das 
Katholische Deutschland" ein letztes Mal ge-
gen die Usurpation der universalistisch-föde-
ralistischen Kaiser- und Reichsidee durch den 
zentralisierten preußischen Militärstaat. Das 
preußische Staatswesen, auch mit dem „aufge-
setzten Titel" des deutschen Kaisertums, sei 
nicht eine Wiederherstellung des alten römi-
schen Kaisertums deutscher Nation, sondern 
vielmehr die Konsequenz all jener Bestre-
bungen, die seit Friedrich dem Großen auf die 
Zerstörung desselben gerichtet worden wä-
ren27 ). Der deutsche Kaiser wird 1871 in den

24) Vgl. etwa die tendenziöse Darstellung des bis-
marckfeindlichen Historikers O. Lorenz, die vor 
allem das Verdienst der liberalen Fürstengruppe 
herausstreicht: Kaiser Wilhelm und die Begrün-
dung des Reichs 1866—1871, nach Schriften und 
Mitteilungen beteiligter Fürsten und Staatsmänner 
(1902).
25) F. Schneider (Hg.), Universalstaat oder National-
staat. Macht und Ende des Ersten deutschen Rei-
ches. Die Streitschriften von Heinrich von Sybel 
und Julius Ficker zur deutschen Kaiserpolitik des 
Mittelalters (1941).
26) J. Janssen, Geschichte des deutschen Volkes 
seit dem Ausgang des Mittelalters (8 Bde. 1877 
bis 1894). Uber die Entstehung des Werkes vgl. 
L. Pastor, Johannes Janssen 1829—1891. Ein Le-
bensbild (1892), S. 112 u. S. 140.
27) Das Kaisertum, Historisch-Politische Blätter 72 
(1873), S. 38. Verfasserschaft nach W. v. Klopp, 
Onno Klopp. Hrsg. v. F. Schnabel (1950), S. 251.



„Historisch-Politischen Blättern“ als direkter 
Nachfolger Bonapartes gesehen, der Frank-
reich niederschlug, um sich d

28
ie Cäsarenkrone 

selbst aufs Haupt zu setzen ).
Andererseits war man sich über den Mißerfolg 
der eigenen Bestrebungen im klaren. Nach 
1871 wurde, wie es heißt, „den ehemaligen 
Partikularisten die vollständigste Resignation 
auferlegt" und „somit gehen auch wir — zum 
Kai 29ser" ). Es bestätigt die Regel, daß die ein-
zige, von einem österreichischen Historiker 
verfaßte Darstellung über die Reichsgrün-
dungszeit, Heinrich Friedjungs „Der Kampf 
um die Vorherrschaft in Deutschland", die 
Entscheidung von 1866 akzeptierte, so daß 
sein Buch von den kleindeutschen Historikern 
wohlwollend ausgenommen wurde. Friedjung 
habe die Ereignisse „anschaulich und ohne 
Voreingenommenheit" geschildert30 ).

32) Vgl. unten S. 23.
33) Nach der bekannten Wiener Äußerung zu 
Thiers. H. Herzfeld, Politik und Geschichte bei 
Leopold von Ranke im Zeitraum von 1848—1871. 
In: Festschr. f. Gerhard Ritter (1950), S. 32.2 ff. 
R. Vierhaus, Rankes Verständnis der „neuesten 
Geschichte", Archiv für Kulturgeschichte 39 (1957), 
S. 81 ff. Ders., Ranke und die soziale Welt (1957).
34) Vor der Historischen Kommission 1870, Vier- 
hane aen s

Als Außenseiter und von der Fachhistorie der 
damaligen Zeit gar nicht beachtet, hat allein 
der konservative großdeutsche Publizist Con-
stantin Frantz eine föderalistisch-mitteleuro-
päische Gegenkonzeption entworfen, die frei-
lich in vieler Hinsicht phantastische Züge auf-
wies31 ). Die machtpolitische Überlegung über 
die Mittellage Deutschlands, das den Druck 
der Flügelmächte Frankreich und Rußland nur 
durch eine mitteleuropäische Interessenge-
meinschaft abwehren könne, vermischte sich 
mit reichsromantischen Reminiszenzen und 
dem Glauben an eine Art christlichen Germa-
nismus. Sein Plan sah eine „germanische Alli-
anz" vor, eine Föderation auf der Grundlage 
des freiwilligen Zusammenschlusses, die als 
ein „unüberschreitbarer Wall" Rußland zwin-
gen würde, sich seinem „Beruf in Asien" zu-
zuwenden, und Frankreich, „die Lorbeeren für 
seine Adler in Nordafrika zu suchen". So 
sollte die deutsche und die europäische Frage 
zugleich gelöst und Großdeutschland als „eu-
ropäisches Zentralland" zum „Gravitations-
punkt" eines neuen Gleichgewichtssystems in 
der Welt werden. Darin lag der „Weltberuf 
der Deutschen". Bezeichnenderweise wurde 
Constantin Frantz erst nach 1918 als Vor-

28) Das Große Neujahr. Zeitläufte. Ebd., 67 (1871), 
S. 6 f. Verfasser der Zeitläufte war der Heraus-
geber der Blätter, Edmund Jörg.
29)  Ebd., 67 (1871), S. 236.

30) H. Friedjung, Der Kampf um die Vorherrschaft 
in Deutschland 1859 bis 1866 (2 Bde. 1897/98). 
Hierzu E. Brandenburg, Die Reichsgründung, Bd 1 
(1916), S. 438.
31) C. Frantz, Untersuchungen zur Geschichte des 
europäischen Gleichgewichts (1859) Ders Der 
Föderalismus (1879) 

kämpfer der großdeutschen Idee wiederent-
deckt und dann nach 1945 zum geistigen Anti-
poden Bismarcks erhoben, als die Frage nach 
einer realisierbaren Alternative zum klein-
deutschen Nationalstaat die Debatte über die 
Revision des Geschic
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htsbildes beherrschte. Es 
wird noch zu zeigen sein, daß auch in diesem 
Fall das Resultat eher negativ ausfiel ).
Die beiden anderen extremen Gegenpositio-
nen, die konservative und die marxistische 
Geschichtsschreibung, haben jede auf ihre 
Weise keine eindeutig ablehnende Stellung-
nahme zur Reichsgründung bezogen. Der Alt-
meister der konservativen Historie, Leopold 
von Ranke, hat die politischen Zeitereignisse 
in den Kommentaren seiner Vorlesungen und 
Briefe ganz unabhängig von der nationalstaat-
lichen Ideologie zu deuten gesucht. Aus der 
Perspektive seines eigenen Welt- und Ge-
schichtsbildes betont er vor allem die außen-
politisch-staatliche und die innenpolitisch-kon-
servative Bedeutung der Reichsgründung. Aus 
Rankes Sicht war der Deutsch-Französische 
Krieg von 1870/71 kein Nationalkrieg gegen 
den Erbfeind deutscher Einheit, sondern Fort-
setzung und Abschluß eines jahrhundertealten 
Ringens mit der Hegemonialmacht Frankreich, 
ein Krieg „gegen die Politik Ludwig XIV." 332). 
Die neue Macht des geeinten Deutschlands 
garantierte ihm die Sicherstellung des euro-
päischen Gleichgewichts. Mit der gleichen kon-
servativen Wertung, die sich wesentlich an 
der Vergangenheit orientiert, beurteilt Ranke 
die innere Verfassung des Reiches als Fort-
setzung der altpreußischen Tradition. Die Sta-
bilisierung der monarchischen Ordnung und 
Autorität beendet eine von Revolutionen und 
Krisen erschütterte Epoche. Die Reichsgrün-
dung als ein „epochales" Ereignis besiegelt die 
„Niederlage der revolutionären Kräfte". 1870 
glaubte Ranke zu erkennen, „daß damit zu-
gleich einer der Wendepunkte der Weltent-
wicklung und politischen Gestaltung einge-
treten ist, welch 34e die Epochen scheidet" ).
Genau an diesem Punkt gelangte die marxi-
stische Interpretation zur extremen Gegen-
these. Die „historische Notwendigkeit" der



Reichsgründung und ihre epochale Bedeutung 
wurden seit Karl Marx nicht in Frage gestellt. 
Durch die berühmte Argumentation im Brief an 
Friedrich Engels, daß „die Zentralisation der 
state power" sich nützlich auf die „Zentrali-
sation der deutschen Arbeiterklasse" auswir-
ken werde, gewann die Reichsgründung 
gleichsam einen Stellenwert in der Theorie 
der sozialen Revolution. Ein preußischer Sieg, 
schrieb Marx im Juli 1870, würde „den 
Schwerpunkt der westeuropäischen Arbeiter-
bewegung von Frankreich nach Deutschland 
verlegen" und damit „zugleich das Überge-
wicht unsrer Theorie über die Proudhons" 
beweisen35 ). Die revolutionären Schüler He-
gels glaubten, die „List der Vernunft" zu 
durchschauen: Bismarck tu
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t, „wie 1866, immer 
ein Stück von unserer Arbeit, in seiner Weise, 
ohne es zu wollen" ). In eine populäre Ge-
schichtsdarstellung umgesetzt, bedeutet dies 
lediglich eine Kritik an Bismarcks bonaparti- 
stischen Methoden. Auch Franz Mehring hat 
in seiner „Deutschen Geschichte", obgleich er 
das Bismarckreich heftig ablehnte, weil es kein 
„Reich der Freiheit", sondern ein „Reich der 
Bourgeoisie" begründet habe, die Revolution 
von 1848 nur als ein Vorspiel in der Entwick-
lung auf 1870/71 hin geschildert. Die Hoff-
nung richtet sich auf die neue Macht der Ar-
beiterklasse, „die die historische Notwendig-
keit der Revolution von oben zu begreifen und 
die nicht minder zu erkennen verstand, daß sie 

35) An Engels, 20. 7. 1870. Marx/Engels, Werke, 
Bd. 33 (1966), S. 5.
36) Engels an Marx, 15. 8. 1870, a. a. O., S. 40.

37) F. Mehring, Deutsche Geschichte vom Ausgange 
des Mittelalters (1910, Neuauflage 1945), S. 179.
38) H. Oncken, Marx und Engels. Historisch-politi-
sche Aufsätze und Reden, Bd. 2 (1914), S. 374.
39) Ebd, S. 374 f.
40) M. Lenz, Geschichte Bismarcks (31911). Ders., 
Die Großen Mächte. Ein Rückblick auf unser Jahr-
hundert (1900). Vgl. H.-H. Krill, Die Rankerenais-
sance. Max Lenz und Erich Marcks. Veröffent-
lichungen der Berliner Hist. Komm., Bd. 3 (1962).

besiegt werden könne nur durch die Revolu-
tion von 37 unten" ).

Es ist sehr bezeichnend, daß ein nationallibe-
raler Historiker wie Hermann Oncken den 
Briefwechsel zwischen Marx und Engels ge-
radezu als Beweis anführen konnte für die 
weltgeschichtliche Bedeutung der Reichsgrün-
dung: „Welch eine geistesgeschichtliche Pro-
gnose! Und welch eine Inversion ist für das 
eigene Bewußtsein von Marx eingetreten: Von 
dem Einmarsch der deutschen Regimenter in 
Frankreich erwartet er — und in gewissem 
Sinne ist diese Prophezeiung eingetroffen — 
den Sieg des Marxismus, um dieses Wort vor-
wegzunehmen, in der Welt. Nicht mehr von 
der kontinentalen Revolution! Man erkennt 
auch hier, was das Werk
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 Bismarcks für die 
europäische Geschichte im ganzen genommen 
bedeutet." ) Aus solcher Sicht kann Oncken 
in einem Atemzug mit Marx den Antipoden 
Leopold von Ranke zitieren; auch der „rück-
wärtsgewandte Denker" habe seine „Welt-
geschichte" mit der Bemerkung vor sich selbst 
gerechtfertigt, daß erst durch die Entscheidung 
von 1870/71 in einer neu befriedeten und ge-
ordneten Welt eine universale Aussicht mög-
lich geworden, daß erst nach der Niederlage 
der revolutionären Kräfte eine regelmäßige 
Fortentwicklung gesichert, ein unparteiischer 
Rückblick auf die früheren Jahrhunderte ge-
stattet und eine Weltgeschi
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chte im objektiven 

Sinne möglich geworden sei ).

Die weltpolitische Perspektive der Reichsgründung

Freilich verbarg sich hinter dieser Würdigung, 
die bezeichnenderweise in das Jahr 1914 fällt, 
ein Umschwung in der nationalliberalen Histo-
rikerschule selbst, der nach dem Sturz Bis-
marcks 1890 eintrat und aufs stärkste von der 
imperialistischen Zeitstimmung beeinflußt 
wurde. Mit der Entdeckung der weltgeschicht-
lichen Perspektive der Reichsgründung ver-
band sich die Absage an die Parteihistorie 
Treitschkes und Sybels und eine Rückkehr zu 
Ranke als dem Vertreter objektiver und uni-
versalhistorischer Geschichtsbetrachtung. Da-
mit rückte die Reichsgründungsgeschichte un-
ter einen doppelt veränderten Aspekt. Das 
universalhistorische Denken Rankes, das sich 
an den geschichtlichen Erfahrungen des 17. und 

18. Jahrhunderts orientiert hatte, wurde von 
den Neurankeanern ausgenommen und in ein 
weltpolitisches Denken umgedeutet, für das 
die Reichsgründung nicht mehr schlechthin den 
Abschluß der nationalstaatlichen Geschichte 
bildete, sondern vielmehr die Grundlage schuf 
für die imperiale Politik der Wilhelminischen 
Ära. Das neue Thema der „Geschichte Bis-
marcks" war die welthistorische Konstellati
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on 
der großen Mächte, durch deren Umgestaltung 
erst das Einigungswerk gelingen konnte ).



Mit dieser Fragestellung hängt der zweite 
Aspekt aufs engste zusammen. Der Anschluß 
an Rankes „objektiven Realismus“ diente zu-
gleich einer realistischeren Einschätzung der 
preußischen Großmachtpolitik, als es Sybel 
von seinem „doktrinären", parteigebundenen 
Standort aus möglich gewesen sei. Die real-
politische, das heißt machtpolitische Kompo-
nente in der Entstehungsgeschichte des Rei-
ches tritt in den Vordergrund.
Die Forderung nach unparteiischer Objektivi-
tät bezweckte also keineswegs eine kritische 
Distanzierung zum Werk des „Reichsschöp-
fers". Max Lenz, einer der Hauptvertreter der 
Rankerenaissance, hat in diesem Punkt seinen 
Lehrer Sybel nicht widerlegt. Im Gegenteil: 
„Und was unsere Historiker immer behaup
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tet 
und aus allen Büchern und den Akten selbst 
bewiesen hatten — daß es Preußens Mission 
sei, Deutschland zu führen: jetzt war es das 
deutsche Grundrecht geworden." ) Die Ver-
teidigung Rankes gegen Sybel war vielmehr 
zugleich eine Verteidigung Bismarcks. Was 
Lenz faszinierte, war die Wahlverwandtschaft 
des historisch-politischen Denkens, das Be-
kenntnis beider zur Machtgrundlage des Staa-
tes. Rankes objektiver Realismus bildete 
gleichsam die Vorstufe zur Realpolitik Bis-
marcks. Im Grunde sind es die Maximen der 
Bismarckschen Staatsanschauung, die Lenz 
zum alleinigen Wertmaßstab für die Beurtei-
lung der Re 42ichsgründung erhebt ).

Das Ergebnis war eine neue Interpretation 
der deutschen Politik Bismarcks. Bei Max Lenz 
erscheint Bismarck nicht länger als der halb-
liberale Reichsgründer, sondern als der preu- 
ßisch-partikularistische Großmachtpolitiker, 
der allein den Gesetzen der Staatsraison folgt 
und die politischen Ideen überall und durchaus 
den Zwecken der Macht unterwirft: „Der Mann 
aber, der die deutsche Idee, wo er ihr noch 
begegnet war, bekämpft hatte, der .verlorene 
Sohn Deutschlands', wie ihn der alte Führer 
der Liberalen genannt, er, der nichts als Preu-
ßens Macht vor Augen sah, mußte die Nation 
auf den Weg zurückweisen, auf dem sie in 
einer tausendjährigen Geschichte . . . Reich-
tum und Größe erw 43orben hatte." ) Weit ent-

fernt von einer kritischen Schlußfolgerung, 
hebt Lenz jedoch den hier konstatierten Dua-
lismus zwischen Staatsraison und Idee so-
gleich durch einen dialektischen Gedanken-
sprung wieder auf. Indem Bismarck den 
„Machtwillen Preußens" dem „Willen der Na-
tion zur Macht" anpaßte, hat er die deutsche 
Idee in sein System ausgenommen und sie als 
Rea
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lität, als „Machtfaktor" anerkannt: „So 
stand er selbst im Dienste der Ideen, die er zu 
verachten schien." ) Auf diesem Umweg er-
scheint auch bei Lenz die Reichsgründung als 
Synthese von Macht und Geist. Da am Ende 
die Einheit des „Realgeistigen" wiederher-
gestellt iss, bestätigt Bismarcks Werk „nur 
wieder die Wahrheit der Rankeschen Ge-
schich 45tsauffassung" ).
Mit dem tatsächlichen Hergang der Ereignisse 
konfrontiert, ließ sich die vermeintliche Syn-
these nur mühsam aufrechterhalten. In der 
Darstellung des Verfassungskonflikts hat Lenz 
selbst die Machtpolitik Bismarcks kritischer 
analysiert und seine Regierungsmethoden mit 
denen des bonapartistischen Systems vergli-
chen. Die „Niederlage" der liberalen Opposi-
tion wird offen zugegeben. Nicht der Sieg der 
Idee brachte die Entscheidung, sondern allein 
der politische Machterfolg Bismar
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cks: „Wer 
sich nicht in unfruchtbare Negation verlieren 
wollte, mußte dem Bahnbrecher auf seiner 
Straße folgen. Nur im Anschluß an ihn und 
die Macht, die er vertrat, war es überhaupt 
noch möglich, vorwärts zu kommen." )
Friedrich Meinecke hat dann in dem ersten 
seiner drei ideengeschichtlichen Hauptwerke, 
„Weltbürgertum und Nationalstaat", das 
Problem der Versöhnung von Macht und Geist 
bei der Entstehung der deutschen Nationalidee 
noch einmal differenzierter behandelt. In sei-
nem geistesgeschichtlichen Deutungsversuch 
wird das verwickelte Ideengeflecht sichtbar, 
das bei dem Übergang des deutschen Den-
kens vom Weltbürgertum zum Nationalstaat 
wirksam gewesen war. In dem abschließenden 
Kapitel des ersten Teils über „Ranke und Bis-
marck" sieht Meinecke anders als Lenz nicht in 
der verwandten Auffassung vom Wesen staat-
licher Macht das Verbindende, vielmehr bildet 
der konservative Nationalstaatsgedanke die 
Brücke, die von der Romantik, wie zu Ranke, 
so auch zu Bismarck hinüberführt. Auch Mei-
necke begrüßt zwar das in der Olmütz-Rede

44) Ebd., S. 552, Kleine Historische Schriften, Bd. 2 
(21 920), S. 408. Hierzu Krill, a. a. O., S. 109.
45) Ebd., S. 408.
“46) Geschichte Bismarcks, S. 414.

41) M. Lenz, Kleine Historische Schriften, Bd. 1 
(1910), S. 525.
42) M. Lenz, Bismarck und Ranke. Kleine Histori-
sche Schriften, S. 383 ff. H. Herzfeld, Politik und 
Geschichte bei Leopold von Ranke, S. 337; St. Skal- 
weit, Ranke und Bismarck, HZ 176 (1953), S. 227 ff ; 
Krill, a. a. O„ S. 108 ff.
43) Geschichte Bismarcks, S. 83.



enthaltene Programm Bismarcks, daß der staat-
liche Egoismus die einzige gesunde Grundlage 
eines großen Staates darstelle, aber er weigert 
sich andererseits, mit Lenz zu behaupten, daß 
Bismarcks Politik „Naturrecht und Romantik 
völlig überwunden" habe: „denn wo wären 
geistige Mächte von dieser Kraft und Frucht-
barkeit je völlig überwunden worden. Sie le-
ben weiter in dem, was sie .überwindet', und 
Ranke,
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 Bismarck, das neue Deutschland, wir 

alle leben geistig noch mit von ihnen." )

Anders als die Neurankeaner hat Meinecke 
im zweiten Teil seines Werkes zugleich auf 

Idie Bruchstellen der bundesstaatlichen Ver-
fassung im Verhältnis Preußens zum Reich 
hingewiesen und in der preußischen Hegemo-
nialpolitik Bismarcks nicht die auf die Dauer 
einzig mögliche Lösung des Problems gese-
hen. Indem er nachwies, daß seit 1830 und vor 
allem 1848 in der liberal-nationalen Bewegung 
gerade die Auflösung des preußischen Staates 
diskutiert worden war, hat er zum erstenmal 
auf das Alternativprogramm der Revolution 
von 1848 aufmerksam gemacht und das Werk 
der Paulskirche nicht einfach als Vorstufe zur 
Bismarckschen Lösung interpretiert — ein An-
satz, der in der Forschung der damaligen Zeit 
nicht weitergeführt wurde. Die Wendung zur 
Außen- und Weltpolitik brachte es vielmehr 
mit sich, daß die innere Problematik des Na-
tionalstaatsgedankens wenig Interesse fand.

Es hängt mit der Apologie der preußischen 
Machtstaatspolitik Bismarcks zusammen, daß 
seine Persönlichkeit immer stärker in den Mit-
telpunkt der Reichsgründungsgeschichte rückte. 
Durch die Identifizierung Bismarcks mit sei-
nem Werk trat das Kontinuitätsdenken, das in 
der Begründung des Nationalstaates die Ver-
wirklichung einer seit langem vorausgedach-
ten Idee nachzuweisen suchte, in den Hinter-
grund* ). Im Bismarckjahr 1915 konnte Johan-
nes Haller seinen Spott über die „superklugen 
Toren" ausschütten, die bald nach 1871 „mit 
seichtem Treppenwitz für das Ergebnis natür-
licher Entwicklung ausgegeben, was in Wirk- 
lichkeit das genaue G
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egenteil war, die Tat 
eines einzelnen und einzigen, die Tat des 
Genius" ).  Die „Geschichte Bismarcks" von 

47) Weltbürgertum und Nationalstaat (1907). Hrsg, 
v. H. Herzfeld (1962), S. 260.
48) Anders Krill, a. a. O„ der gerade die teleolo-
gische Geschichtskonzeption der Neurankeaner be-
tont, vgl. S. 80 ff. u. S. 104 ff.
49) J. Haller, Gedanken über Bismarck am 1. April 
1915. Reden und Aufsätze zur Geschichte und Poli-
tik (21942), S. 273.

50) Geschichte Bismarcks, S. 395 ff. u. S. 412.
51) E. Marcks, Männer und Zeiten ('1911, 71942), 
hrsg. v. G. Andreas, Bd. 1, S. 333.
52) Kleine Historische Schriften, Bd. 1, S. 398.

Max Lenz enthält in der Formulierung des 
Titels — über den biographischen Ansatz hin-
aus — bereits eine Interpretation. Bismarck 
wird zum alleinigen Träger des politischen 
Handelns, weil er allen Widerständen zum 
Trotz den günstigen politischen Moment zum 
Vollzüge des „Notwendigen" kühn ergriffen 
habe „und den König und die Nation, Volk 
und Regierung für seine heldische Politik ent-
flammte". Die Vorgeschichte des österreichi-
schen und französischen Krieges dient einzig 
dem Beweis, „daß wiederum er und kein an-
derer es war, der das Rad des Schicksals vor-
wärts stieß". Vollends die Herstellung von 
Kaiser und Reich „war ganz und gar das Werk 
des einen" 50 ). Selbst bei Erich Marcks, der 
in seiner unvollendeten Bismarckbiographie 
nicht die politische Persönlichkeit, sondern das 
Individuell-Persönliche des Menschen einfühl-
sam beschrieb, erscheint Bismarck in den Auf-
sätzen und Reden der neunziger Jahre als 
„Verkörperung des preußischen Staates" und 
als genialer Neubildner des Reiches, ja des 
deutschen Volkes: „Fürst Bismarck war damals 
die deutsche Nation", er hat das deutsche Volk 
„bis in die Tiefen hinein mit seinem Wesen 
durchtränkt". „Das Reich stand in ihm wahr-
haftig 51 da." )
Das klingt wie eine Kapitulation der Histori-
ker vor dem Bismarckmythos der Wilhelmini-
schen Zeit. Tatsächlich glaubten die Neuranke-
aner, auch hier ein wissenschaftliches Ideal zu 
verteidigen. Indem sie das Wirken der großen 
schöpferischen Einzelpersönlichkeit in der Ge-
schichte nachwiesen, richteten sie sich zugleich 
gegen die damals vieldiskutierte kollektivi-
stische und materialistische Geschichtsauffas-
sung, als deren Exponenten Karl Marx und 
Karl Lamprecht galten. Die „Geschichte Bis-
marcks" sollte den bekannten Ausspruch Ran-
kes demonstrieren: „Das Größte, was dem 
Menschen begegnen kann, ist es wohl, in der 
eigenen Sache die allgemeine zu verteidigen. 
Dann erweitert sich das persönliche Dasein 
zu einem welthistorischen Moment." Bismarck, 
schrieb Max Lenz, hat die Welt wieder einmal 
gelehrt, „was die Persönlichkeit in der Ge-
schichte bedeutet" 52 ).
Dennoch ist nicht zu übersehen, daß die bei 
Ranke stets festgehaltene Polarität von schöp-
ferischer Persönlichkeit mit Gesamtgeist .und 
allgemeiner Tendenz der Epoche aufgegeben 



wird zugunsten einer einseitigen Monumen- 
talisierung des nationalen Heros, die eher an 
das bekannte Diktum Treitschkes erinnert, 
daß „Männer die Geschichte machen". Bis-
marck wird das „Recht des Kämpfers" zuge-
billigt, der sich gerade gegen die vom „Par-
teiinteresse" geleitete öffentliche Meinung 
durchsetzt, der über den Parteien steht und 
daher allein das Wohl des Staates vertritt53 ). 
Noch nach dem Zusammenbruch des Bismarck-
reiches hat Johannes Ziekursch die Formulie-
rung gefunden, daß Bismarcks Werk lehrt, 
„was der politische Genius 
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im Widerspruch 
mit seiner Zeit zu leisten vermag, aber auch, 
wie die Zeit den Stärksten überwindet" ) .

53) Geschichte Bismarcks, S. 491: „über dem Willen 
der Parteien stand ihm jeder Zeit der Wille des 
Staates."
54) J. Ziekursch, Politische Geschichte des Neuen 
Deutschen Kaiserreiches. Bd. 1: Die Reichsgründung 
(1925), S. 4 (Hervorhebung v. Vers.).
55) H. Oncken, Lassalle. Eine politische Biographie 
(1904). Ders., Rudolf von Bennigsen (2 Bde. 1910).
56) E. Marcks, Kaiser Wilhelm I. (1897).
57) E. Brandenburg, Die Reichsgründung (2 Bde. 
mit einem Anhangband: Untersuchungen und 
Aktenstücke zur Geschichte der Reichsgründung

58) Die Reichsgründung, Bd. 2, S. 31; Untersuchun-
gen, S. 506.
*59) Die Reichsgründung, Bd. 2, S. 33 f. Vgl. S. 419.

Andererseits hat das biographische Interesse, 
das sich nicht allein auf die Persönlichkeit Bis-
marcks konzentrierte, die Geschichtsschrei-
bung auch wiederum aus dem Bannkreis des 
Reichsgründers herausgeführt. Hermann On- 
ckens Biographien über Bennigsen und Las-
salle lenkten den Blick zurück auf die allge-
meinen Tendenzen der Epoche in der nationa-
len und der Arbeiterbewegung55 ). Auch die 
Biographie über Wilhelm I. von Erich Marcks 
hat das Spannungsverhältnis zwischen dem 
konservativen Altpreußentum und den libe-
ral-nationalen Ideenbewegungen der Zeit, wie 
es sich in den „hartumkämpften" Entscheidun-
gen Bismarcks in den Auseinandersetzungen 
mit seinem Monarchen ausdrückte, sehr viel 
deutlicher sichtbar gemacht als die „realpoli-
tische", nur an Bismarcks außenpolitischen 
Maximen orientierte Darstellung von Max 
Lenz 56).

Kurz vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
zog Erich Brandenburg, ein Schüler von Lenz, 
in der zweiten großen Gesamtdarstellung über 
die Reichsgründung seit Sybel die Bilanz der 
neuen Forschungsergebnisse57 ). Sein nüchter-
nes, mit positivistischer Gründlichkeit gearbei-
tetes Werk gibt einen Überblick über den 
Stand der Kontroversen, die Sybels Darstel-
lung korrigierten: die preußische Politik der 

Revolutionsjahre, die deutsche Politik Bis-
marcks vor 1866, die Vorgeschichte des öster-
reichischen und französischen Krieges, über-
all treten die Gegensätze schärfer hervor. Der 
deutsche Beruf Preußens ist nicht mehr 
schlechthin identisch mit dem „staatsbildenden 
Liberalismus". Ob bei Friedrich Wilhelm IV. 
oder bei Bismarck — ausschlaggebend war je-
weils die Verstärkung der preußischen Macht-
stellung, die zugleich die deutschen Interessen 
förderte. „Jede Machtsteigerung Preußens 
kommt Deutschland zugute"; in dieser „spezi-
fisch preußischen Färbung" und nicht im Sinne 
der Liberalen habe Bismarck „von frühester 
Jugend an" „deutsch empfunden" 58 ).

Entsprechend härter fällt das Urteil über die 
„rücksichtslose Machtpolitik" vor 1866 und 
1870 aus, das Sybels These vom „defensiven" 
Charakter der preußischen Außenpolitik wi-
derlegt. Brandenburg gibt eine detaillierte 
Schilderung der „waghalsigen", kriegsent-
schlossenen Osterreichpolitik und der „raffi-
nierten" und „skrupellosen" Verhandlungs-
taktik Bismarcks gegenüber Napoleon III. 
Freilich werden die Mittel zum Zweck, auch 
die „Künste der Intrige und der Irreführung 
des Gegners" mit der „Verantwortungsfreu-
digkeit" des Staatsmannes gerechtfertigt, dem 
die persönliche Macht niemals Selbstzweck ge-
wesen s 59ei ).
Der Schwerpunkt der Brandenburgschen Dar-
stellung liegt ganz im Sinne der Neurankea- 
ner auf der Außenpolitik und der Diploma-
tiegeschichte. Es wird eine Fülle von Fakten 
ausgebreitet — vor allem über das preußisch-
französische Verhältnis in den Jahren 1863 bis 
1866, über Nikolsburg und den Ursprung des 
Annexionsgedankens, über die Verhandlun-
gen mit den süddeutschen Staaten und ihren 
Eintritt in das Reich —, die bis heute eine un-
entbehrliche Grundlage bieten.
Untersuchungen über die Innenpolitik zählt 
Brandenburg vorerst zu den Desiderata. Vor 
allem bedauert er das Fehlen einer Parteige-
schichte und einer Darstellung über die Politik 
der Mittelstaaten. Er selbst hat die Akzente 
vorsichtiger gesetzt als Max Lenz. Nicht nur 
den Anteil der leitenden Staatsmänner, son-
dern auch „die Mitwirkung der im deutschen 
Volke lebendigen nationalen Gesinnungen 
und Kräfte" will er berücksichtigt wissen. Bis-
marck habe die Lösung der deutschen Frage 



nicht selbst erfunden, sondern mit der Grün-
dung des kleindeutschen Bundesstaates nur 
das verwirklicht, was „aus dem großen Ideen-
vorrat des Jahres 1848 stammte". Trotz dieser 
Einschränkung hält Brandenburg daran fest, 
daß seine Leistung „die verhältnismäßig 
größte" war, weil er mit der „ungebrochenen 
Kraft des Entschlusses" aus der Fülle der vor-
handenen Möglichkeiten diejenige herausge-
griffen habe, die nach der Lage der tatsächli-
chen Machtverhält

60
nisse allein verwirklicht 

werden konnte ).
Die Entstehung des Nationalgefühls selbst ist 
wiederum nur eine Folge der außenpolitischen 
Ereignisse, ein Ausdruck des Willens zur 
staatlichen Machtbehauptung in den „Massen 
des Volkes". Anders als bei Meinecke, dessen 
ideengeschichtliche Deutung Brandenburg ab-
lehnt, entsteht das Bewußtsein nationaler Zu-
sammengehörigkeit nicht durch eine „Selbst-
entwicklung der Idee", sondern durch „ele-
mentare, das Volk in seinen Tiefen aufwüh-
lende politische Ereignisse". Nur wenn der 
Druck einer größeren äußeren Gefahr zur 
Selbstbesinnung treibt — wie in den Frei-
heitskriegen —, verdichtet sich das bloße Na-
tionalgefühl zu politischen Forderungen, „ja 
schließlich zu einer das ganze Staatsleben un-
seres Volkes 61umgestaltenden Macht" ).

Offensichtlich wirkt in dieser Schilderung 
einer nationalen Volksbegeisterung die 
Kriegsstimmung des Jahres 1914 nach. Der 

Einfluß des Kriegserlebnisses wird an vielen 
Stellen des Buches deutlich sichtbar. 1914 ge-
wann das Thema der Reichsgründung eine er-
höhte Aktualität, denn ihre weltgeschichtliche 
Bedeutung, die seit 1890 in der Historie pro-
pagiert worden war, schien jetzt gleichsam 
auf die Probe gestellt. Wie in den während des 
Krieges erschienenen Bismarckaufsätzen von 
Max Lenz, der den Weltkrieg „im Spiegel Bis- 
marckischer Gedanken" zu deuten versucht62), 
besteht auch bei Brandenburg die Tendenz, 
zwischen der Reichsgründung und dem Kriegs-
ausbruch einen notwendigen Zusammenhang 
zu demonstrieren. Schon Bismarck, der den 
kleindeutschen Nationalstaat in die europä-
ische Mächtekonstellation einführte, gab ihm 
die „Stellung einer Weltmacht", die den „Aus-
gangspunkt" für den „Weltkampf" von 1914 
bildet63 ). Daher eröffnet bereits die Reichs-
gründung die Ära der imperialen Weltpolitik. 
Zugleich verteidigt Brandenburg ein letztes 
Mal beharrlich die kleindeutsche Lösung Bis-
marcks gegen die nach 1914 wieder auftau-
chenden mitteleuropäisch-großdeutschen Pläne: 
„Das kleinere Deutschland muß bleiben, was 
es 1871 geworden ist, wenn wir nicht alle die 
Kämpfe und Irrungen noch einmal heraufbe-
schwören wollen, die unsere Väter durchge-
macht haben . . ." 64 ). Auch aus der erweiterten 
„weltpolitischen Perspektive" der Reichsgrün-
dung bleibt die deutsche Geschichte „auf 
1870/71 orientiert".

60) Ebd., S. 413, S. 421.
61) Ebd., Bd. 1, S. 11.
62) M. Lenz, Der Weltkrieg im Spiegel Bismarcki- 
scher Gedanken. In: Das Bismarck-Jahr. Als Säku-
larschrift hrsg. v. M. Lenz u. E. Marcks (1915), 
S. 259 ff.

63) Die Reichsgründung. Bd. 1, S. VII f. Vgl. Bd. 2, 
S. 432.
64) Ebd., Bd. 1 S. IX.
65) Kleine Historische Schriften, Bd. 2, S. V. Krill, 
a. a. O., S. 226 ff. Vgl. H. Herzfeld, Staat und 
Nation in der deutschen Geschichtsschreibung der 
Weimarer Zeit. In: Veritas — Justitia — Libertas. 
Festschrift zur 200 Jahrfeier der Columbia-Univer- 
sity, New York, überreicht von der Freien Univer-
sität Berlin und der Deutschen Hochschule für 
Politik (1954), S. 129—134.
66) H. Oncken, Der Sinn der deutschen Geschichte.
Nation und Geschichte. Reden und Aufsätze 1919
bis 1935 (1935), S. 15 ff.

Kontinuität oder Revision des nationalen Geschichtsbildes?

Die ungeheure psychologische Schockwirkung 
der Niederlage von 1918 auf die unbedingten 
Verteidiger des Bismarckreiches ist oft be-
schrieben worden. „Heute ist der Traum aus-
geträumt", resignierte Max Lenz 1919, „von 
der Höhe, auf der wir schon sicher zu wan-
deln wähnten, sind wir in die Tiefe des Ab-
grundes hinabgerissen wo 65rden" ). Die bis 
dahin so verführerische Anwendung des Er-
folgsmaßstabes in der deutschen Geschichts-
schreibung rächte sich bitter. Mit dem Zusam-
menbruch des Bismarckreiches durch Krieg und 

Revolution schien zugleich der „Sinn der deut-
schen Geschichte" 66 ) zerstört. Da durch den 
revolutionären Bruch mit der Vergangenheit 
das Kontinuitätsdenken gewissermaßen in Wi-
derspruch zu sich selbst geriet, war eine Re-
vision des Geschichtsbildes scheinbar unver-



meidlich geworden. Dennoch blieb die Reak-
tion bei der Mehrzahl der Historiker zwiespäl-
tig. Restaurative Tendenzen einerseits, die das 
Erbe von 1871 zu bewahren suchten, und die 
Hoffnung auf die Wiedererweckung des groß-
deutschen Gedankens andererseits, die eine 
Möglichkeit eröffnete, der Niederlage doch 
noch einen „Sinn" abzuringen, durchkreuzten 
vielfach die kritische Besinnung auf die Ur-
sachen des Zusammenbruchs.

Die nationalkonservative Frontstellung — nach 
innen gegen die Parteienherrschaft der ehema-
ligen „Reichsfeinde", denen das Bismarckreich 
„ausgeliefert" worden sei67 ); nach außen ge-
gen die übernationale Staatenordnung des 
Völkerbundes, gegen die „Träumer vom ewi-
gen Frieden und ewiger Gemeinschaft de
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Völker" )  — bewirkte bei Historikern wie 
Max Lenz und Erich Marcks, daß nun erst 
recht der nationale Machtstaat zum absoluten 
Wertmaßstab erhoben wurde. Zwar wurde die 
Vergröberung des Machtgedankens vorsichtig 
kritisiert, aber Bismarck blieb doch der große 
Lehrmeister, der Macht und Ideal in Einklang 
gebracht habe, für den Macht „die notwendige 
Form aller Politik, aller nationalen Selbstbe-
hauptung“ bedeutete 69 ). Das stolze Erbe von 
1871 wird zum Vermächtnis, zur „Kraftquelle" 
für die eigene düstere und trostlose Gegen-
wart; allein die Vergangenheit gilt als „ein-
ziger sicherer Besitz". Für Marcks liegt ge-
rade die Aufgabe des Historikers darin, als 
„Herold" der „Größe" vergangener Zeiten die 
Tradition zu bewahren, den „Staats- und 
Reichsgedanken" und „seine Pflichten" fest-
zuhalten „über allen Rechten der einzelnen 
und der Gruppen" 70 ). So bildet die Reichs-
gründung auch weiterhin bis zu dem Alters-
werk über den „Aufstieg des Reiches", die 
„Grundlage alles nationaldeutschen Staatsle-
bens", ein „stählernes Glied in der Kette un-
serer Geschichte", die „stolze Sonnenhöhe" 
der nationalen Entwicklung 71 ).

72) W. Goetz, Die deutsche Geschichtsschreibung 
der Gegenwart (1924). Historiker in meiner Zeit. 
Gesammelte Aufsätze, hrsg. v. Th. Heuss (1957), 
S. 415.
73) V. Valentin, Geschichte der deutschen Revolu-
tion von 1848—49 (1930/31).
74) Oncken, a. a. O., S. 17. F. Meinecke, Nach der 
Revolution. Geschichtliche Betrachtungen über un-
sere Lage (1919), S. 54.
75) Ebd., S. 17, S. 36, S. 56.
76) Meinecke, a. a. O., S. 65.

Mit Recht hat ein liberal-demokratischer Hi-
storiker wie Walter Goetz schon in der Zeit 
der Weimarer Republik den Widersinn eines 
rein restaurativen Kontinuitätsdenkens kriti-

67) M. Lenz, Partei oder Vaterland? Kleine Histori-
sche Schriften. Bd. 3 (1922), S. 165.
68) E. Marcks, Das Deutsche Reich von 1871—1921. 
Männer und Zeiten, Bd. 2, S. 462
69) Ebd., S. 447.
70) Ebd., S. 441, S. 463.
71) Der Aufstieg des Reiches. Deutsche Geschichte 
von 1807 bis 1870/78 (2 Bde. 1936), Bd. 1, S XI u 
Bd. 2, S. 612.

siert, das sich den Problemen der neuen Zeit 
verschließt und „über allem Reden und Schrei-
ben vom geschichtlich gewordenen organi-
schen Staate den lebendigen Staat und seine 
Weiterentwickl 72ung ganz vergißt" ). Aus dem 
Blickwinkel der politischen Gegenwart fordert 
er eine sachliche Loslösung von festverwur-
zelten Gedankengängen und eine Besinnung 
auf die demokratische Tradition der Revolu-
tion von 1848 — freilich, ohne Gefolgschaft zu 
finden. Die große Darstellung über 1848 von 
Veit Valentin, die immerhin von Erich Marcks 
angeregt worden war, erschien erst 1930/31 
und fand in der Fachhistorie nicht mehr die 
Würdigung, die sie verdient hätte 73).
Unter den nationalkonservativen Historikern 
haben vor allem Friedrich Meinecke und Her-
mann Oncken den schwierigen und mühsamen 
Versuch unternommen, im Geist der histori-
schen Tradition zugleich den neuen Zeitideen 
der Gegenwart gerecht zu werden und von 
hier aus das überlieferte Bild des Bismarckrei-
ches kritisch zu überprüfen. Beide lehnen die 
„Kanonisierung des nationalen Entwicklungs-
prozesses" vom Endziel 1870/71 her ab74 ). 
Oncken weist mit Nachdruck darauf hin, daß 
die kleindeutsche Lösung nicht als „die einzig 
mögliche Anschauung deutscher Geschichte" 
zu gelten habe, denn wie alle historischen Ge-
bilde so könne auch das Bismarckreich keinen 
absoluten Wert besitzen. Die Reichsgründung 
ist ihm gerade darin Vorbild und „Erfüllung" 
— an diesem Glauben hält er allerdings fest —, 
daß sie die beste Verbindung von „alten 
historischen Gewalten, und den neuen Trieb-
kräften der Zeit" 75darstellte ).  Meineckes Ur-
teil fällt noch erheblich skeptischer aus. In der 
nüchternen Bilanz seiner kleinen Schrift „Nach 
der Revolution" spricht er offen von den „al-
ten unwiderruflich zerschlagenen Formen des 
Herrschaftsstaates" 76 ). Hatte er schon in sei-
nem Buch „Weltbürgertum und Nationalstaat" 
eine Kritik an der Stellung Preußens im Bun-
desstaat von 1871 angedeutet, so verschärfte 
sich jetzt der Blick für die verfassungspoliti-
sche Problematik und die sozialen Spannungen 
in Staat und Gesellschaft des Kaiserreiches.



Mit einem für seine konservative Grundhal-
tung erstaunlichen Radikalismus schildert Mei-
necke die Schattenseiten des preußisch-deut-
schen „Obrigkeitsstaates", wie sie bisher nur 
von der linksliberalen und sozialdemokrati-
schen Opposition angeprangert worden waren. 
Meinecke scheut nicht davor zurück, die mar-
xistische Kritik ernst zu nehmen, und er 
stimmt niemand geringerem als Friedrich En-
gels zu, wenn er ausführt, daß Bismarck die 
Massenkräfte des modernen Sozial- und Wirt-
schaftslebens, die doch sein Reich erst zur Gel-
tung brachte, falsch eingeschätzt und „die von 
ihm selbst geschaffene geschichtliche Lage 
nicht begriffen" habe 77 ). Sein Werk, obgleich 
„ein Wunderwerk von Zusammenfassung 
staatlicher und nationaler, alter und neuer 
geschichtlicher Kräfte", bewahrte doch zu-
gleich einen „starren und harten Rest von 
Obrigkeitsstaat", der eine nationale Kohärenz 
verhinderte. Die Schwäche des Bismarckrei-
ches lag in seiner sozialen Begrenztheit von 
Adel und Offizierskorps als tragender Schicht, 
der sich das obere Bürgertum aus politisch-
militärischem Schutzbedürfnis, aber auch aus 
sozialem Klasseninteresse nur allzu bereit-
willig anglich. Die Folge war eine „hart kon-
servative und militaristische Färbung der na-
tionalen Idee", die „Verengung und Vergröbe-
rung des nationalen Denkens zum nationalisti-
schen Denken" 78 ). Meinecke berücksichtigt 
damit zum erstenmal die Frage nach den so-
zialen Trägern der nationalstaatlichen Idee 
und nach dem sozialen Aufbau der nationalen 
Gesellschaft im Kaiserreich — ein sozialge-
schichtlicher Aspekt, den er allerdings nicht 
weiterverfolgt und der erst nach 1945 wieder-
aufgenommen wurde.

77) Ebd., S. 4 u. S. 29.
78) S. 24.
79) F. Meinecke, Die Idee der Staatsräson in der 
neueren Geschichte. Hrsg. u. eingel. v. W. Hofer 
(1960). Vgl. W. Hofer, Geschichte zwischen Philo-
sophie und Politik (1956).

80) Nach dem vieldiskutierten Ausdruck von O. 
Westphal, Feinde Bismarcks. Geistige Grundlagen 
der deutschen Opposition 1848—1918 (1930), S. 21.
81) H. Plessner, Die verspätete Nation, über die 
politische Verführbarkeit bürgerlichen Geistes 
(31962).

Meineckes großes Hauptwerk der Zwischen-
kriegszeit, „Die Idee der Staatsräson", hat die 
Diskussion über den preußisch-deutschen 
Machtstaat in eine andere Richtung weiterge-
führt 79 ). Das Thema des Buches ist eine ideen-
geschichtliche Analyse über das Wesen der 
Macht, deren Idealisierung bei Hegel, Ranke 
und Treitschke gleichsam zurückgenommen 
wird. In scharfer Selbstkritik bezieht Meinecke 
die Gegenposition zur Hegelrenaissance in der 
Weimarer Republik, aber auch zu dem eige-
nen Werk „Weltbürgertum und Nationalstaat 

aus der Vorkriegszeit. Der idealistische Glaube 
an die Identität des Wirklichen mit dem Ver-
nünftigen, das heißt dem sittlichen Staat, 
weicht der pessimistischen Einsicht in die 
„Dämonie der Macht" und die dualistische 
Spannung zwischen ethischen Normen und po-
litischem Handeln, Staatsräson und Humani-
tät. Mit der Besinnung auf die geistesge-
schichtlichen Wurzeln des übersteigerten deut-
schen Machtstaatsdenkens berührte Meinecke 
zugleich einen zweiten Problemkreis, den gei-
stig-kulturellen Gegensatz zwischen Deutsch-
land und Westeuropa, der in den zwanziger 
Jahren zu einem Kernthema der Revisions-
debatte wurde. Es sei hier nur an Ernst 
Troeltsch erinnert, der das Thema „Deutscher 
Geist und Westeuropa" in 
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den Mittelpunkt 
seiner Kulturphilosophie stellte. Unmittelbar 
auf die Reichsgründung bezogen, wurde diese 
Fragestellung in der Diskussion über die 
„Ideen von 1871" ) ausgenommen, die aller-
dings von vornherein damit belastet war, daß 
sie nicht im Sinne von Meinecke und Troeltsch 
eine Klärung der eigenen historischen Tra-
ditionen im Vergleich mit der rationalen Ge- 
schichts- und Staatsauffassung des Westens 
bewirkte, sondern eher zu einer noch einsei-
tigeren Betonung der spezifisch deutschen 
Staatsform führte, sei es in kritischer oder 
apologetischer Absicht. Immerhin beweist die 
Debatte, daß die alte Ansicht von der Reichs-
gründung als der Synthese von Macht und 
Geist zumindest problematisch geworden war.

Den schärfsten Angriff führte Helmuth Pless- 
ner in seinem 1935 erschienenen Buch, das in 
Anlehnung an Nietzsche die These von der 
„verspäteten Nation" aufstellte, die die ge-
schichtliche Verzögerung ihrer staatlichen 
Gründung nicht mehr einzuholen vermochte 
und so den Anschluß an die politische Aufklä-
rung und den Humanismus der westeuropä-
ischen Staaten verpaßte81 ). Aus der Verbin-
dung widersprüchlicher Traditionen — des ro-
mantischen Reichsgedankens einerseits und 
des preußischen Staates andererseits, dessen 
politischer Aufstieg sich gerade gegen das 
Reich vollzogen hatte und der durch die kon-
fessionelle Gegenstellung zum Kaiser, durch 
territoriale Begrenztheit und Landesfürsten-
tum eine eigene Staatsidee nicht entwickelte



— entstand „im europäischen Raum eine 
Großmacht ohne Staatsidee'1 82).  Diese histo-
risch undifferenzierte Analyse enthielt aber 
im Grunde nur die Umkehrung der hegeliani-
schen Staatsauffassung, und ein konservativer 
Historiker wie Otto Westphal hat dann auch 
aus derselben Perspektive den entgegenge-
setzten Schluß gezogen. Gerade die rein staat-
liche Begründung des Bismarckreiches gilt 
ihm, dem der Staat eine „Veranstaltung des 
objektiven Geistes" geblieben war, als Ver-
wirklichung der „Idee". Gegen den kulturphi-
losophischen Pessimismus Nietzsches führt er 
die These von der Eigengesetzlichkeit der Po-
litik ins Feld und kommt zu der dogmatischen 
Folgerung, daß die Geschichte als Geschichte 
des Staates ihrem Wesen nach „politische Ge-
schichte und nur politisch
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e Geschichte" sei und 

bleiben müsse ).

82) Ebd., S. 39.
83) Feinde Bismarcks, S. 286.
84) J. Ziekursch, Die Reichsgründung (1925), S. 4.

85) Ebd., S. 3.
86) C. Schmitt, Staatsgefüge und Zusammenbruch 
des zweiten Reiches (1934).
87) E. Zechlin, Zur Kritik und Wertung des Bis-
marckreiches. Neue Jahrbücher für Wissenschaft 
und Jugendbildung 10 (1934), S. 542.
88) K. A. v. Müller, Probleme des Zweiten Reiches 
im Lichte des Dritten (1935), S. 26 f.

Am konkreten Beispiel der Verfassungssitua-
tion des Reiches hat dann Johannes Zie- 
kursch in seiner Darstellung über die Reichs-
gründung den westlichen Demokratiebegriff 
als Modell benutzt, um nachzuweisen, daß die 
„angeblich spezifisch deutsche Staatsform" der 
konstitutionellen Regierung über den Parteien 
im Widerspruch gestanden habe zu dem „die 
Welt erfüllenden demokratischen Zeit-
geist" 84).  Die Reichsverfassung von 1871, die 
zwar das Parlament weitgehend entmachtete, 
ihm aber zugleich mit dem allgemeinen Wahl-
recht eine Waffe lieferte, die Bismarcks Werk 
aus den Angeln heben sollte, erscheint ihm 
als unsichere Kompromißlösung, die nicht nach 
den Wünschen der Mehrheit des deutschen 
Volkes ausfiel, sondern allein auf die persön-
lichen Machtinteressen des Reichskanzlers zu-
geschnitten war. Das erinnert an die marxi-
stische Kritik des „Scheinkonstitutionalismus" 
und der bonapartistischen Methoden Bismarcks; 
aber andererseits fällt Ziekursch immer wieder 
in die Sprache der Bismarck-Legende zurück, 
wenn er die „dämonische Genialität", den 
„politischen Genius", den „Mann der Tat" 
oder auch die „Heroenzeit Bismarcks" rühmt. 
Der zwiespältige und unausgeglichene Stil 
charakterisiert auch die berühmte und vielzi-
tierte These der Einleitung in ihrer Mischung 
aus Pathos und Kritik: „Dem Geist der Zeit 
entgegen wurde die stolze Burg des neuen 
deutschen Kaiserreiches erbaut, nicht wie fast 
alle Monarchien im Laufe der Weltgeschichte 
durch einen genialen Herrscher geschaffen, 

auch nicht von einem Volke in revolutionä-
rem Sturm gegen Fremdherrschaft und Tyran-
nenmacht erkämpft, sondern ein preußischer 
Edelmann, Otto von Bismarck, hat mit Tita-
nenkraft das neue Rei 85ch errichtet." )

In der nationalsozialistischen Geschichtsschrei-
bung wurde dann auch Ziekurschs These in ihr 
Gegenteil verkehrt. In einer Rezension hat 
Egmont Zechlin 1935 Ziekurschs Verfassungs-
interpretation mit der Auffassung von Carl 
Schmitt verglichen, der gleichfalls, nur mit um-
gekehrtem Vorzeichen, den „dilatorischen For-
melkompromiß" des Konstitutionalismus kri-
tisierte, die „verhängnisvolle" Unterwerfung 
des preußischen Soldatenstaates und Soldaten-
volkes unter die politischen Machtansprüche 
und Verfassungsbegriffe des liberalen Bürger-
tums86). Zechlin vermittelt zwischen den ver-
schiedenen Ansichten und rechtfertigt seiner-
seits das Bündnis Bismarcks mit der national-
liberalen Bewegung als eine „Kampfgenossen-
schaft", die fallen mußte, als ihr Ziel erreicht 
war: „Es ist die Tragik der deutschen Staats-
entwicklung, daß sie hin und her gestoßen 
wurde zwischen den westeuropäischen liberal- 
demokratischen Verfassungsbegriffen und aus 
den deutschen Verhältnissen und Ideen kom-
menden Ansätzen, die sich mit dem Führer-
prinzip und der Berutsethik des preußischen 
Soldatenstaates zu organischem Aufbau hät-
ten verbinde 87n können." ) Bismarcks berufs-
ständische Pläne, die im Obrigkeitsstaat von 
1871 scheiterten, erscheinen als Ausweg, um 
den Staat, der als „das sittlich Ganze" für sein 
Dasein kämpft und diesem Existenzkampf alle 
individuellen und sozialen Bestrebungen auto-
ritär unterwirft, dennoch mit der „Volksge-
meinschaft" funktionell zu verbinden — eine 
„Überwindung des Parteiwesens", die erst 
dem Nationalsozialismus habe gelingen kön-
nen.
So aber geriet die Diskussion über die „Ideen 
von 1871" in den Sog der NS-Ideologie. Der 
„Genius" Bismarcks wurde von dem „Geist der 
Zeit" überwunden, weil sein Reich im Zeitalter 
der Massendemokratie an dem „Mangel eines 
sozialen Ideals" und an dem „Mangel eines 
völkischen Ziels" zerbrechen mußte88 ). Erst 



das Dritte Reich findet nach dieser Interpre-
tation die Synthese zwischen Macht und Geist, 
das heißt zwischen Führerstaat und deutschem 
Volkstum.
Es wird im folgenden zu zeigen sein, daß auch 
die Diskussion über die außenpolitische Stel-
lung des Bismarckreiches, die mit der von 
allen Parteien und Richtungen vertretenen 
Anschlußforderung Deutsch-Osterreichs einen 
politisch höchst aktuellen Bezug gewann, 
schließlich von der nationalsozialistischen Ge-
schichtsschreibung aufgegriffen wurde. Ließ 
sich der Bruch in der innenpolitischen Entwick-
lung nur durch ein restauratives Wunschden-
ken überbrücken, das die Realität von 1918 
ebenso mißverstand wie die Wende von 1933, 
so konnte die außenpolitische Katastrophe von 
1918/19 in ein schicksalhaftes Geschehen um-
gedeutet werden, das trotz allem den inneren 
Zusammenhang der Epochen wiederherzustel-
len schien. Für Hermann Oncken liegt der 
„Sinn der deutschen Geschichte" in der über 
alle Verluste immer wieder neue und reichere 
Möglichkeiten erschließenden Dynamik des 
„dauernden Werdens", das nun, nach dem Zu-
sammenbruch von 1918 die „Wiedergeburt der 
großdeutschen Idee" als „reichste Frucht" des 
nationalen Unglücks eingebracht habe 89 ). Die 
deutsche Geschichte wird zum „Schicksal“, zur 
leitenden „Schicksalsmacht", deren geheimnis-
voller „Sinn" und deren „Ziele" aus der Be-
trachtung der besonders durch die „Mittellage 
bedingten 

90
Auf- und Niedergänge von Zeit zu 

Zeit herausgeahnt werden können" ). Im 
„Auf- und Niedergang des deutschen Schick-
sals" bildet die Reichsgründung eine „Durch-
gangsstufe" zur Vollendung des National-
staats91 ). So entsteht eine modifizierte teleo-
logische Geschichtskonzeption, die zwar das 
Bismarckreich als vergängliches historisches 
Gebilde wertet, aber zugleich an der Verabso-
lutierung der Nation, die sich in der Stufen-
folge der deutschen Geschichte in immer neuen 
und höheren Formen verwirklicht, festhält. Die 
„tragische" Notwendigkeit der kleindeutschen 
Lösung Bismarcks, die erst die Voraussetzung 
schuf für die höhere Stufe der Selbstrealisie-

89) Der Sinn der deutschen Geschichte, a. a. O., S.42. 
Vgl. Die Wiedergeburt der großdeutschen Idee 
(1920), Nation und Geschichte, S. 45 ff. Vgl. Krill, 
a. a. O., S. 247 ff.
90) Siehe den Abschnitt: Das deutsche Schicksal, 
ebd., S. 3 ff. .

91)  E. Marcks, Auf- und Niedergang im deutschen 
Schicksal (1927).

92) Vgl. auch G. Ritter, Bismarcks Reichsgründung 
und die Aufgaben deutscher Zukunft. Ein Wort an 
Bismarcks „Großdeutsche" Kritiker (1928).
93) Oncken, Der Sinn der deutschen Geschichte, 
S. 19 ff.
94) So noch die Formulierung in der nach dem 
2. Weltkrieg erschienenen Schrift: Vom geschicht-
lichen Sinn und vom Sinn der deutschen Ge-
schichte (51951), S. 126. Nach der Revolution, S. 30.
95) Nation und Geschichte, S. 21.

96)  Die konservativen Züge der Außenpolitik wer-
den dann besonders betont in der wichtigen Studie 
von R. Stadelmann, Das Jahr 1865 und das Problem 
von Bismarcks deutscher Politik (1933).

rung der Nation, wird auch jetzt nicht in Frage 
gestellt92 ).
Dennoch hat die Auseinandersetzung um das 
Problem der außenpolitischen Kontinuität der 
deutschen Geschichte das Urteil über die politi-
sche Zielsetzung Bismarcks in einem entschei-
denden Punkt differenziert. Sowohl Oncken 
wie Meinecke haben den Rhythmus der na-
tionalen Entwicklung, das „rätselhafte Fluten 
und Nicht-zur-Ruhe-Kommen“ im schicksal-
haften Geschichtsverlauf auf eine gleichblei-
bende außenpolitische Bedingtheit zurückge-
führt, auf das seit dem Mittelalter geltende 
„Lebensgesetz der geographischen Mittellage" 
des Reiches93 ). Trotz der scharfen Kritik am 
preußisch-deutschen Obrigkeitsstaat kommt 
Meinecke von hier aus doch zu dem Schluß, 
daß es kein „Irrlicht“ gewesen sei, sondern 
„Schicksal", das die deutsche Geschichte auf 
den Weg zum einheitlichen Machtstaat führte: 
„Es war die geopolitische Lage Deutschlands 
in Mitteleuropa, die uns die Alternative auf-
zwang, entweder Depressionsgebiet zu blei-
ben oder Machtstaat zu werden.“ 94 ) Obgleich 
damit die Reichsgründung erneut unter den 
Primat der Außenpolitik gestellt wird, die das 
innenpolitische „Schicksal" allein bestimmte 
— Oncken lehnt in diesem Zusammenhang die 
„vereinfachenden Methoden sozialer und so-
ziologischer Theorien" ausdrüc 95klich ab ) —, 
gelingt es der vergleichenden Analyse den-
noch, Bismarcks Lösungsversuch nicht allein 
unter dem machtstaatlichen Aspekt zu deuten. 

Oncken entdeckt die konservativen Züge im 
außenpolitischen System Bismarcks, das er mit 
dem konservativen Staatensystem Metter-
nichs vergleicht96 ). Wie der Begründer des 
Deutschen Bundes stand Bismarck von 1866 bis 
1871 vor der Aufgabe, durch die Neuorgani-
sation der deutschen Mitte zugleich eine eu-
ropäische Friedensordnung zu schaffen. Das 
deutsch-österreichische Bündnis von 1879 be-



stätigt, daß Bismarck beide Traditionen ver-
band, die konservative, mitteleuropäisch 
orientierte Politik Metternichs und die Politik 
des geschlossenen kleindeutschen National-
staats. Bismarck erscheint nicht mehr als rück-
sichtsloser Gewaltpolitiker, der nur im Sinn 
der preußischen, das heißt deutschen Machtin-
teressen handelte, vielmehr wird hinter dem 
deutschen Reichsgründer der „konservative 
Staatsmann" sichtbar, „ein guter Europäer von 
universalem Weitblick und tiefem Verantwor-
tungsgefühl". Schon 1870/71 sei es Bismarcks 
Ziel gewesen, die gewonnene Macht der Mitte 
zur Sicherung des europäischen Friedens zu 
nutzen97 ). Gerade im Hinblick auf den „Rea-
lismus Bismarckschen Stiles" 98)  hat Oncken 
wie auch Meinecke aus der geschichtlichen Er-
fahrung zugleich die politische Konsequenz ge-
zogen und die Locarno- und Völkerbundspoli-
tik der Weimarer Republik anerkannt.

97) Deutsche Vergangenheit und deutsche Zukunft 
(1926), Nation und Geschichte, S. 83.
98) Ebd., S. 86.

Die Gegenüberstellung und Würdigung der 
beiden Lösungsversuche der deutschen Frage 
durch Metternich und Bismarck war zugleich ein 
Ergebnis der „gesamtdeutschen Geschichtsauf-
fassung", ein von dem österreichischen Histo-
riker Heinrich von Srbik geprägter Ausdruck 
für ein neues Geschichtsbild, in dessen Mittel-
punkt die politische Organisation „des deut-
schen Volkes" in Mitteleuropa stand, die nicht 
mehr einseitig vom kleindeutsch-preußischen 
oder großdeutsch-österreichischen Standort 
aus, sondern aus „gesamtdeutscher" Sicht ver-
standen und bewertet werden sollte. In diesem 
Deutungsversuch, der nicht allein den natio-
nalstaatlichen Zusammenschluß gelten ließ, 
sondern auch die universalistisch-mitteleuro-
päische Tradition des alten Reiches, die der 
Deutsche Bund als Erbe übernahm und fort-
führte, zum gleichwertigen Maßstab erhob, 
wurde die kleindeutsche Vorgeschichte und 
Geschichte der Reichsgründung erweitert 
durch die Frage nach der Wirkung der 1866 
„besiegten Idee". Die beiden großen Gesamt-
darstellungen über die Reichsgründung aus 
der Zeit nach 1918, Erich Marcks’ Alterswerk 
„Der Aufstieg des Reiches" und Srbiks vier-
bändige Darstellung über die „Deutsche Ein-
heit", haben sich von verschiedenen Ausgangs-
stellungen her mit eben diesem neuen Aspekt 

auseinandergesetzt99 ). Für Marcks steht wei-
terhin der Staat und die „Verkörperung des 
Staates" durch Bismarck im Mittelpunkt; Srbik 
bekennt sich von vornherein zu dem neuen 
völkischen Ideal: Das „deutsche Volk und die 
deutsche Erde" bedeuten ihm „höchste Wirk-
lichkeit und höchsten Wert" ,100). In beiden 
Werken — bei Marcks in der Verabsolutie-
rung des autoritären Staatsgedankens, bei 
Srbik in der Hervorhebung des Volksprinzips 
— zeigt sich die Annäherung des nationalkon-
servativen Denkens an den Nationalsozialis-
mus.

Es ist dennoch nicht zu verkennen, daß die ge-
samtdeutsche Geschichtsbetrachtung bei aller 
Fragwürdigkeit ihrer Ideologie zu einer Ver-
breiterung des methodischen Ansatzes führte, 
die im Verdikt der modernen Strukturge-
schichte über die politische Ereignisgeschichte 
der älteren Forschung gemeinhin übersehen 
wird. Srbik wie Marcks lehnen die rein etati- 
stische, diplomatiegeschichtlich orientierte Dar-
stellung eines Erich Brandenburg ab. Marcks 
will die „Gesamtentwicklung des deutschen 
Daseins" schildern, freilich auch weiterhin un-
ter dem beherrschenden Gesichtspunkt „des 
staatlichen Werdens", für das alle anderen 
„Kräfte notwendiger Mitwirkung" in Wirt-
schaft, Gesellschaft, Verfassung und Geistesle-
ben nur „Tragekräfte" und „Wesensergän-
zungen" bilden101 ). Srbiks Ziel ist es, „die 
Ganzheit des über den Staaten lebenden deut-
schen Volkes" „seelisch-politisch zu verste-
hen", eine „deutsche Volksgeschichte" also, 
die nicht nur unter dem historisch-politischen 
und ideengeschichtlichen Aspekt, sondern auch 
unter dem geopolitischen, wirtschafts- und

89) E. Marcks, Der Aufstieg des Reiches. Deutsche 
Geschichte von 1807 bis 1870/78 (2 Bde. 1936). 
H. Ritter v. Srbik, Deutsche Einheit. Idee und 
Wirklichkeit vom Heiligen Reich bis Königgrätz 
(4 Bde. 1935—1942).
10°) Vgl. den programmatischen Aufsatz: Zur ge-
samtdeutschen Geschichtsauffassung, HZ 156 (1937), 
S. 230. Srbik setzt sich hier mit den Angriffen der 
kleindeutschen Historiker auseinander: F. Hartung, 
Preußen und die deutsche Einheit. Forschungen zur 
Brandenburgischen u. Preußischen Geschichte 49 
(1937), S. 1—21; E. Brandenburg, Deutsche Einheit, 
Hist. Vjschr. 30 (1936) S. 757—770. Zur gesamtdeut-
schen Geschichtsauffassung vgl. ferner: W. Andreas, 
Die Wandlungen des großdeutschen Gedankens 
(1924). W. Schüßler, Deutsche Einheit und gesamt-
deutsche Geschichtsbetrachtung. Aufsätze und Re-
den (1937).
101) Der Aufstieg des Reiches, Bd. 1, S. XIII.
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hen Gesichtspunkt untersucht 
r werden soll ).

I Das Kernthema beider Darstellungen bildet 
) das österreichisch-preußische Problem, ver-
knüpft mit der „geopolitischen Schicksalslage"

[ Deutschlands in d 103er Mitte Europas ).  Ge-
rade aus der „räumlichen, völkischen" und 
„staatlichen" Sicht der gesamtdeutschen Ge-
schichtsbetrachtung kommt Marcks zu dem Re-
sultat, daß der „Reichsaufstieg" zur kleindeut-
schen Einheit ein „Sachbestand der Wirklich-
keit" sei, der nicht hinwegdiskutiert werden 
könne, auch wenn er sich zu der Einsicht durch-
ringt, daß die Trennung von Österreich 1866 
nur „eine Stufe der deutschen Entwicklung" 
bildet, von der „auch der jene Notwendigkeit 
Anerkennende sehnsüchtig hofft, daß sie zu 
Bildungen gesamtdeutscher Zukunft empor-
führen werde" 104).  Die Gliederung der Dar-
stellung in eine „Stufenfolge" der politischen 
Aufwärtsentwicklung bis zum „geschichtlichen 
Gipfelpunkt" der Reichsgründung — die Me-
taphern „Stufe", „Vorstufe", „Zwischenstufe", 
„Durchgangsstufe" werden ermüdend häufig 
benutzt — ist charakteristisch für die zielbe-
stimmte Wertung von Marcks.

Bezeichnenderweise beginnt die notwendig auf 
1871 hinführende Entwicklungslinie mit der 
preußischen Reformzeit, die von vornherein 
den „Vorsprung" Preußens vor Österreich fest-
legt. Die Wiederherstellung der Staatenwelt 
Europas 1815 und die „Friedensordnung" Met-
ternichs wird zwar eingehend gewürdigt, aber 
andererseits vertritt Marcks gegen Srbik die 
Ansicht, daß die großdeutsch-mitteleuropäi-
schen Pläne — „wenn sie je bestanden"! — 
kaum entfaltet worden seien. Der Deutsche 
Bund blieb „leere Schale", während 

105

Preußen 
seit 1807 und 1813 „die lebendigste nationale 
Kraft" verkörperte, die allein in die Zukunft 
wies: „Es geschah, was geschehen mußte." ) 
Der wirtschaftspolitische Aufschwung Preu-
ßens im „Mit- und Gegeneinander der deut-
schen Staaten", die Gründung des Zollver-
eins, die außenpolitischen Ereignisse der vier-
ziger Jahre, die Revolution von 1848 als die 
notwendig scheiternde „Vorstufe" zur Reichs-

102) Zur gesamtdeutschen Geschichtsauffassung, 
S. 229 f.; Deutsche Einheit, Bd. 1, S. 11.
103) Deutsche Einheit, Bd. 1, S. 9; Der Aufstieg des 
Reiches, Bd. 1, S. 5.
104) Der Aufstieg des Reiches, Bd. 1, S. XIII ff.
105) Ebd., S. 102.

gründung, zerschlugen die zusammenhaltende 
Macht des konservativen Systems Metternichs. 
Der „deutsche Gang" konnte sich nur gegen 
Habsburg vollziehen, auch wenn Österreich 
„völkisch, seelisch, kulturell" zur deutschen 
Welt gehörte: „So stand es in den Sternen ge-
schr 106ieben." )

Das teleologische Kontinuitätsdenken wird 
hier und an vielen anderen Stellen von einem 
pathetischen Schicksalsglauben überlagert, der 
die Reichsgründungsgeschichte in eine säkula-
risierte Heilsgeschichte verwandelt. Bismarck 
erhält messianische Züge, die an den Führer-
kult nach 1933 erinnern: „Und die Geschichte 
der Reichsgründung erweitert sich oder veren-
gert sich seit seinem Eintritte in die Macht fast 
zur Geschichte Bismarcks: dessen, der alles ge-
wollt und alles getan hat, der dann alles ver-
körperte, die werdende und die erstandene 
Nation; dessen Staatsmannschaft sich als sou-
veräne Gewalt über alle anderen hob. . .. Wer 
die Wirklichkeit nicht verstümmeln wil

107

l, muß 
da die persönliche des obersten Führers in die, 
vor die erste Reihe stellen, als handelnde und 
schaffende Macht ganz für sich allein.  107)

Bei der Deutung der Bismarckschen Außenpo-
litik in den „Gipfeljähren der Reichsgrün-
dung" 1864 bis 1870 schildert auch Marcks den 
„konservativen Revolutionär", der zwar den 
Deutschen Bund zerschlug, der aber dennoch 
als Nachfolger Metternichs und „aller großen 
europäischen Staatsmänner“ „in vollem Be-
wußtsein europäisch orientiert" war und seine 
Pläne und Ziele „in den Rahmen eines bleiben-
den Europas" stellte ). Entsprechend wird 
das „Rätsel der dualistischen Politik“ vor 1866 
sehr vorsichtig

109
 umschrieben und „ein gut 

Stück anständiger Ernsthaftigkeit" )  in dem 
Verständigungsversuch mit Österreich nicht 
ausgeschlossen, auch wenn Marcks immer wie-
der betont, daß Bismarck in den Jahren 1863 
bis 1865 wie beim deutsch-österreichischen 
Bündnis 1879 „großmächtliche und nicht groß-
deutsche Politik" betriebn0). Der Deutsch-

106) Ebd., S. 161 f.
107) Ebd., S. XIII f.
108) Marcks konnte hier die großen, nach 1920 er-
schienenen Aktenpublikationen zur Außenpolitik 
benutzen; u. a. die Friedrichsruher Ausgabe der 
Werke Bismarcks. Marcks, Der Aufstieg des Rei-
ches, Bd. 1, S. 82; Bd. 2, S. 380 f.
109) Bd. 2, S. 119; S. 125. Ähnlich auch Srbik, Bd. 4, 
S. 274 ff.
u110) Der Aufstieg des Reiches, Bd. 2, S. 606.



Französische Krieg erscheint als ein bellum 
iustum für „das innerste Lebensrecht des wie-
dererstandenen Deutschlands" und gegen den 
Expansionstrieb Frankreichs, der die europäi-
sche Ordnung 111zu zerstören drohte ) .

Die bei Srbik aufgezeigten Entwicklungslinien, 
die auf das „Schicksalsjahr" 1866 und den Aus-
schluß Österreichs hinauslaufen, werden da-
gegen von dem Leitgedanken bestimmt, daß 
„die mitteleuropäische Idee" eine „Notwen-
digkeit" für das deutsche Volk, ja für die Welt 
bedeutete und be 112deutet ). Insofern entwirft 
Srbik ein Gegenbild zur Darstellung von 
Marcks, obgleich auch er die Unvermeidlich-
keit der kleindeutschen Nationalstaatsgrün-
dung -— nicht als „Enderfüllung" und „Lösung 
des ewigen deutschen Problems", wohl aber 
als „bedeutsame Wegstrecke" zur gesamtdeut-
schen Einigung — anerkennt 113 ). Es geht ihm 
nicht darum, politische Alternativmöglichkei-
ten herauszufinden — Srbik teilt durchaus 
Marcks' Ansicht über den „Sachbestand der 
Wirklichkeit" —, sondern darum, die Berechti-
gung der „tragenden Ideen",, in dem Nebenein-
ander, Nacheinander und Gegeneinander des 
universalen, des mitteleuropäischen und des 
nationalstaatlichen Moments" nachzuwei-
sen 114 ). Von dieser Zielsetzung her gliedert 
sich die Darstellung, eine von der mitteleuro-
päischen Idee her gesehene absteigende Linie: 
Der römisch-deutsche Reichsgedanke weicht 
dem säkularisierten Gedanken einer Staaten-
gesellschaft in einem politisch-föderierten Mit-
teleuropa unter österreichischem Primat im 
Zeitalter Metternichs; 1848 verteidigt Schwar-
zenberg mit seinem gesamtösterreichisch-mit-
teleuropäischem Projekt — „eine Idee von 
erstaunlicher Kühnheit" — das alte univer-
salistische Erbe gegen die „lebendigen Zeit-
kräfte"; nach Olmütz und Dresden wandelt 
sich der politische in den ökonomischen Mit-
teleuropaplan — an dieser Stelle wird übri-
gens auch das wirtschaftspolitische Ringen um 
die Zollunion ausführlich geschildert —; im 
erneuerten Bund bewahren die Bundesreform-
pläne Österreichs und der Mittelstaaten trotz 
der einzelstaatlichen, partikularistischen und 
trialistischen Tendenzen die „gesamtdeutsche" 
Tradition. Schließlich folgt als großer Höhe-

111) Ähnlich die Interpretation Onckens, Nation 
und Geschichte, S. 78 ff.
112) Deutsche Einheit, Bd. 2, S. 137.
113) Ebd., Bd. 1, S. 8.
114) Ebd., S. 9.

punkt der Frankfurter Fürstentag 1863, „der 
letzte von Ernst und echter Tragik erfüllte 
großdeutsche, von Österreich geleitete Ver-
such, dem alten Bund neue Lebenskräfte ein-
zuflößen." „In Frankfurt suchte noch einmal 
die deutsche Vergangenheit den Weg zur Zu-
kunft und konnte ihn nicht 115finden." )  Nach 
der „Atempause" der preußisch-österreichi-
schen Allianz in der Schleswig-Holstein-Frage 
fällt die „Entscheidung" im „Bruderkrieg" von 
1866: „Mitteleuropa droht in Flammen aufzu-
geh 116en." )

Das zusammenfassende Urteil über das 1871 
gegründete Reich ergibt sich aus der Differenz 
der Themenauswahl und des Wertmaßstabes. 
Auch Marcks verschließt sich nicht der Proble-
matik des neuen Nationalstaats, dessen gesell-
schaftliche Spannungen und dessen außenpoli-
tische Bedrohungen im „Zeitalter der Massen-
gewalten" das erreichte Ziel doch wieder in 
Frage stellen. Der Niedergang der bürgerli-
chen Kultur, die „ihre bestimmende schöpferi-
sche Kraft verlor", wird zum Signum der Jahre 
nach 1871, so daß von einer Synthese von 
Macht und Geist

117
 nicht mehr länger die Rede 

sein kann ).  Dennoch nimmt Marcks seine 
kritischen Vorbehalte wieder zurück, wenn er 
den Bruch Bismarcks mit dem liberalen Bür-
gertum 1878/79 als „erste große Wende auf 
das Heute zu" begrüßt, weil damals „der reine 
Staat mit seinem Heere und seiner Politik als 
eigentlicher Führer des Einheitswerks voran 
trat — der Staat in der Persönlichkeit Bis-
marcks" 118).  Seine „Führerschaft" garantiert 
allein über alle sozialen und politischen Span-
nungen hinweg die Einheit der Nation, die er 
verkörpert.

Daß hier das Führerprinzip als der Weisheit 
letzter Schluß gepriesen wird, erscheint uns 
heute bedenklich genug. In letzter Konsequenz 
führte diese Deutung zur nationalsozialisti-
schen Interpretation der Reichsgründung, die 
nur noch das „Reich als Tat" feierte, die alles 
historische Kontinuitätsdenken, als habe Bis-
marck lediglich den Einheitstraum der Nation 
verwirklicht, über Bord warf, und die „ein-
same Größe der Führertat", die — nach Alfred 
Baeumler — Bismarck mit Hitler verbindet, al-

115) Ebd., Bd. 4, S. 39 u. S. 76.
116) Ebd., S. 366.
117) Der Aufstieg des Reiches, Bd. 2, S. 607.
118) Bd. 1, S. XII f.



lein gelten ließ 119). Ein nationalsozialistischer 
Historiker wie Christoph Steding, Mitarbeiter 
Walter Franks am „Reichsinstitut für Ge-
schichte des neuen Deutschland", lehnte dann 
auch die Kulturkritik am Bismarckreich als 
„unpolitisch" ab: „Bismarck ist der deutsche 
Gedanke als politische Tat." In diesem Sinn 
wird die Kluft zwischen „Macht" und „Geist" 
überwunden. Die „große Tat" einer neuen 
Reichsschöpfung lege zugleich den Grund für 
eine neue „schöpferische Kultur": „Der Na-
tionalsozialismus ist ein Instinktausbruch des 
deutschen Volkes. Und der wird sich durchzu-
setzen wissen: d 120as allein entscheidet." )

Auf andere Weise hat Srbiks Urteil gleich-
falls der NS-Ideologie die historischen Argu-
mente geliefert. Srbik bestreitet, daß der „ge-
schlossene Nationalstaat von 1871", „die be-
wundernswerte Schöpfung eines Genies", ein 
„Reich" und eine europäische Ordnungsmacht 
gebildet habe, denn ihm fehlte „die metaphysi-
sche Idee". Nicht weil das Bismarckreich „ge-
gen den Geist der Zeit" im Sinne Ziekurschs 
gegründet worden war, sondern weil es kein 
Fundament in einem einheitlichen Volkstum 
besaß, weil Staat und Volk, Staat und Geist 

auseinanderbrachen, mußte es „dem höheren 
Gebot des Sterbens und Werdens“ weichen121). 
Der Volksbegriff Srbiks bleibt an den ge-
schichtlichen Reichsgedanken gebunden, aber 
er hat dann 1941 im Vorwort zum dritten Band 
die „Angliederung“ Österreichs unter Preis-
gabe seiner eigenen föderalistischen Konzep-
tion doch als Erfüllung der „metaphysischen“ 
Reichsidee begrüßt. Volkstumsideologen der 
gesamtdeutschen Geschichtsauffassung haben 
schließlich Volk und Rasse gleichgesetzt, eine 
Identifizierung, die Srbik selbst wie viele an-
dere nationalkonservative Historiker ablehnte. 
Die deutsche Reichsgeschichte, so schrieb Ger-
hard Krüger in seiner Polemik gegen Srbiks 
„universalistischen" Reichsgedanken, sei be-
stimmt „durch die blutliche, charakterliche Sub-
stanz ihres germanischen Erbes“. In diesem 
Sinne hätte Srbik seine Auffassung, daß „die 
Einheit der volklichen Substanz das bestim-
mende Moment" in der deutschen Geschichte 
sei, erweitern sollen: „Das Blut ist die Grund-
lage der Reichsbildung." 122)  Die historische 
Diskussion über die „Deutsche Einheit“ wird 
damit praktisch abgebrochen. An die Stelle 
der Geschichtsschreibung tritt der Mythos des 
Blutes und der Rasse.

119) A. Baeumler, Das Reich als Tat. Rede gehalten 
bei der Reichsgründungsfeier der Friedrich-Wil-
helms-Universität Berlin am 18. Januar 1934 (1934); 
vgl. besonders S. 9 f.
120) Chr. Steding, Das Reich und die Krankheit 
der europäischen Kultur (1938), S. XXXI, S. 570; 
vgl. auch: Reich und Reichsfeinde. Schriften des 
Reichsinstituts für Geschichte des neuen Deutsch-
land (4 Bde. 1941—1943).

121) Deutsche Einheit, Bd. 4, S. 468 ff., besonders 
S. 479.
122) G. Krüger, Um den Reichsgedanken, HZ 165 
(1942), S. 462 f. Vgl. Herzfeld, Staat und Nation, 
S. 140 ff. Vgl. den Rückblick Srbiks, Geist und Ge-
schichte vom deutschen Humanismus bis zur Ge-
genwart. Bd. 2 (1951), S. 337 ff.

Die Krise des Nationalstaats

Die Entwicklung der Geschichtsschreibung 
nach 1918 und vor allem nach 1933 könnte zu 
einem pessimistischen Urteil über die allzu 
enge Beziehung zwischen politischer Überzeu-
gung und historischem Denken verleiten; aber 
andererseits stellt sich doch umgekehrt die 
Frage, ob nicht zunächst die latente Opposition 
gegen die Weimarer Republik und die Ab-
kehr von den Gegenwartsproblemen eine 
rechtzeitige Distanzierung und Kontrolle der. 
überlieferten Werturteile verhindert haben. 
Die Ausnahmen, wie Friedrich Meinecke und 

Hermann Oncken, die beide das NS-Regime 
von vornherein ablehnten, bestätigen, daß ge-
rade die politische Neuorientierung nach 1918 
ein kritisches historisches Selbstverständnis 
ermöglichte. Erst die Flucht in die Vergan-
genheit bewirkte die verhängnisvollen Fehlur-
teile. Hinzu kam die Paradoxie, daß 1918/19 
zugleich mit dem übernationalen Völkerbunds-
plan das nationale Selbstbestimmungsrecht der 
Völker proklamiert worden war, so daß die 
Hoffnung auf die Restauration des National-
staats in seiner großdeutsch-völkischen Form 
berechtigt schien — eine sehr verführerische



Alternative, die der Historikergeneration 
nach 1945 von vornherein erspart blieb. Ange-
sichts der grauenhaften Übersteigerung des 
Nationalstaatsgedankens im Dritten Reich, die 
in die Katastrophe des Zweiten Weltkrieges 
führte, erledigte sich die Frage, ob Kontinui-
tät oder Neubeginn, die 1918 von so großer 
Bedeutung gewesen war, gewissermaßen von 
selbst. Die Hoffnung auf die Restauration als 
Heilmittel war ebenso gründlich zerstört wie 
der Glaube an die normative Gültigkeit des 
Nationalstaats. In der „Krise des National-
staats" wurde der Eigen

123
wert des Nationalen 

selbst relativiert ).

Es lag nahe, daß die radikale Erschütterung 
des historischen Selbstverständnisses die Ge-
fahr einer extremen Umkehrung früherer An-
schauungen mit sich brachte, die bis heute 
noch nicht ganz überwunden ist. Eine morali-
sierende Geschichtsbetrachtung, die nicht min-
der einseitig die deutsche Entwicklung auf das 
Jahr 1933 hin orientierte, konnte die 1871 ge-
fundene Lösung schlechthin als „ungesund" 
verwerfen, weil — nach Golo Mann — „der 
Ursprung der neuen Macht gewalttätig, die 
Verfassung rudimentär schief, die Gesellschaft 
zänkisch, die Regierung cäsaristisch, Macht 
und Erfolg der neue Gott dieses Staates" wa-
ren. Das Bismarckreich wurde nun „als ein 
stark verkrüppelter Nationalstaat" bezeich-
net, „mit unheilvc

124
’ien Expansionstendenzen" 

belastet 

Dergleichen vehemente Angriffe auf das über-
lieferte Geschichtsbild, die im Grunde nur die 
Apologie durch eine Polemik ersetzten — auch 
wenn die gröbsten Auswüchse dieser Betrach-
tungsweise, etwa die Konstruktion einer Kon-
tinuität von Friedrich dem Großen über Bis-
marck zu Hitler, in der deutschen Geschichts-
schreibung vermieden wurden —, stießen in 
der Fachhistorie sehr bald auf Widerspruch. 
Auf der Suche nach neuen Kategorien und 
Wertmaßstäben wurden in einer vorsichtige-
ren Auseinandersetzung die kritischen Ansät-
ze der älteren Forschung weitergeführt und 
historisch differenziert. So fand Theodor 

Schieder in der Kategorie der „Unvollendet- 
heit" anstelle der von Plessner verwandten 
Formel „verspätete Nation" das entscheidende 
Kriterium der deutschen Nationalstaatsge-
schichte 125).  Die Unvollendetheit des Natio-
nalstaats, des Verfassungsstaats und des Kul-
turstaats wurde nun als Fazit der Reichsgrün-
dungsgeschichte nüchtern konstatiert. Ebenso 
hat Rudolf Stadelmann die Frage nach den 
historischen Gründen des Gegensatzes zwi-
schen „Deutschland und Westeuropa" neu ge-
stellt und die deutsche Sonderentwicklung 
einer „Revolution von oben" bis in die Zeit 
des aufgeklärten Absolutismus zurückverfolgt: 
„Nicht die deutsche Reaktion, sondern der 
deutsche Fortschritt hat Deutschland gegen-
über dem Westen zurückgeworfen." Der 
Appell an ein europäisches Denken, an „das, 
was der abend

126

ländischen Welt zwischen 1770 
und 1800 gemeinsam war", bezeugt, wie stark 
unmittelbar nach 1945 die Überwindung des 
nationalstaatlichen Denkens als Postulat 
empfunden wurde ).

Es ist kein Zufall, daß parallel zur Diskus-
sion über die „Krise des Nationalstaats" in 
den fünfziger Jahren die Kontroverse über 
das „Problem Bismarck" begann; denn, losge-
löst von dem rein biographischen Aspekt und 
der vordergründigen Identifizierung des 
Reichsgründers mit seinem Werk, spiegelt das 
Bismarckproblem, so wie es in der jüngeren 
Forschung dargestellt wurde, im Grunde nichts 
anderes als die allgemeine Problematik der 
deutschen Nationalstaatsgeschichte. Ausge-
hend von den beiden Bismarckbiographien von 
Arn 127old Oskar Meyer und Erich Eyck ), 
führte die Diskussion zu einer kritischen Aus-
einandersetzung über die konservativen 
Grundlagen der Bismarckschen Staatsauffas-
sung. Während Arnold Oskar Meyer noch 
einmal im alten Stil der Bismarckverehrung 
den nationaldeutschen(l) Staatsmann glorifi-
zierte, der gemeinsam mit dem deutschen 
Volk(!) den Nationalstaat errichtete, hat Erich 
Eyck von seinem linksliberalen Standort aus *

123) H. Rothfels, Zur Krise des Nationalstaats 
VjhZG 1 (1953), S. 138—152.

124) Vgl. hierzu auch: H. Böhme, Probleme der 
Reichsgründungszeit 1848—1879 (1968), Einleitung 
S. 12 f.; G. Mann, Deutsche Geschichte des 19. und 
20. Jahrhunderts (1958), S. 426 ff.

125) Th. Schieder, Grundfragen der neueren deut-
schen Geschichte, HZ 192 (1961), S. 1—16. Ders.,
Das deutsche Kaiserreich von 1871 als National-
staat (1961).
126) Deutschland und Westeuropa (1948), S. 11—33.
127) A. O. Meyer, Bismarck. Der Mensch und der 
Staatsmann (1944). E. Eyck, Bismarck. Leben und 
Werk (3 Bde. 1941—44).



gerade den Kompromißcharakter des Bündnis-
ses zwischen Bismarck und der liberalen Be-
wegung besonders scharf betont und die Ge-
genthese aufgestellt, daß Bismarcks geniale, 
aber reaktionäre, von junkerlichen Standes-
interessen bestimmte Politik die nationale Ei-
nigung auf freiheitlichem und friedlichem 
Wege gerade durchkreuzt habe.

Hieran anknüpfend hat Franz Schnabel Eycks 
Kritik an den machiavellistischen Methoden 
Bismarcks auf die kleindeutsche Reichsgrün-
dung selbst übertragen, die eben nur als Er-
gebnis einer Politik angesehen und bewertet 
werden könne, die sich allein „auf die Mittel 
der alten Monarchie, auf wechselnde Allian-
zen, auf das Wettrüsten, auf systematische 
Mehrung der Einkünfte, auf die Methoden der 
klassi

128

schen Diplomatie — also Militarismus, 
Kapitalismus, Machiavellismus" gestützt 
habe ). Darüber hinaus stellte Schnabel die 
für den weiteren Verlauf der Kontroverse ent-
scheidende Frage nach der politischen Alter-
native, die Frage also, ob überhaupt die freie 
Wahl der Mittel und Ziele möglich gewesen 
sei. Seine These, daß die mitteleuropäisch-fö-
deralistische Konzeption von Constantin 
Frantz im Gegensatz zu der „ganz unhistori-
schen Konzeption" Bismarcks eine in der ge-
schichtlichen Tradition verwurzelte Alterna-
tivlösung der deutschen Frage angeboten 
habe, wurde freilich von der Mehrzahl der 
Historiker mit guten Gründen abgelehnt; ein-
mal, weil eine übernationale mitteleuropäi-
sche Machtbildung außenpolitisch kaum reali-
sierbar gewesen wäre, zum anderen, weil eine 
großdeutsch-föderalistische Politik nach der 
Vorentscheidung von 1848 unvermeidlich den 
Widerstand des aufstrebenden liberalen Bür-
gertums prov 129oziert hätte ).  Abgesehen da-
von, erscheint es doch mehr als zweifelhaft, ob 
gerade die von Frantz propagierte „germani- 

sehe Allianz' mit ihren pangermanischen Zü-
gen jene Irrwege der Machtpolitik vermieden 
hätte, die Schnabel Bismarck und seinen Nach-
folgern vorwarf128). Theodor Schieder hat in 
seinem Beitrag zum Bismarckproblem darauf 
hingewiesen, daß vielmehr auch Bismarcks 
Bündnissystem, wie es in dem berühmten Kis-
singer Diktat von 1877 konzipiert wurde, mit 
dem Gedanken der Friedenssicherung in einem 
Europa der Interessenbegrenzung der einzel-
nen Mächte einen „europäischen Aspekt' zu-
rückgewonnen habe131). So aber tendierte die 
vorherrschende Ansicht eher zu dem Urteil, 
daß die Bismarcksche Lösung der deutschen 
Frage, so problematisch sie sein mochte, doch 
die Logik der geschichtlichen Entwicklung für 
sich hatte.

128) F. Schnabel, Das Problem Bismarck. Hochland 
42 (1949/50), S. 1 ff. Ders., Bismarck und die Na-
tionen. In: Europa und der Nationalismus (1950), 
S. 91 ff. (Zitat ebd., S. 105 f.).
129) Vgl. u. a.: G. Ritter, Das Bismarckproblem, Mer-
kur 4 (1950), S. 657 ff.; W. Schüßler, Noch einmal: 
Bismarck und die Nationen. Nouvelle Clio 1/2 
(1950), S. 432 ff.; Ders., Der geschichtliche Standort 
Bismarcks. In: Um das deutsche Geschichtsbild 
(1953), S. 99 ff.; W. Mommsen, Der Kampf um das 
Bismarck-Bild, Universitas 5 (1950), S. 273 ff. Vgl. 
dagegen die Verteidigung Schnabels bei H. Ritter 
v. Srbik, Die Bismarck-Kontroverse, Wort und 
Wahrheit (Dezember 1950), S. 924 ff.

130) Besonders in den frühen Schriften vot n1 
stantin Frantz werden die pangermanischen Züge 
deutlich sichtbar. In seinem „Quid faciamus nos?" 
(1858) sollte die „germanische Allianz" die Nie 
derlande, Schweden und Dänemark mit einbe . 
ziehen!
131) Th. Schieder, Bismarck und Europa. Ein De, 1 
zum Bismarck-Problem. In: Deutschland 
Europa. Festschrift f. Hans Rothfels (1951), S 15 I!
132) Vgl. u. a.: H. Rothfels, Bismarck und der Staas 
(21953). F Pahlmann, Der Stand des Gesprächs über 
Bismarcks Glaube, GWU 7 (1956), S. 207 ff. (For-
schungsbericht über die Arbeiten Kaehlers, Schüß-
lers, Muralts); O. Voßler, Bismarcks Elhos, HZ. 191 
(1951), S. 263 ff.; L. v. Muralt, Bismarcks Verant-
wortlichkeit (1955); G. A. Rein, Bismarcks Royalis-
mus, GWU 5 (1954), S. 331 ff.
133) Rothfels, Bismarck und der Staat, S XIX u 
S. XXXVII.

Es blieb der Versuch, den Vorwurf des reinen 
Machiavellismus, der die einzige Grundlage 
des Reiches gebildet habe, zu widerlegen oder 
doch wenigstens zu mildern. Eine Fülle von 
Einzeluntersuchungen über Bismarcks „Etatis-
mus", „Bismarcks Glaube", sein „Ethos", seine 
„Verantwortlichkeit", seinen „Royalismus“ 
diente dem Nachweis, daß die konservative 
und christlich-ethische Grundhaltung des 
Staatsmannes eine angeblich bindungslose Re-
alistik ausschl 132oß ).  Gerade „der Bismarck-
sche Primat des Staatlichen vor dem Nationa-
len" habe — nach Hans Rothfels — in der 
Innen- wie Außenpolitik ein mäßigendes und 
ordnendes Prinzip dargestellt 133 ). Vom libe-
ralen Standpunkt her gesehen, wird freilich 
diese Argumentation nie ganz überzeugen. 
Denn es bleibt doch die Frage, ob nicht Bis-
marcks nüchterner und undoktrinärer Konser-
vativismus gerade den Machiavellismus als 



notwendig anerkannte und rechtfertigte, auch 
wenn diese Rechtfertigung nicht mit der ver-
gröberten Form einer prinzipienlosen Realpo-
litik gleichzusetzen ist. Auch die konservative 
Deutung des Bismarckproblems täuscht nicht 
darüber hinweg, daß eine tiefe Kluft zwischen 
Bismarcks Staatsanschauung und den Zielen 
der liberalen Bewegung bestand und daß 1867 
ein ungleiches Bündnis geschlossen wurde. 
Letztlich bleibt das Bismarckproblem unlösbar 
verbunden mit dem Problem des „unvollende-
ten" Nationalstaats.

In den jüngsten Darstellungen zur Reichsgrün-
dungsgeschichte wurde daher von einer struk- 
turanalythischen Fragestellung aus versucht, 
den Blick zurückzulenken auf die überindi-
viduellen Voraussetzungen des politischen 
Handelns, auf die Spannungsverhältnisse von 
Politik, Staat, Wirtschaft und Gesellschaft in 
der Reichsgründungszeit, um so zu einem tie-
feren Verständnis des historischen Entschei-
dungsprozesses und der Gründe für das Schei-
tern der Gegenkräfte in der liberalen bürger-
lichen Bewegung zu gelangen. Der neue me-
thodische Ansatz schien besonders geeignet, 
die Erfolgsaussichten eines politischen Alter-
nativprogramms unvoreingenommen zu prü-
fen und differenzierter zu analysieren. Die Er-
forschung der wirtschafts- und sozialgeschicht-
lichen Zusammenhänge der Reichsgründungs-
zeit verdeutlichte, daß der konservativ-monar-
chische Charakter der preußisch-deutschen 
Reichsbildung einer bestimmten gesellschaft-
lichen Konstellation entsprach, und zwar nicht 
in einem von vornherein determinierenden 
Sinn134 ). Zwar wurde in der modernen Par-
teigeschichtsforschung über

135
 den norddeutschen 

Liberalismus ) und die kleinbürgerlich-de-
mokratische B 136ewegung )  die These vertre-
ten, daß von einer echten Alternative auch 
deshalb nicht die Rede sein konnte, weil eine 
solide gesellschaftliche Grundlage für das 
Streben der fortschrittlichen Kräfte nach poli-
tisch-sozialer Emanzipation des Bürgertums 
fehlte. Aber andererseits konnte doch nach-

134) Vgl. W. Zorn, Wirtschafts- und sozialgeschicht-
liche Zusammenhänge der deutschen Reichsgrün-
dungszeit (1850—1879), HZ 197 (1963), S. 318 ff.
135) H. A. Winkler, Preußischer Liberalismus und 
deutscher Nationalstaat. Studien zur Geschichte der 
Deutschen Fortschrittspartei 1861—1866 (1964).
136) R. Weber, Kleinbürgerliche Demokraten in der 
deutschen Einheitsbewegung 1863—1866 (1962).

137) L. Gall, Der Liberalismus als regierende Partei. 
Das Großherzogtum Baden zwischen Restauration 
und Reichsgründung (1968).
138) H. Böhme, Deutschlands Weg zur Großmacht 
(1966). Ders. (Hg.), Probleme der Reichsgründungs-
zeit 1848—1879 (1968). H. Rosenberg, Große De-
pression und Bismarckzeit (1967); H.-U. Wehler, 
Bismarck und der Imperialismus (1969).
139) Nach einem Ausdruck von I. N. Lambi, Free 
Trade and Protection in Germany 1868—1879 (1963).
140) Rosenberg, a. a O., S. 189.

gewiesen werden, daß der süddeutsche Libe-
ralismus, der im Baden der sechziger Jahre 
zur regierenden Partei aufstieg und hier, bei-
spielgebend für den erstrebten deutschen Na-
tionalstaat, zum ersten Mal das freiheitliche 
parlamentarische System verwirklichte, seine 
Chan

137

ce, ein politisches Alternativprogramm 
durchzusetzen, sehr rasch selbst vertan hat 
und in den verhängnisvollen Kämpfen mit 
dem politischen Katholizismus seine eigene 
starke Position zerstörte ).

Die unmittelbaren Folgen dieser politischen 
und gesellschaftlichen Entwicklung reichen bis 
in das Jahr 1878/79, das in der jüngeren sozial- 
und wirtschaftsgeschichtlich orientierten For-
schung als entscheidender Einschnitt beurteilt 
wird, der die Epoche der Reichsgründung ab-
schloß 138).  Das wirtschaftliche Arrangement 
zwischen Schwerindustrie und Großgrundbe-
sitz zur Durchsetzung der Schutzzollgesetzge-
bung befestigte den dominierenden Einfluß 
der ostelbisch-agrarisch-preußischen Füh-
rungsschichten.

Erst die „zweite Reichsgründung 139)  von 
1878/79 zementierte den Status quo, „die tra-
ditionelle Hegemonie der preußisch-deutschen 
Grund-, Militär- und Verwaltungsaristokratie, 
der alten, privilegierten Herrscherelite der 
vorindustriellen Gesellschaft und des vorkon-
stitutionellen Staates — auch im Zeitalter der 
permanenten Industrierevolution und des all-
gemeinen Wahlrechts" 140 ).

Fraglos muß auch das überaus scharfe Urteil 
über die Reichsgründung in der jüngsten For-
schung als Reflex der eigenen zeitgeschicht-
lichen Situation verstanden werden. Ob die 
kritische Distanzierung ein „objektiveres" Ge-
samtbild der deutschen Geschichte im 19. Jahr-
hundert ermöglicht, bleibt vorerst dahinge-
stellt. Es fehlt nicht an warnenden Stimmen 
vor einer übertriebenen Skepsis und vor einer 
allzu einseitigen Konzentration auf das deut- 



sehe Nationalstaatsproblem. Eine der frucht-
barsten Anregungen der modernen Struktur-
geschichte, nämlich die vergleichende typolo-
gische Geschichtsbetrachtung, gilt heute noch 
weitgehend 141als Desiderat ). Ebenso wie das 
Bemühen um eine differenzierte historische 
Analyse der politischen Alternativmöglichkei-
ten zur deutschen Nationalgeschichte dient 

die komparative Methode dem Ziel, eine „be-
fremdliche Distanz" zu schaffen im verglei-
chenden Hinblick auf die parallele Entwick-
lung der europäischen Nationalstaaten. „Nur 
wenn uns unsere Nationalgeschichte fremd ge-
worden ist, kann sie uns eines fernen Tage

142

s 
auf einer ganz unpathetischen Ebene wieder 
zum Eigentum werden." )

141) Vgl. hierzu: Th. Schieder, Typologie und Er-
scheinungsformen des Nationalstaats in Europa, 
HZ 202 (1966), S. 58 ff.

142) E. Nolte, Zur Konzeption der Nationalgeschichte 
heute, HZ 202 (1966), S. 602 ff.



Hans-Josef Steinberg

Sozialismus, Internationalismus und Reichsgründung

„Niemals würden wir Deutschland auf den Stand der Zersplitterung 
und Ohnmacht von vor 1866 zurückwerfen lassen."
Friedrich Engels an Paul Lafargue, 27. Juni 1893

Als am 18. Januar 1871 im Spiegelsaal des Ver-
sailler Schlosses die Kaiserproklamation voll-
zogen wurde, welche im Bewußtsein der Deut-
schen der eigentliche Reichsgründungsakt ge-
blieben ist, befanden sich August Bebel, Wil-
helm Liebknecht und der Braunschweiger Aus-
schuß der 1869 begründeten Sozialdemokrati-
schen Arbeiterpartei, die sich in ihrem Pro-
gramm ausdrücklich „als Zweig der Inter-
nationalen Arbeiterassoziation" bezeichnet 
hatte, im Gefängnis. Mit größer Eindringlich-
keit zeigt sich so in der ersten Stunde des 
deutschen Kaiserreichs von 1871 der Antago-
nismus zwischen sozialistischer Arbeiterbe-
wegung und diesem Reich, welcher weitge-
hend die innere Entwicklung Deutschlands bis 
zum Ersten Weltkrieg bestimmt hat.

Und doch wäre es verfehlt, wollte man jene 
sinnfällige Situation der Januartage 1871 zum 
Anlaß nehmen, einen grundsätzlichen Wider-
spruch zwischen dem sozialistischen Programm 
der Klasseninternationalität und der Idee des 
nationalen Staates oder im engeren Sinne der 
Gründung des kleindeutschen Nationalstaates 
in jener Epoche zu behaupten ’). Die Stellung

1) So hat z. B. Theodor Schieder im Zusammenhang 
mit der Gründung der Eisenacher Partei von 1869 die 
These formuliert: „Hier wurde bereits der Wider-
spruch gegen den nationalen Staat vom Standpunkt 
des proletarischen Internationalismus angemeldet. 
Th. Schieder, Vom Deutschen Bund zum Deutschen 
Reich 1815—1871, in: B. Gebhardt, Handbuch der 
deutschen Geschichte, Bd. 3 (81960), S. 177 Vg- 
auch ders., Das deutsche Kaiserreich von 1871 als 
Nationalstaat (1961), S. 16. Dem ist entgegenzuhal-
ten, daß der erste Punkt des Eisenacher Programms, 
„Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei erstrebt 
die Errichtung des freien Volksstaates , nicht als 
abstrakte Forderung nach demokratischer Republik 
anzusehen ist, sondern sich ganz konkret auf die 
nationale Frage bezieht, was sich schon aus der 
Haltung von Liebknecht und Bebel in den Jahren 
zwischen 1866 und 1871 ergibt.

von Karl Marx und Friedrich Engels sowie den 
Führern beider sozialistischen Parteien in 
Deutschland einmal zur deutschen Frage über-
haupt und zweitens zu deren Lösung durch 
Bismarck und die preußische Staatsmacht im 
Bunde mit dem nationalliberalen Bürgertum 
wird die enge Verflechtung zwischen nationa-
ler und Arbeiterbewegung in Deutschland 
sichtbar machen2). Zugleich wird sich erwei-
sen — und hier ist in der Tat der Widerspruch 
seitens der sozialistischen Arbeiterbewegung 
gegen die Gründung von 1871 angelegt —, daß 
hinter der Forderung nach dem deutschen Na-
tionalstaat eine sehr konkrete Vorstellung von 
der Beschaffenheit dieses Staates stand. Das 
Reich von 1871 wurde bei seiner Gründung 
wie auch später am Ideal des „freien Volks- 
staafes“ gemessen und mußte einem Mann 
wie Wilhelm Liebknecht schon im Dezember 
1870 als „eine fürstliche Versicherungsanstalt 
gegen die Demokratie" 3) erscheinen.

2) Diese Beziehung ist sehr eindringlich dargestellt 
bei W. Conze und D. Groh, Die Arbeiterbewegung 
in der nationalen Bewegung. Die deutsche Sozial-
demokratie vor, während und nach der Reichs-
gründung (1966). Die vorliegende Studie verdankt 
der Arbeit von Conze/Groh wesentliche Anregun-
gen.
3) 9. 12. 1870 im Reichstag des Norddeutschen Bun-
des.
4) Vgl. W. Conze, Nation und Gesellschaft. Zwei 
Grundbegriffe der revolutionären Epoche, HZ 198 
(1964), S. 12, sowie Conze/Groh, a. a. O., S. 11.

Des weiteren ergibt sich die Frage, ob die 
Reichsgründung von 1871 jenen Punkt mar-
kiert, an dem Arbeiterbewegung und nationale 
Bewegung auseinandergingen, und ob etwa in 
der Folgezeit das „Nationale" gewissermaßen 
von links nach rechts rücken konnte4), ohne 
dabei so zu entarten, daß es sich schließlich 
im Wilhelminischen Reich nach einer Formu-



lierung Golo Manns „als schnarrende Phrase, 
in der kein großes Herz mehr schlägt, die nur 
noch den Dünkel nährt, materielle Bereiche-
rung verbirgt un 5d fördert" ), zu erkennen 
gibt.

Schließlich ist der Pariser Kommune-Aufstand 
in besonderer Weise zu berücksichtigen, da 
gerade durch dieses Ereignis, welches prak-
tisch mit der Reichsgründung zusammenfiel, 
vor allem aber auf Grund der Selbstidentifi-
zierung von Marx, Engels und der Sozialde-
mokratie mit der Kommune die Stellung des 
Staates und der diesen tragenden Gesell-
schaftsschichten gegenüber der sozialistischen 
Arbeiterbewegung auf Jahre hinaus bestimmt 
wurde.

Die „Forderungen der Kommunistischen Partei 
in Deutschland", welche das politische Pro-
gramm von Marx und Engels am Beginn der 
deutschen Revolution von 1848 darstellten, be-
ginnen mit dem Satz: „Ganz Deutschland wird 
zu einer einigen unteilbaren Republik er-
klärt." 6) Bezeichnenderweise erscheinen diese 
Forderungen unter dem Motto „Proletarier 
aller Länder vereinigt Euch", das aus dem we-
nige Wochen zuvor verfaßten Kommunistischen 
Manifest übernommen worden war. So stel-
len sich die „Forderungen" als Anwendung der 
Aussagen des Kommunistischen Manifests auf 
die konkrete politische Situation Ende März 
1848 in Deutschland dar, und zugleich wird in 
der ersten grundsätzlichen programmatischen 
Äußerung von Marx und Engels zur deut- 
sehen Frage die dialektische Auflösung des 
abstrakten Gegensatzes von Internationalis-
mus und der Forderung nach dem deutschen 
Nationalstaat oder dem Großraum in Form 
des Nationalstaates schlechthin sichtbar. Damit 
erscheint auch der bis zum Überdruß zitierte 
Satz aus dem Manifest, nachdem die Arbeiter 
kein Vaterland haben — der, nebenbei gesagt, 
nur im Zusammenhang mit dem Kontext 
verständlich wird —, in einem anderen Licht. 
Neben dem Bekenntnis zum zentralisierten 
deutschen Einheitsstaat in Form der Republik 
enthielt das Programm von Marx und Engels 
und damit auch das der „Neuen Rheinischen 

Zeitung“ den notwendig zu führenden Krieg 
gegen das Zarenreich, der die Wiederherstel-
lung Polens mit einschließen sollte. Waren 
doch in richtiger Erkenntnis der Funktion Ruß-
lands als eines Hemmnisses für jede progres-
sive Entwicklung in Mitteleuropa die Ziele der 
extremen Partei, „Auflösung des preußischen, 
Zerfall des österreichischen Staates, wirkliche 
Einigung Deutschlands als Republik" 7), nur 
durchzusetzen auf dem Wege eines siegrei-
chen Krieges mit dem zaristischen Rußland.

5) G. Mann, Deutsche Geschichte des 19. und 20. 
Jahrhunderts (1966), S. 547.
6) K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 5 (1959), S. 3.

7) F. Engels, Marx und die „Neue Rheinische Zei-
tung" 1848—1849, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 21 
(1962), S. 20.
8) F. Engels, Die Rolle der Gewalt in der Geschichte 
(Aus dem handschriftlichen Nachlaß, geschrieben 
Ende Dezember 1887 bis März 1888), in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 21 (1962), S. 407—461.
9) Ebd., S. 416.

Das Scheitern der Revolution von 1848 machte 
deutlich, daß vorderhand die nationale Frage 
in Deutschland auf revolutionärem Wege nicht 
zu lösen war. Darüber hinaus wurde das Er-
lebnis von 1848/49, insbesondere die Reichs-
verfassungskampagne, bestimmend für die 
Haltung der radikal-demokratischen Kräfte ge-
genüber Preußen. Vor allem die Politik Wil-
helm Liebknechts wurde besonders zwischen 
1866 und der Reichsgründung von einem tie-
fen Preußenhaß getragen, der im Jahre 1849 
seine Wurzeln hatte.

Im Rückblick hat Friedrich Engels die dre

8

i 
Wege, die im 19. Jahrhundert zur deutschen 
Einigung führen konnten, aufgezeigt ):

1. „Der offen revolutionäre Weg" ), was die 
Beseitigung aller Einzelstaaten bedeutet hätte. 
Die Einheit Deutschlands hätte, wie es dem 
Konzept von 1848 entsprach, gegen die Für-
sten und sonstigen inneren Feinde sowie ge-
gen das Ausland bzw. auch mit Hilfe des 
Auslandes erkämpft werden müssen.

9

2. Die Einigung unter Vorherrschaft Öster-
reichs. Solches stand für den Realisten Fried-
rich Engels wie auch für Marx eigentlich nie 
ernsthaft zur Diskussion. Wenn beide im 
Jahre 1866 für einen Augenblick eine große 
Niederlage der Preußen als wünschenswert 
angesehen haben, so nicht deswegen, weil sie 
geneigt waren, auf die österreichische Karte 



zu setzen, sondern weil sie die Möglichkeit 
einer Revolution in Preußen sahen10 ). Im 
übrigen aber erschien den Londonern eine na-
tionale Einigung Deutschlands unter der Vor-
herrschaft Österreichs allenfalls als „ein ro-
mantisc 11her Traum" ).

10) Marx an Engels, 7. 7. 1866, Engels an Marx, 
1. 5. 1866; dort auch Ausdruck der auf Gesamt-
europa bezogenen Erwartungen: „Proklamieren sie 
dort [in Berlin, St.] die Republik, so kann ganz 
Europa in 14 Tagen umgewälzt sein." Weiter En-
gels an Marx, 11. 6. 1866, in: Marx/Engels, Werke, 
Bd. 31 (1965), S. 233, 212, 226 f.
11) Vgl. Anm. 8, S. 418. Dort Verweis auf 1863; 
„Der König von Preußen blieb einfach weg, und 
die Kaiserkomödie fiel elend ins Wasser.
12) Ebd., S. 418.
13) Marx an Engels, 27. 7. 1866, in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 31, S. 243.
14) Das Zitat nach G. Mayer, Friedrich Engels, 
Bd. 2, Engels und der Aufstieg der Arbeiterbewe-
gung in Europa (1934), S. 56. Mayer, der das Manu-
skript benutzt hat, trägt den Inhalt referierend vor.

3. Die Einigung durch Preußen, unter preußi-
scher Führung. Und da dieser Weg aus dem 
Bereich der Spekulation auf den „solideren, 
wenn auch ziemlich unflätigen Boden der prak-
tischen, der ,Realpolitik'" führte 12 ), wie es 
Engels formuliert hat, so war es schließlich die 
Bismarcksche Einigungspolitik, mit der sich die 
Londoner konfrontiert sahen.

Ihre Haltung dazu ist nur zu verstehen, wenn 
man ins Auge faßt, welche Funktion oder, bes-
ser gesagt, welchen Stellenwert die deutsche 
Einigung in ihrer revolutionären Strategie be-
saß. Nach der Entscheidung von Königgrätz 
schrieb Marx an Engels, daß für die Arbeiter 
natürlich alles günstig sei, was die Bourgeoi-
sie zentralisiert13 ). Schon 1855 hat Engels in 
dem verlorengegangenen Entwurf „Deutsch-
land und das Slawentum" ausgesagt, daß 
Deutschlands entschiedenste Partei zugleich 
seine nationalste sei, und zwar deshalb, „weil 
in Deutschland der Kampf um innere Einheit 
und nationales Bewegungsterrain mit dem 
Klassenkampf zusammenfalle" 14 ). 1865 hat er 
schließlich jene These formuliert, welche er 
in der Folgezeit stets reproduziert hat und die 
heute von der marxistischen Historiographie 
im Sinne der Betrachtung der Reichseinigung 
als einer objektiven Notwendigkeit für die 
bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft und da-
mit auch für die Entwicklung einer starken so-

zialistischen Arbeiterbewegung und die Ent-
faltung des Klassenkampfes vorgetragen wird. 
Engels schrieb in diesem Jahr: „Die arbeitende 
Klasse gebraucht zur vollen Entfaltung ihrer 
politischen Tätigkeit ein weit größeres Feld, 
als es die Einzelstaaten des heutigen zersplit-
terten Deutschlands darbieten." 15 )

Diese These wurde von ihm, wenn auch nicht 
in dieser Deutlichkeit, schon 1850 vorgetragen, 
und zwar im Zusammenhang mit seiner Ar-

15) F. Engels, Die preußische Militärfrage und die 
deutsche Arbeiterpartei, in: Marx/Engels, Werke, 
Bd. 16 (1962), S. 66. Vgl. weiter Engels an Karl 
Kautsky, 7. 2. 1882: „Erst als das Jahr 1866 die 
großpreußische Einheit Kleindeutschlands tatsäch-
lich entschieden hatte, kam sowohl die lassalleani- 
sehe wie die sog[enannte] Eisenacher Partei zur 
Bedeutung, und erst seit 1870, wo die bonaparti- 
stischen Einmischungsgelüste definitiv beseitigt, kam 
Schwung in die Sache. Hätten wir den alten Bun-
destag noch, wo wäre unsere Partei!": Marx/Engels, 
Werke, Bd. 35 (1967), S. 269. Dazu F. Engels, Die 
Rolle der Gewalt in der Geschichte, S. 409 ff., wo 
das Streben des Bürgertums nach der deutschen 
Einigung dahin gehend gewertet wird, daß die 
Reichseinheit erst die „notwendigen Lebensbedin-
gungen der Industrie" schaffen konnte. Weiter: 
F. Mehring, Todte und Lebende, Neue Zeit, XIII, 
2 (1894/95), S. 641—644; ders., Die Arbeiterklasse 
und das Reich, a. a. O., S. 801—805; ders., Die Grün-
dung des Deutschen Reichs, Neue Zeit, XIV, 1 
(1895/96), S. 483: „Das Deutsche Reich hat gehalten, 
was es bei seiner Gründung versprach. Es ist ge-
worden, was es nach den Bedingungen seiner Ent-
stehung werden mußte: ein mächtiger Hebel der 
großindustriellen Entwicklung. Es ist ein goldenes 
Land der Bourgeoisie .. ., die so gewaltig aufge-
räumt hat unter den feudal-juchtigen Trümmern, 
welche vor 25 Jahren noch fußhoch den deutschen 
Boden bedeckten. Sollten wir diese aufräumende 
Arbeit nicht anerkennen, nicht loben, nicht prei-
sen?"; H. Bartel, Die Haltung der revolutionären 
deutschen Arbeiterbewegung zur Reichsgründung 
von 1871, ZGWiss. 16 (1968), S. 431; Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 1: Von den 
Anfängen der deutschen Arbeiterbewegung bis 
zum Ausgang des 19. Jahrhunderts (1966), S. 200 f.; 
J. Streisand, Bismarck und die deutsche Einigungs-
bewegung des 19. Jahrhunderts in der westdeut-
schen Geschichtsschreibung, in: Probleme der 
Reichsgründungszeit, hg. v. H. Böhme (1968), S. 393. 
Demgegenüber hat Theodor Schieder gezeigt, daß 
für die bürgerlich-nationalstaatlichen Bewegungen 
nicht nur ökonomische Notwendigkeiten bestim-
mend waren und das Streben nach dem National-
staat nicht ausschließlich vor einem „sehr materi-
ellen Hintergrund" (Engels, Die Rolle der Gewalt, 
a. a. O., S. 410) zu sehen ist: Der Nationalstaat in 
Europa als historisches Phänomen (1964), S. 28. 



beit über den deutschen Bauernkrieg. Was sich 
am Beispiel des deutschen Bauernkrieges von 
1525 für ihn als Fazit ergab: „Die Zersplit-
terung Deutschlands, deren Verschärfung und 
Konsolidierung das Hauptresultat des Bau-
ernkriegs war, war auch zu gleicher Zeit die 
Ursache seines Mißlingens" 16),  wurde von 
ihm zusammen mit den Erfahrungen von 1848/ 
49 aktualisiert und führte ihn zu dem Schluß: 
„Wer n
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ach den beiden deutschen Revolutio-
nen von 1525 und 1848 und ihren Resultaten 
noch von Föderativrepublik faseln kann, ver-
dient nirgend anders hin als ins Narren-
haus." ) Solche Erkenntnis ist bestimmend 
geworden im Hinblick auf seine Haltung 
zur Politik Liebknechts nach 1866, dessen 
„süddeutscher Urinhalt-Föderativrepublikanis-
mus" 18 ) — so Engels — Gegenstand seiner 
schärfsten Kritik wie auch der von Marx 
wurde, was noch zu zeigen sein wird.

Es wird deutlich, daß sie den Nationalstaat, 
bzw. den deutschen Nationalstaat im beson-
deren, nicht deshalb als ein Ziel ihrer Politik 
angesehen haben, weil er für sie einen Eigen-
wert verkörperte oder sogar, wie manche na-
tionalliberalen Schwärmer nach 1871 glaubten, 
das letzte Wort der Geschichte war, sondern 
weil er erst die Basis bot, auf der eine revolu-
tionäre Arbeiterbewegung sich entfalten und 
gedeihen konnte. Sie sahen es als „geschicht-
lich unmöglich" an, daß ein großes Volk ir-
gendwelche inneren Probleme auch nur ernst-
haft diskutieren könne, solange die nationale 
Frage nicht gelöst sei ’9). Der Nationalstaat, 
und zwar der großräumige — für „Völker-
trümmer" haben Marx und Engels nie eine 
Vorliebe gezeigt —, war ihnen quasi ein Ve-
hikel für die sozialistisch-proletarische Revo-
lution, und nur auf der Basis von National-
staaten konnten sie sich eine Entwicklung der 
jeweiligen Arbeiterparteien vorstellen, wel-
che letzten Endes Voraussetzung für eine in-
ternationale Bewegung des Proletariats war. 
„Internationale Vereinigung kann nur zwi-
schen Nationen bestehen, deren Existenz, Au-
tonomie und Unabhängigkeit in inneren An-

gelegenheiten daher schon in dem Begriff In-
ternationalität eingeschlossen sind" 206), wo-
raus sich für Engels ergibt, daß „eine inter-
nationale Bewegung des Proletariats 
überhaupt nur möglich [ist] zwischen selb-
ständigen Nationen" 21 ). Da darüber hinaus 
nach Engels’ Meinung „die wahrhaft nationa-
len Ideen, d. h. diejenigen, die den ökono-
mischen, industriellen und landwirtschaftlichen 
Gegebenheiten entsprechen, die in der betref-
fenden Nation herrschen, zugleich immer auch 
die 22 wahrhaft internationalen Ideen" ) sind, 
erweist sich der nationale Staat als der not-
wendige Ausgangspunkt für eine nationale 
Arbeiterbewegung und damit für die inter-
nationale Bewegung des Proletariats.

16) F. Engels, Der deutsche Bauernkrieg, in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 7 (1960), S. 411.
17) Ebd., S. 413.
18) Engels an Marx, 1. 3. 1868, in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 32 (1965), S. 36.
19) Engels an Kautsky, 7. 2. 1882, a. a. O., S. 269.

20) Engels an Laura Lafargue, 20. 6. 1893, in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 39 (1968), S. 87.
21) Vgl. Anm. 19, S. 270. So auch J. Motteler, Die 
Sozialisten und das Reich, in: Der Volksstaat, 
Nr. 58, 20. 5. 1874.
22) Engels an Gennaro Bovio, 16. 4. 1872, in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 33 (1966), S. 444. Anm. 1.
23) Marx an Engels, 7. 7. 1866, in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 31 (1965), S. 233: „Freiligrath hat einen 
kleinen lyrisch-wehmütigen Schiß über den Bruder-
krieg erlassen ...".
24) Marx an Engels, 27. 7. 1866, ebd., S. 242.

Gemäß der Dialektik der Geschichte war so 
das Ergebnis von 1866, die Schaffung des zen-
tralisierten Norddeutschen Bundes, für die 
Londoner immerhin ein Fortschri
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tt, den es wohl 
oder übel zu akzeptieren galt. Frei von jeder 
Klage über den deutschen Bruderkrieg )  
nahmen sie den „Dreck" 24 ), wie er nun ein-
mal war, indem sie darin eine Beschleuni-
gung der sozialen Revolution sahen. „Die Sa-
che hat das Gute, daß sie die Situation verein-
facht, eine Revolution dadurch erleichtert, daß 
sie die Krawalle der kleinen Hauptstädte be-
seitigt und die Entwicklung jedenfalls be-
schleunigt. Am Ende ist doch ein deutsches 
Parlament ein ganz anderes Ding als eine 
preußische Kammer. Die ganze Kleinstaaterei 
wird in die Bewegung hineingerissen, die 
schlimmsten lokalisierenden Einflüsse hören 
auf, und die Parteien werden endlich wirklich 
nationale, statt bloß lokale.

Der Hauptnachteil ist die unvermeidliche 
Überflutung Deutschlands durch das Preußen-
tum, und das ist ein sehr großer. Dann die mo-



mentane Abtrennung Deutsch-Ostreichs, die 
ein sofortiges Vorschreiten des Slawischen in 
Böhmen, Mähren, Kärnten zur Folge haben 
wird. Gegen beides ist leider nichts zu ma-
chen.

Wir können also meiner Ansicht nach gar 
nichts anderes tun, als das Faktum einfach ak-
zeptieren, ohne es zu billigen, und die sich 
jetzt jedenfalls darbieten müssenden größe-
ren Facilitäten zur nationalen Organisation 
und Vereinigung des deutschen Proletariats 
benutzen, soweit wir können." 25 )

25) Engels an Marx, 25. 7. 1866, ebd., S. 241.
26) Marx an Engels, 27. 7. 1866, 2. 11. 1867, ebd., 
S. 242 f„ 375 f.
27) F. Engels, Die Rolle der Gewalt in der Ge-
schichte, S. 433; Engels an Bebel, 18. 11. 1884, in: 
August Bebels Briefwechsel mit Friedrich Engels, 
hg. v. W. Blumenberg (1965), S. 194.
28) Conze/Groh, a. a. O., S. 68.
29), Engels an Marx, 6. 12. 1867, in: Marx/Engels,
Werke, Bd. 31 (1965), S. 402: „An Liebkn[echt] hab'
ich ausführlich geschrieben und verlangt, daß er
nicht nur die Preußen, sondern auch ihre Gegner, 
die Ostreicher, Föderalisten, Welfen und andre 
Kleinstaatler angreifen soll. Der Kerl ist, wie ich 
vermute, rein süddeutsch borniert geworden. Er 
und Bebel haben eine Adresse an den Wiener Ge-
meinderat unterschrieben, worin Ostreich als der
im Süden neu erstehende Staat der Freiheit gegen-
über dem geknechteten Norden gefeiert wird!"

Marx stimmte dieser Interpretation von En-
gels zu, auch in der Erkenntnis, daß den „deut-
schen Philistern" die Einheit „nur von Gottes-
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und Säbelgnaden oktroyiert werden kann" ). 
Hinzu kommt, daß Engels durchaus das Revo-
lutionäre in der Politik Bismarcks bei der Er-
richtung des Norddeutschen Bundes gesehen 
und später lediglich moniert hat, daß Bismarck 
nicht revolutionär genug war und sich mit der 
Annexion von vier „lumpigen Kleinstaaten" 
zufrieden gegeben hatte 27 ).

Während also die Londoner mit „weltrevolu-
tionärem Opportunismus von hoher theoreti-
scher Warte au 28s" )  der Bismarckschen Eini-
gungspolitik gegenüberstanden, wollten Lieb-
knecht, Bebel und der Verband deutscher Ar-
beitervereine die Errichtung des Norddeut-
schen Bundes als eine Vorstufe zur nationalen 
Einigung nicht akzeptieren. Dahinter stand 
nicht nur süddeutsche Borniertheit, wie Marx 
und Engels vermuteten29 ), sondern die durch-

aus richtige Einsicht, daß eine Konsolidierung 
Preußens im Interesse der demokratischen und 
sozialen Revolution verhindert werden müsse. 
„Wenn Pr[eußen] sich konsolidiert, wird es 
durch keine äußerliche Gewalt, auch nicht 
durch einen Aufstand (Revolution) im Gefolge 
der bevorstehenden Französischen Revolution 
umzuwerfen sein, sondern erst fallen, wenn 
das deutsche Proletariat herrschaftsfähig 
(durch Zahl und Intelligenz) geworden ist. 
Aber bis dahin hätten wir einige Menschenal-
ter zu warten. II saut corriger la fortune. Der 
historische Prozeß muß beschleunigt, Preußen] 
in der Consolidation verhindert werden“ 30 ), 
hielt Liebknecht im Dezember 1867 Engels vor, 
und in der Tat haben Marx und Engels bei al-
ler scharfen Kritik an der Position Liebknechts 
die Funktion eines erstarkten Preußens im 
Hinblick auf die Revolution nicht anders ein-
schätzen können31 ). Unabhängig von einer 
möglichen Vertagung der sozialen Revolution 
durch die Existenz eines starken, vergrößerten 
Preußens, war es gerade die Verankerung in 
der großdeutsch-nationalen Bewegung, wes-
halb Bebel und Liebknecht gegen das fait 
accompli von 1866 schärfsten Protest erhoben.

Nachdem Liebknecht schon Ende 1865 ange-
sichts einer sich abzeichnenden dualistischen 
Lösung der deutschen Frage die Alternative 
„Mit Preußen gegen Deutschland oder mit 
Deutschland gegen Preußen! “ 32 ) aufgezeigt 
hatte, wobei nicht zweifelhaft war, auf welcher 
Seite er stand, hat er sich nach Königgrätz 
nicht nur geweigert anzuerkennen, daß „die 
Hinterlader und Moltkes Genie .. . gegen die 
deutsche Revolution und großdeutsche Eini-
gung ... für Bismarck und Kleindeutschland 
und für Bismarcks Verehrer Schwei 33tzer“ ) 
entschieden hatten, sondern im Gegenteil die 
Kampfansage an Preußen, unbekümmert um 
die erkennbare Tendenz des Ablaufs der Ge-

30) Liebknecht an Engels, 11. 12. [1867], in: W. Lieb-
knecht, Briefwechsel mit Karl Marx und Friedrich 
Engels, hg. u. bearb. v. G. Eckert (1963), S. 82.
31) Vgl. etwa Marx an Paul Lafargue, 2. 6. 1869, 
und F. Engels, Vorbemerkung zur 2. Auflage, „Der 
deutsche Bauernkrieg* (1870), in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 32, S. 608 L, Bd. 16, S. 395.
32) Vgl. Conze/Groh, a. a. O., S. 61.

33)  K. Kautsky, Sozialisten und Krieg. Ein Beitrag 
zur Ideengeschichte des Sozialismus von den Hus-
siten bis zum Völkerbund (1937), S. 168. 



schichte, verschärft. Der Programmartikel in 
der ersten Nummer des „Demokratischen Wo-
chenblatts" 34 ) zeugt davon, wobei es inter-
essant ist, daß für Liebknecht die deutsche 
Frage vor der Arbeiterfrage rangierte. „Was 
insbesondere die beiden brennendsten Tages-
fragen betrifft, die Deutsche und die Arbeiter-
Frage, so erstreben wir einen deutschen 
'Volksstaat, der alle Stämme des großen Va-
terlandes (selbstverständlich auch die Deutsch- 
Osterreicher) unter dem gemeinsamen Banner 
der Freiheit vereinigt, und werden Krieg auf 
Leben und Tod führen gegen jene verderb-
liche Politik, deren Endziel die Vergrößerung 
Preußens und die Verkleinerung Deutsch-
lands 35 ist." )

Bebel und Liebknecht konnten in der soge-
nannten Einheit des Norddeutschen Bundes 
keine deutsche Einheit sehen, da diese die süd-
deutschen Staaten, Österreich und Luxemburg 
ausschloß, und beharrten auf dem Standpunkt, 
daß Preußen der Einheit im Wege stehe. In 
diesem norddeutschen Staatswesen vermoch-
ten sie aber auch keine Verwirklichung de-
mokratischer Freiheiten zu erkennen. „Daß die 
freiheitlichen Interessen im Norddeutschen 
Bunde gewahrt würden, wagt niemand zu be-
haupten", sagte Bebel auf einer demokrati-
schen Volksversammlung am 14. Mai 1868 in 
Berlin und gab seiner Überzeugung Ausdruck, 
„daß nur in einem Deutschland, das durch den 
Gesamtwillen der Bevölkerung getragen wird, 
an dessen Spitze eine Regierung steht, die aus 
diesem freien Willen hervorgegangen ist, al-
lein ein wirkliches Heil für die Bevölkerung 
und für die arbeitende Bevölkerung ins Be-
sondere zu 36erwarten ist." )

Vor dem norddeutschen Reichstag kennzeich-
nete Bebel die Neubildung als „einen Bund, der 
dazu bestimmt ist, Deuts
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chland zu einer großen 
Kaserne zu machen, um den letzten Rest 
von Freiheit und Volksrecht zu vernichten" ).

Im allgemeinen Wahlrecht vermochten Bebel 
und Liebknecht nichts weiter zu sehen als 
ein Stück Bonapartismus. Daß sie, vor allem 
Liebknecht, nach 1866 zeitweise in gewisse 
Nähe partikularistischer Strömungen sowie 
österreichisch gesinnter großdeutscher Föde-
ralisten gerieten, wird heute von der marxi-
stischen Historiographie, die unbedingt die 
Position von Marx und Engels einnimmt, 
gerügt38). Darüber hinaus wird von dieser 
Seite aus jenen demokratischen Elementen, 
die sich außerstande sahen, die Gründung des 
Norddeutschen Bundes als gewissen Fortschritt 
gegenüber der Kleinstaaterei anzusehen, Un-
fähigkeit, die Dialektik der Geschichte zu be-
greifen, attestiert39 ).

34) Das Urteil von Engels über dieses Blatt in: 
Engels an Marx, 2. 2. 1868, in: Marx/Engels, Werke, 
Bd. 32, S. 28: „Liebknechts Blättchen mißfällt mir 
imme höchschte Grad. Nichts als versteckter süd-
deutscher Föderalismus."
35) Demokratisches Wochenblatt, Nr. 1, 4. 1. 1868.
36) Ebd„ Nr. 21, 23. 5. 1868.
37) 10. 4. 1867 im Reichstag des Norddeutschen 
Bundes.

38) Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 
Bd. 1, a. a. O., S. 243; E. Engelbert, Deutschland 
von 1849—1871 (1959), S. 194.
39) R. Weber, Das kleinbürgerlich-demokratische 
Element in der deutschen Nationalbewegung vor 
1866, in: Probleme der Reichsgründungszeit, 
a. a. O., S. 82.
40) Vgl. hierzu die von Becker seit Januar 1866 
herausgegebene Zeitschrift „Der Vorbote" sowie 
Conze/Groh, a. a. O., S. 75 f.

In der Folgezeit, das heißt bis zum Deutsch- 
Französischen Krieg, blieb die Haltung von 
Bebel und Liebknecht zum Norddeutschen 
Bund im wesentlichen unverändert. Auch die 
Tatsache, daß auf dem Nürnberger Vereinstag 
von 1868 und auf dem Gründungsparteitag der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 1869 in 
Eisenach das Programm der Internationalen 
Arbeiterassoziation in die Programme der un-
ter Bebel und Liebknecht sich konstituierenden 
Richtung der deutschen Arbeiterbewegung 
übernommen wurde, bedeutete nicht, daß 
diese damit ihre primär großdeutsche, natio-
nal-demokratische Zielsetzung aufgab. Johann 
Philipp Becker, einer der Redner auf dem 
Hambacher Fest von 1832 und Oberbefehls-
haber der badischen Volkswehr 1849, arbei-
tete seit 1866 als Präsident der Sektionsgruppe 
deutscher Sprache der Internationalen Arbei-
terassoziation im deutschen Raum für die Ver-
breitung des Programms der 1. Internationale 
in der Weise, daß die Ziele der Internationalen 
Arbeiterassoziation als nicht im Widerspruch 
stehend zur nationalen Politik des Verbandes 
deutscher Arbeitervereine erscheinen muß-
ten 40 ).



Der Gegensatz zwischen den Anhängern von 
Bebel und Liebknecht und dem Allgemeinen 
Deutschen Arbeiterverein in den Jahren, die 
der Reichsgründung vorangingen, wird in je-
der Hinsicht falsch gedeutet, wenn man ihn 
auf die Formel national-international bringt. 
In Wahrheit schieden sich die Geister in be-
zug auf die Rolle Preußens in der Epoche der 
deutschen Einigung. Ursprünglich einig im 
Ziel, dem großdeutschen demokratischen Na-
tionalstaat, was Lassalle 1863 auf die Formel 
b
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rachte „Großdeutschland moins les dyna- 

sties" ), zeigte sich unter seinem Nach-
folger, Johann Baptist von Schweitzer, daß 
der ADAV angesichts der realen Entwicklung 
bereit war, die preußisch-deutsche Lösung zu 
akzeptieren. Am Vorabend des deutschen 
Krieges von 1866 hat Schweitzer zwar die alte 
Forderung der National-Demokraten aller 
Richtungen wiederholt, die auf ein freies und 
einheitliches Deutschland, „frei und einig 
durch den Willen der Nation", zielte und so-
wohl ein „Großpreußen" wie auch ein „Groß-
österreich" als für die Arbeiterbewegung nicht 
annehmbare Lösungen bezeichnet, zugleich 
aber deutlich gemacht, daß er, wenn auch mit 
erheblichen Vorbehalten, hinsichtlich der deut-
schen Frage auf die preußische Karte setze. Er 
sah keinen vernünftigen Grund, „Preußen an 
der Zertrümmerung der Kleinstaatenwirt-
schaft, d. h. an einem Krieg mit Österreich . . . 
verhindern zu wollen". Preußen als Faktor bei 
der Verwirklichung des freien und einheit-
lichen Deutschlands möge also „den Versuch 
machen, das gerade Gegenteil von dem zu 
werden, was es bi 42s heute war" ).  Am Tage 
des Kriegsausbruchs sah er die Möglichkeit, 
„die preußische Regierung weiter zu treiben 
auf dem Weg der Konzessionen an uns“, vor-
züglich in bezug auf das allgemeine Wahl-
recht. Für diesen Fall würden die im ADAV 
organisierten Arbeiter, in ihrer überwältigen-
den Mehrheit in Preußen beheimatet, das Ihre 

tun, „daß der Sieg nicht bei den Fahnen Öster-
reichs, sondern bei den Fahnen Preußens, 
nicht bei den Fahne
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n Benedeks, sondern bei 

den Fahnen Bismarcks und Garibaldis sei" ). 
Den Ausgang des Krieges und die Neuord-
nung Deutschlands in seinem Gefolge hat 
Schweitzer mit Resignation, was das defini-
tive Ende der Hoffnungen auf die Schaffung 
des nationalen Deutschlands auf revolutionä-
rem Weg angeht, aber auch mit bemerkens-
wertem Realismus hingenommen: „Unsere 
Hoffnung war, daß die Nation in ihrer eige-
nen Sache die Initiative ergreifen, daß sie 
durch eine deutsche Revolution ein nationa-
les Deutschland schaffen werde. Diese Hoff-
nung hat sich nicht bewahrheitet; nicht das 
deutsche Volk, die preußische Regierung hat 
die Lösung der deutschen Frage in die Hand 
genommen und — was entscheidend ist — 
sie hat dies bis jetzt mit großem Erfolg und 
unter erstaunlicher Kraftentwicklung ge-
tan." 44)  In der Auseinandersetzung mit Jo-
hann Jacoby hat er betont, daß die Lösung von 
1866 nicht die sei, welche der ADAV gewollt 
habe, aber daß sie eine Lösung sei und eine, 
die tatsächlich da ist451). Und diese Lösung 
war für Schweitzer nicht nur verbunden mit 
dem Ende des preußisch-österreichischen Dua-
lismus in Deutschland, sondern er glaubte mo-
mentan das vergrößerte Preußen „im volks-
tümlichen Geiste" beeinflussen 
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zu können, 
was die nationale Aufgabe der Gegenwart 
sei ).

41) Lassalle an Rodbertus, 1. 5. 1863, in: F. Lassalle, 
Nachgelassene Briefe und Schriften, hg. v. G. 
Mayer, Bd. 6 (1925), S. 335.
42) J. B. v. Schweitzer, Die deutschen Arbeiter und 
das neueste Großpreußentum (6. 5. 1866), in: Poli-
tische Aufsätze und Reden von J. B. v. Schweitzer. 
Mit Einleitung und Anmerkungen hg. v. F. Mehring 
(1912), S. 116 f.

43) Ders., Die gegenwärtige Aufgabe der sozial-
demokratischen Partei (Vortrag, gehalten am 
16. Juli 1866 auf der Generalversammlung des 
ADAV zu Leipzig), ebd., S. 155.
44) Ders., Mit Blut und Eisen (20. 7. 1866), ebd., 
S. 159.
45) Ders., Die Rede Jacobys (26. 8. 1866) ebd., 
S. 170.
46) Ebd., S. 171.
47) Der erste Absatz dieses Programmes lautete:
„Gänzliche Beseitigung jeder Föderation, jeden

Die Generalversammlung des ADAV nahm 
schließlich am 27. Dezember 1866 in Erfurt 
ein Programm an, das in der Formel „Durch 
Einheit zur Freiheit" das Fazit aus der Ent-
scheidung von 1866 zog, was die Akzeptierung 
des Weges bedeutete, den Preußen unter der 
Führung Bismarcks hinsichtlich der deutschen 
Frage beschritten hatte 47 ). Die ganze Schärfe



des damit aufgeworfenen Gegensatzes zu den 
unversöhnlichen Verlierern von 1866 in den 
Reihen der Arbeiterbewegung klingt an in 
dem Vers, den Liebknecht im Dezember 1868 
im „Demokratischen Wochenblatt" veröffent-
lichte:

„Durch Blut und Eisen eint man Knechte — 
So sollen wir nun einig steh'n!
— Auf! Laß uns, Gott der Menschenr
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echte, 

Zur Einheit durch die Freiheit geh'n!" )

Hier bricht das volle national-revolutionäre 
Pathos des 48er-Demokraten auf, der in Preu-
ßen die freiheitsfeindliche Macht Deutschlands 
seit 1849 sah und für den die Einigung als 
Ausfluß staatlicher Machtpolitik, durch Blut 
und Eisen, nicht akzeptabel war. Demgegen-
über konnte der verhaßte Schweitzer am 
20. Juli 1866 gelassen feststellen, daß noch 
kein großes Werk d
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er Weltgeschichte ohne 
Blut und Eisen geschaffen worden sei und 
schließlich auch die revolutionäre Einigung 
Deutschlands „von unten" kaum ohne Blut 
und Eisen vonstatten gegangen wäre ).

Immerhin sah man sich bald nach 1866 auch 
im ADAV veranlaßt, die Möglichkeiten, wel-
che der Norddeutsche Bund der Arbeiterbe-
wegung, auch im Hinblick auf ihre nationalen 
Ziele, bot, realistischer einzuschätzen50 ). Die 
Wahlen zum konstituierenden Norddeutschen 
Reichstag, welche nach dem allgemeinen 
Wahlrecht durchgeführt wurden, das im Mit-
telpunkt der Programmatik und der Agitation 
der Lassalleaner gestanden hatte, brachten

51) Während Bebel und Schraps als Kandidaten der 
Sächsischen Volkspartei gewählt wurden, ging der 
ADAV, der mit überaus hohen Erwartungen in den 
Wahlkampf gegangen war, leer aus. Erst im Au-
gust 1867 konnten die beiden lassalleanischen Par-
teien drei Abgeordnete in den Norddeutschen 
Reichstag entsenden.
52) 28. 4. 1869 im Reichstag des Norddeutschen 
Bundes.
53) Marx an Engels, 20. 7. 1870, in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 33 (1966), S. 5.

Staatenbundes, unter welcher Form es auch sei. 
Vereinigung aller deutschen Stämme zu einer in-
nerlich und organisch durchaus verschmolzenen 
Staatseinheit, durch welche allein das deutsche 
Volk einer glorreichen nationalen Zukunft fähig 
werden kann: durch Einheit zur Freiheit" (Social- 
Demokrat, Nr. 192/11, 30. 12. 1866).
48) Beilage zum Demokratischen Wochenblatt, Nr. 
50, 12. 12. 1868; vgl. auch S. Miller, Das Problem 
der Freiheit im Sozialismus. Freiheit, Staat und 
Revolution in der Programmatik der Sozialdemo-
kratie von Lassalle bis zum Revisionismusstreit 
(21964), S. 126 f.
49) Vgl. Anm. 44.
50) Das zeigte schon die 5. Generalversammlung 
des ADAV in Braunschweig am 19. und 20. Mai 
1867 sowie das dort verabschiedete Programm. 

dem ADAV eine herbe Enttäuschun 51g )  und 
machten den zweifelhaften Wert des allgemei-
nen Stimmrechts in einem Staatswesen, das 
schließlich Schweitzer nur noch als absoluten 
Militärstaat kennzeichnen konnte52), deut-
lich.

Wenn auch in den beiden Gruppierungen der 
Arbeiterbewegung nach 1866 allmählich die 
nationale Frage an Aktualität einbüßte, so 
blieb doch die Kluft, die durch die Entschei-
dung von Königgrätz entstanden war, weiter-
hin bestehen und sollte erst durch die Ent-
scheidung von Sedan wieder geschlossen wer-
den. Der Ausbruch des Deutsch-Französischen 
Krieges im Juli 1870 versetzte noch einmal 
alle Richtungen der deutschen Arbeiterbewe-
gung in eine Art nationale Hochspannung. Da-
bei verliefen die Fronten bis zur französischen 
Niederlage bei Sedan und der Gefangennahme 
Napoleons auch quer durch die Eisenacher Par-
tei.

Marx und Engels haben gleich bei Ausbruch 
des Krieges die Situation dahin gehend ana-
lysiert, welche Entwicklung die soziale Revo-
lution in Europa vorantreiben werde. Das Er-
gebnis war eindeutig: „Die Franzosen brau-
chen Prügel. Siegen die Preußen, so die Zen-
tralisation der state power nützlich der Zen-
tralisation der deutschen Arbeiterklasse. Das 
deutsche Übergewicht würde ferner den 
Schwerpunkt der westeuropäischen Arbeiter-
bewegung von Frankreich nach Deutschland 
verlegen, und man hat bloß die Bewegung 
von 1866 bis jetzt in beiden Ländern zu ver-
gleichen, um zu sehen, daß die deutsche Ar- 
beiterklasse theoretisch und organisatorisch 
der französischen überlegen ist. Ihr Überge-
wicht auf dem Welttheater über die französi-
sche wäre zugleich das Übergewicht unserer 
Theorie über die Proudhons etc." 53 ) Zwei



Gesichtspunkte waren für die Londoner maß-
gebend:

1. Die Errichtung des deutschen Nationalstaa-
tes als Folge eines preußischen Sieges führte 
die Zentralisation der Arbeiterbewegung in 
Deutschland herbei — eine Perspektive, die 
schon die Akzeptierung der Ergebnisse des 
deutschen Krieges von 1866 ermöglicht hatte.

2. Im Bereich der westeuropäischen Arbei-
terbewegung würde durch eine Niederlage 
Frankreichs die ideologische Konkurrenz ent-
scheidend geschwächt. Zu diesem revolutionä-
ren Kalkül trat ein nicht zu unterschätzendes 
nationales Engagement, das bei Marx und En-
gels zeitweise in gefährliche Nähe nationalisti-
schen Überschwangs geriet ). Beide haben 
nicht gezögert, zu Beginn des Krieges zweier-
lei festzustellen: die Tatsache, daß der Krieg 
von deutscher Seite ein Verteidigungskrieg 
war, und — das ist im Zusammenhang dieser 
Untersuchung bedeutungsvoll — daß er ein 
deutscher Nationalkrieg war.
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54) Am deutlichsten erkennbar in: Engels an Marx, 
5. 8. 1870, ebd., S. 30. Vgl. auch den Tenor der 
Artikel über den Kriegsverlauf, die Engels in The 
Pall Mall Gazette schrieb: Marx/Engels, Werke, 
Bd. 17 (1962).
55) Marx/Engels, Werke, Bd. 33, S. 8.
56) „.Jesus meine Zuversicht!', gesungen von Wil-
helm L, Bismarck zur Rechten und Stieber zur 
Linken, ist die deutsche Marseillaise! Wie 1812 sqq. 
... Wer hätte es für möglich halten sollen, daß 
22 Jahre nach 1848 ein Nationalkrieg in Deutsch-
land solchen theoretischen Ausdruck besitzen 
würde!" Marx an Engels, 28. 7. 1870, ebd., S. 11.

57) Marx an Engels, 8. 8. 1870, ebd., S. 31.
58) Social-Demokrat, Nr. 82, 17. 7. 1870.
59) Agitator, Nr. 17, 23. 7. 1870: „...außer einer 
ganz winzigen Anzahl von Leuten, deren Preußen-
haß sie bis zum Vaterlandsverrat treibt, ist man 
im ganzen weiten Lande, vom Bodensee bis nach 
Schleswig, vom Rheine bis zur Weichsel nur von 
dem einen Gedanken beseelt, die Ehre und die 
Freiheit der Nation gegen einen fremden Despoten, 
gegen den räuberischen Überfall des meineidigen 
Tyrannen an der Seine zu verteidigen..."; vgl. 
auch Nr. 18, 30. 7. 1870. Bezüglich direkter Aus-
schreitungen der Lassalleaner gegenüber Lieb-
knecht im August 1870 siehe H. Beike, Die deutsche 
Arbeiterbewegung und der Krieg von 1870/1871 
(1957), S. 46—49.

„Es ist den Herren offenbar gelungen, in 
Deutschland einen vollständigen National-
krieg hervorzurufen", schrieb Engels am 
22. Juli an Marx, und er wußte im selben 
Brief auch die zögernden militärischen Opera-
tionen auf französischer Seite damit zu be-
gründen, daß Napoleon die Gewißheit erlangt 
habe, „d
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aß er es mit dem deutschen Volk 

selbst zu tun haben wird" ). Daß dieser Na-
tionalkrieg allerdings einen anderen „theore-
tischen Ausdruck" besaß, als es die revolu-
tionäre Zwei-Mann-Partei in London wünsch-
te, wurde vo 56n ihnen beklagt ).

Während Marx und Engels vom archimedi-
schen Punkt derer urteilen, die auch diesem 

Krieg und seinen vorausgesetzten Ergebnissen 
— schon am 8. August 1870 war es Marx klar: 
„L'Empire est fait, i. e. das deutsche Kaiser-
tum" 57 ) — einen Platz und eine Funktion in 
ihrer revolutionären Strategie einräumen 
konnten, war im Bereich der deutschen sozia-
listischen Arbeiterbewegung die Konfusion 
nicht zu übersehen. Lediglich die Lassalleaner 
waren sich einig in der unbedingten Stellung-
nahme für die deutsche Seite. Hasselmann 
schrieb am 17. Juli im „Social-Demokrat": 
„Der Krieg von 1870, er ist ein Krieg gegen 
das deutsche Volk, er ist ein Krieg gegen den 
Sozialismus. Und jeder Deutsche, der sich dem 
Friedensbrecher [Napoleon III] entgegenwirft, 
der kämpft nicht nur fürs Vaterland, der 
kämpft gegen den Hauptfeind der Ideen der 
Zukunft, für Freiheit, Gleichheit, Brüderlich-
keit." 58)  Noch weiter ging der „Agitator", 
ein Wochenblatt des ADAV, der am 23. Juli 
offen Liebknecht und Bebel Vaterlandsverrat 
wegen ihrer Enthaltung anläßlich der Abstim-
mung über die Bewilligung der Kriegskredite 
zwei Tage zuvor vorwarf und sich in einen 
wahren nationalen Rausch steigerte, wobei der 
Krieg lediglich auf der französischen Seite als 
dynastischer dargestellt und in der Niederlage 
Napoleons „die Bürgschaft des Aufblühens der 
sozialen Bewegung" gesehen wurde. Eine Wo-
che später scheute sich das Blatt der Lassallea-
ner nicht, Liebknecht einen bezahlten österrei-
chischen Agenten zu nennen, was beweist, 
daß die Lassalleaner glaubten, die Woge na-
tionaler Begeisterung, welche auch die deut-
sche/Arbeiterschaft ergriffen hatte, nutzen zu 
müssen, um die Konkurrenz der Sozialdemo-
kratischen Arbeiterpartei auszuschalten59 ).



Die Grenzen zwischen dem ADAV und dem 
nationalliberalen Bürgertum — beide hatten 
sich 1866, wenn auch nicht ohne Vorbehalte, 
auf den Boden der Entscheidung von König- 
grätz gestellt — schienen in der ersten Phase 
des Deutsch-Französischen Krieges zu ver-
schwimmen.

Ganz anders war die Situation in der Eise-
nacher Partei. August Bebel sah am 16. Juli 
der Entwicklung der Dinge „sehr vertrauens-
los" entgegen und war der Auffassung: „Et-
was Gutes für das Volk kommt schwerlich zu 
Tage." 60 ) Wilhelm Liebknecht veröffentlichte 
am 20. des Monats im „Volksstaat" eine Er-
klärung zum Kriege, in der er zwar feststellte, 
daß die Herrschaft Napoleons „der Eckstein 
des reaktionären Europas" sei und mit Na-
poleon zugleich der „Hauptträger der moder-
nen Klassen- und Säbelherrschaft" falle, wes-
halb im Interesse der Arbeiterbewegung die 
„Vernichtung Bonapartes" wünschenswert sei, 
zugleich aber an der konsequenten Ablehnung 
gegenüber der Schöpfung von 1866 festhielt und 
den Krieg als notwendige Folge davon ansah.

Der Abrechnung mit dem französischen Staats-
streich müsse die mit dem deutschen nachfol-
gen. Im übrigen weigerte sich Liebknecht ent-
schieden, diesen Krieg einen deutschen zu nen-
nen610). Einen Tag später enthielten sich Lieb-
knecht und Bebel bei der Abstimmung über 
die Kriegskredite im Norddeutschen Reichs-
tag der Stimme62 ), während die Lassalleaner 
und auch der inzwischen zur Sozialdemokrati-
schen Arbeiterpartei übergetretene Fritzsche 
für die Anleihe stimmten. Das motivierte Vo-
tum Bebels und Liebknechts enthielt noch ein-
mal die Aspekte des Liebknechtschen Aufru-
fes.

60) Internationales Institut für Sozialgeschichte 
(IISG) Amsterdam, Bebel-Nachlaß, A 49.
61) Der Volksstaat, Nr. 58, 20. 7. 1870.
62) Liebknecht ließ sich nur durch Bebel davon ab-
halten, gegen die Kredite zu stimmen. Vgl. A. Be-
bel, Aus meinem Leben (1961), S. 380.
63) Die Einladung begann mit den Worten: „Bür-
ger! Arbeiter! Das Unerhörte ist geschehen: der 
Napoleonide hat Preußen den Krieg erklärt.

Schmach über ihn!" (Der Volksstaat, Nr. 58, 20. 7. 
1870). An der Versammlung nahmen etwa 2500 
Personen teil.
64) Vgl. Flugblatt über den Verlauf der Braun-
schweiger Volksversammlung und ihre Resolution, 
abgedruckt in: Die 1. Internationale in Deutsch-
land (1864—1872), Dokumente und Materialien 
(1964), S. 506—509.
65) W. Bracke, Der Braunschweiger Ausschuß der 
Sozialdemokratischen Arbeiter-Partei in Lötzen 
und vor dem Gericht (1872), S. 2 f.
66) Brief vom 20. 7. 1870, in: G. Eckert, Aus der 
Korrespondenz des Braunschweiger Ausschusses 
der Sozialdemokratischen Arbeiter-Partei, Braun-
schweigisches Jahrbuch, Bd. 45 (1964), S. 131.
67) Gemeint ist die Erklärung Liebknechts vom 
20. 7. im „Volksstaat".
68) Eckert, a. a. O„ S. 132.

Inzwischen hatten am 16. Juli Vorstand und 
Ausschuß der Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei zu einer Protestversammlun
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g gegen 

den Krieg auf gerufen ),  auf der, wenn auch 

nicht ohne Widerspruch, eine Resolution ver-
abschiedet wurde, welche Napoleon und die 
„Majorität der sogenannten Vertreter des 
französischen Volkes" als „die frivolen Frie-
densbrecher und Ruhestörer Europas" verur-
teilte, die deutsche Nation hingegen als die 
beschimpfte und angegriffene hinstellte, wes-
halb die Versammlung den Verteidigungs-
krieg als unvermeidliches Übel anerkannte. 
Im übrigen machte die Resolution deutlich, 
daß der Ausbruch des Krieges die alten na-
tional-demokratischen Bestrebungen neu be-
lebte in dem Sinne, daß er wieder die Per-
spektive auf die Einigung der deutschen Na-
tion „im wahren 64 Volksstaat" eröffnete ).

Der Gegensatz zwischen Bebel und Liebknecht 
sowie dem Braunschweiger Ausschuß, der 
fürchtete, die sozialdemokratische Bewegung 
könne, wenn sie sich der nationalen Bewe-
gung, die „eine außerordentliche Kraft und 
Tiefe entfaltete", entgegenstelle, „vorüber-
gehend von derselben ganz verschlungen 
werden" 65 ), verschärfte sich seit dem 20. Juli 
zusehends. Schon an diesem Tag empfahl der
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Ausschuß Liebknecht „sehr ernstlich . . ., in 
dieser kritischen Zeit mit größter Ruhe und 
Besonnenheit zu verfahren" ). Die Reichs-
tagsabstimmung von Liebknecht und Bebel 
führte zu einer entschlossenen Reaktion des 
Ausschusses. Nachdem Wilhelm Bracke und 
Samuel Spier schon am 22. Juli an August 
Geib telegraphiert hatten: „Liebknechts Auf-
treten Organ 67 ) Reichstag furchtbare Schädi-
gung Partei energisches Han

68
deln notwendig. 

Liebknecht fügen oder absetzen" ), veröf-



fentlichte der Ausschuß am 24. einen Aufruf, 
der am 30. im „Volksstaat" abgedruckt wurde 
und als offene Kampfansage an die Liebknecht- 
Bebeische Position gelten mußte. Er schloß 
mit den Sätzen: „Es lebe Deutschland! Es lebe 
der internationale Kampf des Proletariats!" 
und enthielt unter anderem folgende Passage: 
„Solange ein böser Geist die Soldaten Frank-
reichs an Napoleons Fersen heftet und unsere 
deutschen Marken mit Krieg und Verwüstung 
bedroht, werden wir mit aller Entschiedenheit 
die Unantastbarkeit des deutschen Bodens ge-
gen napoleonische und jede andere Willkür 
verteidigen helfen. Auch das Streben des deut-
schen Volkes nach Erringung der nationalen 
Einigkeit ist berechtigt; haben sich die Deut-
schen bei der augenblicklichen gemeinsamen 
Gefahr wie ein Mann zusammengeschart, so 
wird der gemeinsame Kampf das Band fester 
und fester schließen, und vielleicht ersteht aus 
den großen Wirren von heute zu unsrer aller 
Freude in nächster Zukunft der deutsche Staat. 
Unsre Aufgabe ist es, bei der Geburt dieses, 
so hoffen wir, ganz Deutschland umfassenden 
Staates bestimmend mitzuwirken, damit, wenn 
es möglich ist, nicht der dynastische Staat, son-
dern der sozialdemokratische Volksstaat ins 
Dasein tritt; unsre Aufgabe ist es — mag der 
gewordene neue Staat bei der Geburt noch 
dynastische Färbung tragen — ihm in ernstem, 
schwerem Kampf den Stempel unserer Ideen 
aufzudrückenl" 69 )

Das, Bestreben des Ausschusses ging also ganz 
offensichtlich dahin, einmal politischen Spiel-
raum zu erhalten im Hinblick auf mögliche 
und vielleicht sogar bestimmende Einwirkung 
bei der erwarteten Schaffung des deutschen 
Nationalstaates, zum anderen zu verhindern, 
daß die sozialdemokratische Arbeiterschaft, 
die von nationaler Begeisterung ergriffen war, 
ins Lager Schweitzers überging. Die Chance, 
weitere Schichten des Volkes in diesem gün-
stigen Augenblick für die Sache des Sozialis-
mus und die des nationalen demokratischen 
Einheitsstaates zu gewinnen, sah er aller-
dings schon vertan70). Dabei erscheint die 

69) Der Volksstaat, Nr. 61, 30. 7. 1870.
70) „Kein Augenblick war günstiger als der jetzige. 
Mit unserer ganzen Eigentümlichkeit die nationale

Seite des Krieges aufgegriffen, hätte uns die Her-
zen erobert, die Herzen des Volkes. Bebel und 
Liebknecht haben sie uns entfremdet. Fährt Lieb-
knecht in dieser Weise fort, so haben wir am Ende 
des Krieges noch ein Dutzend eingefleischter So-
cialrepublikaner und eine Anzahl Sachsen, die 
ihres Particularismus wegen die internationale, 
fern liegende Idee weit lieber haben, als die nahe-
liegende, ihnen aber von 1866 her ihres schwarz-
weißen Gewandes wegen widerlich gewordene 
nationale.“ Bracke an Geib, 29. 7. 1870, in: Eckert, 
a. a. O., S. 134.
71) „Die Art aber, wie Liebknecht die Situation auf-
faßt, und auch die Art, wie Ihr sie anseht, halten 
wir nicht allein für principiell falsch, sondern auch 
für einen kolossalen taktischen Fehler. Principiell 
halten wir sie für falsch, da wir uns nicht vorstel-
len können, wie es möglich ist, daß Jemand seines 
berechtigten internationalen Standpunktes halber 
den nationalen verleugnen will. Ist das Übermaß 
von Nationalgefühl wie das Übermaß von engerer 
Vaterlandsliebe (Particularismus) zu tadeln, so ist's 
ein Gleiches mit dem Übermaße von Kosmopolitis-
mus. . .. Der internationale Gedanke kann doch 
nur verwirklicht werden zwischen den einzelnen 
Nationen." Bracke an Geib, 29. 7. 1870, in: Eckert, 
a. a. O., S. 133.
72) Vgl. hierzu Conze/Groh, a. a. O., S. 91, 93.
73) Der Volksstaat, Nr. 59, 23. 7. 1870.

Einschätzung der Situation durch Bracke, 
der Liebknechts und Bebels Haltung durch 
ihren Internationalismus geprägt sah71 ), als 
verfehlt. In der Tat zeigten sich in den Ge-
gensätzen, die sich im Juli 1870 in der Sozial-
demokratischen Arbeiterpartei auftaten, die 
überkommenen Positionen zur deutschen 
Frage. Es war nicht von ungefähr, daß der 
Ausschuß der Partei, der von ehemaligen Las- 
salleanern beherrscht wurde, auch die sich 
nun sehr deutlich abzeichnende preußisch-
deutsche Lösung akzeptieren wollte unter der 
Bedingung, daß man den deutschen National-
staat dieser Art mitgestalten könne, selbst 
wenn er anfangs noch „dynastische Fär-
bung" trug, während Liebknecht, Bebel und, 
wie man wohl behaupten darf, eine Minder-
heit der Eisenacher nicht vom Standpunkt 
eines sozialistischen Internationalismus, son-
dern aus der Verbindung radikaler national- 
demokratischer großdeutscher Anschauungen 
und seit 1866 tief eingewurzeltem Preußenhaß 
dem Krieg von 1870 den nationalen Charakter 
absprachen72 ). Die Proletarier hatten — so 
Liebknecht — mit diesem Krieg „nichts ge-
mein 73" ).



Wenn Marx und Engels auch nicht unbedingt 
auf dem Standpunkt der Braunschweiger stan-
den, so erst recht nicht auf dem Liebknechts. 
Schon in der ersten Adresse des Generalrats 
der Internationalen Arbeiterassoziation über 
den Deutsch-Französischen Krieg hatte Karl 
Marx den Krieg von deutscher Seite als Ver-
teidigungskrieg charakterisiert, für dessen 
Ausbruch er allerdings auch die Politik Bis-
marcks verantwortlich machte 74 ). Er lehnte 
aber entschieden ab, daß Wilhelm Liebknecht 
aus der Adresse, „die er sich natürlich vorher 
ins Wilhelmsche übersetzt hat", eine Überein-
stimmung in den Anschauungen herleitete 75 ). 
In einem Schreiben an den Braunschweiger 
Ausschuß Ende August 1870 hat er „die wi-
derliche ,Identität', worin unser Wilhelm sich, 
sobald es seinen Zwecken dient, mit mir an-
dern vorlügt, e 76in für allemal beseitigt" ).

Auch Liebknechts und Bebels Stimmenthal-
tung im Norddeutschen Reichstag wurde von 
Marx nur mit mäßigem Beifall bedacht. Er 
verband die Anerkennung der Tatsache, daß 
in diesem Moment „die Prinzipienre
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iterei un 
acte de courage" war, mit der Kritik daran, 
„daß dieser Moment fortdauert und . . . daß 
die Stellung des deutschen Proletariats in 
einem Krieg, der national geworden ist, sich 
in Wilhelms Antipathie gegen die Preußen 
zusammenfaßt" ).  Noch schärfer war die Ab-
sage Friedrich Engels' an die Politik Lieb-
knechts. Daß eine deutsche politische Partei in 
dem Augenblick, wo die Masse des deutschen 
Volkes aller Klassen in diesem Krieg in er
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ster 
Linie eine Frage der nationalen Existenz 
sah ), „ä la Wilhelm die totale Abstention 
predigen und allerhand Nebenrücksichten über 
die Hauptrücksicht setzen" konnte, schien ihm 

. „unmöglich". „Daß — und jetzt kommen die 

Nebenrücksichten —", schrieb er an Marx, 
„dieser Krieg von Lehmann, Bismarck und Co. 
kommandiert wird und ihnen zur augenblick-
lichen Gloire dienen muß, falls sie ihn glück-
lichdurchführen, das verdanken wir der Misere 
der deutschen Bourgeoisie. Es ist allerdings 
sehr öklig, aber nichts zu ändern. Darum aber 
den Antibismarckismus zum alleinleitenden 
Prinzip erheben, wäre absurd. Erstens tut [Bis-
marck] jetzt, wie 1866, immer ein Stück unsrer 
Arbeit, in seiner Weise und ohne es zu wollen, 
aber er tut's doch. Er schafft uns reineren Bord 
als vorher. . . . überhaupt ä la Liebknecht die 
ganze Geschichte seit 1866 rückgängig machen 
zu wollen, weil sie ihm nicht gefällt, ist Blöd-
sin 79n" ).

Die Kritik an Liebknecht verband sich mit 
einer eigentümlichen Beanspruchung der Po-
litik Bismarcks im Hinblick auf die Vorbe-
reitung des Terrains für die soziale Revolu-
tion. Später ist diese aus erzwungener Passi-
vität erwachsene These von Engels und Bebel 
zu dem Dogma verallgemeinert worden, daß 
die herrschenden Klassen in Deutschland und 
deren Repräsentanten, in erster Linie Bismarck, 
was immer sie auch tun, der sozialen Revolu-
tion und ihrem eigenen Untergang in die 
Hände arbeiten und man deswegen geradezu 
„die Hände in den Schoß legen" könne804). Die 
Einordnung der Ereignisse von 1870/71 in die 
revolutionäre Strategie Engels' wird noch an 
deren Stelle in dem oben zitierten Brie
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f an 
Marx sinnfällig: „Ein Volk, das immer nur 
Hiebe bekommt und Tritte, ist allerdings das 
wahre, um eine soziale Revolution zu machen, 
und noch dazu in Wilhelms geliebten X-Klein- 
staaten!" ) Folgerichtig enthielt das Pro-
gramm, das er für das Vorgehen der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei entwarf, 
als ersten Punkt: „sich der nationalen Bewe-
gung anschließen . . ., soweit und solange sie 
sich auf Verteidigung Deutschlands beschränkt 
(was die Offensive bis zum Frieden unter Um-
ständen n 82icht ausschließt)" ).

74) Marx/Engels, Werke, Bd. 17 (1962), S. 3—8.
75) Marx an Engels, 17. 8. 1870, in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 33, S. 43.
76) Marx an Engels, 2. 9. 1870, ebd., S. 50.
77) Vgl. Anm. 75.
78) Vgl. auch die retrospektive Beurteilung aus dem 
Jahre 1888: Das Volk sah 1870 „durch alle beider-
seitigen diplomatischen Lügen hindurch nur die 
eine Tatsache . . . : hier handle es sich um einen 
Krieg nicht nur um den Rhein, sondern um die 
nationale Existenz . . . Und vor diesem nationalen 
Aufschwung verschwanden alle Klassenunter-
schiede. ..“: F. Engels, Die Rolle der Gewalt in der 
Geschichte, S. 439.

79) Engels an Marx, 15. 8. 1870, in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 33, S. 40.
80) Hierzu H.-J. Steinberg, Sozialismus und deut-
sche Sozialdemokratie. Zur Ideologie der Partei vor 
dem I. Weltkrieg (21969), S. 61 ff.
81) Vgl. Anm. 79, S. 41.
82) Ebd. S. 40.



Mit der Entscheidung von Sedan, die die 
Gefangennahme Napoleons im Gefolge hatte 
sowie die Ausrufung der Republik in Frank-
reich, wurden die verschiedenen Richtungen 
in der deutschen sozialistischen Arbeiterbe-
wegung wieder zusammengeführt. Schon in 
der ersten Adresse des Generalrats der IAA 
hatte Marx davor gewarnt, den Krieg in einen 
solchen gegen das französische Volk ausar-
ten zu lassen und in genialer Voraussicht auf 
die im Hintergrund lauernde, „unheimliche 
Ges 83talt Rußlands" ) hingewiesen. Er und 
Engels, der im Juli und August, obwohl das 
„alte Geheul von Elsaß und Lothringen schon 
wieder ganz flott im Gange" war84), geglaubt 
hatte, daß sich Preußen zu einem ehrenhaften 
Frieden gegenüber einer französischen Repu-
blik verstehen werde, wobei Frankreich „et-
was Land" wohl lassen müsse [!] 85 ), legten 
schon vor Sedan in einem Brief an den Braun-
schweiger Ausschuß die zukünftige Taktik 
fest. Sie war ganz auf die Frage der Annexion 
Elsaß-Lothringens bezogen und konnte so von 
beiden Richtungen in der Eisenacher Partei 
akzeptiert werden. Die deutsche Arbeiter-
klasse wurde aufgerufen, „en mässe" ihre 
Stimme gegen die Annexionsgelüste zu erhe-
ben, wobei die Londoner die für die spätere 
deutsche Geschichte letztlich entscheidende 
Konstellation — Frankreich im Bunde mit 
Rußland gegen Deutschland — klarsichtig vor-
aussahen. Mit unnachahmlichem Zynismus at-
testierten sie den Deutschen, daß sie diese „Ein-
heit in der preußischen Kaserne" reichlich ver-
dient haben, um dann im Sinne ihres schon 
bekannten revolutionären Opportunismus 
auch diese Einheit dahin gehend zu werten, 
daß die Verhältnisse „sich auf großem Maß-
stab entwickeln und vereinfachen" werden.

83) A. a. O„ S. 6.
84) Engels an Marx, 31. 7. 1870, in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 33, S. 16.
85) Engels an Marx, 10. 8. 1870, ebd., S. 34.
86) Brief an den Ausschuß der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 17,

S. 268—270; vgl. auch die zweite Adresse des 
Generalrats über den Deutsch-Französischen Krieg, 
ebd., S. 271—279.
87) Abdruck des Manifests in: Die I. Internationale 
in Deutschland, a. a. O., S. 533—539.
88) Joh. Phil. Becker an F. A. Sorge, 19. 2. 1871, in: 
Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. 
Becker, Jos. Dietzgen, Friedrich Engels, Karl Marx 
u. A. an F. A. Sorge und Andere (1906), S. 20; 
dazu Engels an Marx, 7. 9. 1870, Marx an Engels, 
10. 9. 1870, Engels an Marx 12. 9. 1870, in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 33, S. 56—62.
89) Vgl. Joh. Phil. Becker an F. A. Sorge, 19. 2. 1871, 
a. a. O.: „Wir hatten furchtbar zu kämpfen, daß 
nicht unser ganzes Werk aus dem Leime ging, da 
ein großer Teil sowohl der deutschen als franzö-
sischen Arbeiter vom Nationalschwindel ergriffen 
wurden.“
0O) Hierzu W. Bracke, Der Braunschweiger Aus- 
schuß . (1872).

Schließlich war für Marx und Engels das im 
Juli Erhoffte zur Gewißheit geworden
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: „Die-
ser Krieg hat den Schwerpunkt der kontinen-
talen Arbeiterbewegung von Frankreich nach 
Deutschland verlegt.“ )  Dieser Brief ist ein-

gegangen in das Manifest des Braunschwei-
ger Ausschusses vom 5. September 1870, in 
dem der Annexionswut entgegengetreten und 
ein ehrenvoller Friede mit dem französischen 
Volk gefordert wurde 87 ). Unabhängig davon, 
daß die führenden Vertreter der 1. Internatio-
nale Liebknechts die jetzt erwachte Schwärme-
rei für die französische „Notdurftsrepublik" 
nicht teilten 88 ), war die Aktionseinheit der so-
zialistischen Arbeiterparteien wiederherge-
stellt und die Gefahr, daß durch das Aufleben 
der nationalen Leidenschaften in Deutschland 
wie auch in Frankreich die Einheit der in-
ternationalen Arbeiterbewegung gesprengt 
würde89 ), gebannt. Das Manifest der Braun-
schweiger und seine Folgen sind bedeutsam 
geworden, was die Stellung der sozialistischen 
Parteien zum deutschen Nationalstaat angeht, 
der wenige Monate später begründet wurde.

Auf Befehl des Generalgouverneurs und Ober-
kommandierenden in Norddeutschland, Gene-
ral Vogel von Falckenstein, wurden am 9. Sep-
tember die Mitglieder des Braunschweiger 
Ausschusses, zwei andere Parteimitglieder so-
wie der Drucker des Manifestes verhaftet und 
wie Schwerverbrecher mit Ketten gefesselt auf 
die Festung Lötzen gebracht90 ). Daß wenige 
Tage später nicht nur weitere führende Mit-
glieder der Eisenacher Partei, sondern auch der 
preußische Demokrat und Kantianer Johann 
Jacoby aufgrund einer Rede, die er am 14. 
September in Königsberg gegen die Annexion 
Elsaß-Lothringens gehalten hatte, in Haft ge-



nommen wurden, schien die Prognose der Lon-
doner von der kommenden Einheit in der preu-
ßischen Kaserne zu bestätigen. Gerade jene 
Führungsgruppe i

91
n der Sozialdemokratischen 

Arbeiterpartei, welche die „reine Negation" )  
gegenüber der erwarteten Errichtung des preu-
ßisch-deutschen Staates ablehnte und bei des-
sen Gestaltung den Einfluß der deutschen Ar-
beiterbewegung geltend zu machen können 
glaubte, wurde zuerst von den staatlichen Ver-
folgungsmaßnahmen betroffen, welche sich 
von der Lötzener Ketten-Affäre über die Ära 
Tessendorf bis hin zum Sozialistengesetz stän-
dig verschärfen sollten. Im „Volksstaat", der 
Ende September in ganz Norddeutschland ver-
boten wurde, erschien seit 21. des Monats 
auf der ersten Seite jeder Nummer der Aufruf: 
„Ein billiger Friede mit der französischen Re-
publik! Keine Annexionen! Bestrafung Bona-
partes und seiner Mitschuldigen!" Auch die 
Lassalleaner schwenkten, wenn auch vorerst 
nicht so eindeutig, auf diese Linie ein.

Die Haltung der deutschen Arbeiterparteien im 
eigentlichen Stadium der Reichsgründung war 
von zwei Momenten bestimmt, 1. dem Kampf 
„gegen die Annexionswut, gegen die Franzo-
senhetze und gegen den nationalen Größen- 
schwindel" 91), 2. der Enttäuschung, daß der 
deutsche Nationalstaat sich nicht durch frei-
heitliche Umstände auszeichnen werde. So er-
klärte Bebel Anfang Dezember im Norddeut-
schen Reichstag angesichts der Verhaftungen 
und Verbote: „Das wirft kein schönes und er-
mutigendes Licht auf das, was für die nächste 
Zeit Deutschland in freiheitlicher Beziehung 
trotz aller Opfer, die es im gegenwärtigen 
Krieg gebracht hat, zu erwarten hat ..." 93)

91) Bracke an Geib, 29. 7. 1870, in: G Eckert 
a. a. O„ S. 134.
92) Bracke an Geib, 1. 9. 1870, in: W. Bracke, Der 
Braunschweiger Ausschuß, a. a. O., S. 142.
93) 3. 12. 1870 im Reichstag des Norddeutschen 
Bundes.

94) Vgl. Schweitzer im Social-Demokrat, Nr. 33, 
24. 3. 1871. Mit deutlicher Anspielung auf die 
Lassalleaner hat Bebel am 6. 12. 1870 im Reichstag 
des Norddeutschen Bundes gesagt: „Ich betrachte 
insofern die Ereignisse mit einer gewissen Genug-
tuung, weil nämlich die eine Frage, die sogenannte 
Einigungsfrage, von der Tagesordnung nunmehr 
verschwunden ist, gerade jene Frage, welche Jahre 
lang dazu beigetragen hat, Millionen ehrenwerter 
und tüchtiger Männer irre zu führen, welche mein-
ten: erst Einigung, nachher wird sich die Freiheit 
schon finden. Nun, wir haben jetzt die Einigung 
und wir werden sehen, wie es mit der Freiheit 
beschaffen ist."
95) Vgl. Conze/Groh, a. a. O., S. 96.
96) 9. 12. 1870 im Reichstag des Norddeutschen Bun-
des: „Im Jahre 1849 haben wir uns auf dem 
Schlachtfeld gegenübergestanden; — (Oh! Oh!) 
nicht in diesem Reichstag wird die deutsche Frage 
gelöst, sie wird zwischen uns auf dem Schlachtfelde 
gelöst werden! (Lärm)".

Auch der ADAV, dessen Abgeordnete zusam-
men mit den Eisenachern am 28. November ge-
gen weitere Kriegskredite stimmten, sah sich 
im Spätherbst vor die Tatsache gestellt, daß 
die Parole „durch Einheit zur Freiheit" durch 
die geschichtlichen Ereignisse als bloßes 
Wunschdenken entlarvt worden war und der 

dynastische Krieg von 1870 keine freiheitli-
chen Zustände schaffen konnte94 ). Dabei tra-
ten in der Kritik an der Entwicklung während 
der letzten Monate des Jahres 1870 selbst bei 
Schweitzer wieder großdeutsche Anschauun-
gen hervor95 ), die auch weiterhin zu den Aus-
gangspunkten gehörten, von denen Liebknecht 
aus die Gründung des kleindeutschen Kaiser-
reichs attackierte, wobei er die Erinnerung an 
1849 wachrief und sich angesichts längst ver-
lorengegangener Möglichkeiten an die Utopie 
klammerte, die deutsche Frage könne in einem 
revolutionären Bürgerkrieg doch noch einmal 
anders entschieden werden96 ). Die äußerste 
Zuspitzung der Situation war am 17. Dezem-
ber erreicht, als die preußische Regierung Be-
bel und Liebknecht wegen Vorbereitung zum 
Hochverrat verhaften ließ. Damit war für die 
sozialistische Arbeiterbewegung in Deutsch-
land entschieden, daß das künftige Reich nicht 
nur keinen Boden für die Verwirklichung ihrer 
sozialen und nationalen Forderungen bieten, 
sondern im Gegenteil ein starker Hort der 
Reaktion in Europa sein würde.

Der letzte Akt der Reichsgründung wurde von 
dieser Seite nur noch mit schneidendem Hohn 
kommentiert, der eigentlich nicht aggressiv 
war, sondern tiefer Resignation entstammte.

Der ungezügelte Spott, mit dem der „Volks-
staat" sich über die „Kaiserposse" und die De-
putation des Reichstages ausließ, welche als 
„Bemühungen der Selbstverspottung" des Par-



laments charakterisiert wurden97 ), kann die 
bitteren Untertöne nicht verdecken, die darin 
begründet lagen, daß am 18. Januar 1871 im 
Versailler Schloß Fürsten, Generale, Soldaten 
und Höflinge die Kulisse der Kaiserproklama-
tion bildeten, das „Volk" aber nicht vertreten 
war.

97) Nr. 100, 101, 14./17. 12. 1870.
98) Marx/Engels, Werke, Bd. 19 (1962), S. 29.
99) Engels an Carl Klein und Friedrich Moll, 10. 3.
1871, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 33, S. 188.
100) W. Liebknecht, Zu Trutz und Schutz, Festrede 
gehalten zum Stiftungsfest des Crimmitschauer 
Volksvereins »rn 22. Oktober 1871 (51883), S. 4.

101) A. Bebel, Die parlamentarische Tätigkeit des 
Deutschen Reichstags und der Landtage und die 
Sozialdemokratie (21873), S. 3 f.
102) W. Liebknecht, Zu Trutz und Schutz, a. a. O., 
S. 4. Vgl. auch Liebknecht vor dem Schwurgericht 
zu Leipzig 1872: „Ein Staat wie das Bismarcksche 
Preußen-Deutschland ist durch seinen Ursprung mit 
fatalistischer Notwendigkeit dem gewaltsamen 
Untergang geweiht." Der Hochverrats-Prozeß wider 
Liebknecht, Bebel, Hepner vor dem Schwurgericht 
zu Leipzig vom 11.—26. März 1872. Mit einer Ein-
leitung von W. Liebknecht (1894), S. 459,
103) H. Bartel, a. a. O., S. 436.
104) K. Marx, Der Bürgerkrieg in Frankreich, in:
Marx/Engels, Werke, Bd. 17. S 362

Was die Haltung von Marx und Engels zu 
den Vorgängen vom Oktober 1870 bis zur Kai-
serproklamation angeht, gibt es so gut wie 
keine direkten Zeugnisse. Das bedauernswerte 
Fehlen jeder Stellungnahme ist darauf zurück-
zuführen, daß Engels am 20. September von 
Manchester nach London in die Nähe von 
Marx' Wohnung zog, was ihren regelmäßigen 
Briefwechsel beendete. Wie Marx das Reich 
von 1871 beurteilte, läßt sich jedoch aus spä-
teren Äußerungen erschließen, am besten wohl 
aus der 1875 verfaßten „Kritik des Gothaer 
Programms", in der er die Gründung von 1871 
als einen Staat charakterisierte, „der nichts an-
deres als ein mit parlamentarischen Formen 
verbrämter, mit feudalem Beisatz vermischter 
und zugleich schon von der Bourgeoisie beein-
flußter, bürokratisch gezimmerte
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r, polizeilich 

gehüteter Militärdespotismus ist. . ." ) .

Schon bei seiner Gründung sah sich die sozia-
listische Arbeiterschaft in diesem Reich, das 
sich im direkten Gegensatz zu ihren Zielen ent-
wickelte, staatlicher Verfolgung ausgesetzt, so 
daß Engels vermuten mußte, daß sie das Opfer 
abgeben sollte
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n, „bei dessen Opferung Junker 

und Bourgeoisie sich versöhnen" ). In der 
Tat wollte dieser Staat die noch junge und 
zahlenmäßig schwache Arbeiterbewegung, 
der das Odium der Vaterlandslosigkeit ange-
hängt wurde, nicht integrieren. Liebknecht 
sah sich im Oktober 1871 zu der Feststellung 
gezwungen: „Ihr nennt uns, scheltend, ,vater-
landslos', und Ihr selbst habt uns vaterlands-
los ge 100macht.“ )

Nachdem die auf die Schaffung eines „freien 
Volksstaates" gerichteten Hoffnungen weit-

gehend gescheitert waren, ja nicht einmal 
die „bürgerliche Freiheit", welche j
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etzt unter 
die „Kategorie der Jugend-Eseleien" der 
Bourgeoisie gerechnet wurde ),  in Sicht 
war, was seinen Ausdruck fand in dem Vers 
Georg Herweghs

„ Schwarz-weiß-rot, schwarz-weiß-rot,
Aller Freiheit sichrer Tod!",

wurden die Erwartungen immer stärker auf die 
proletarische Revolution gerichtet und die 
Vorstellung vom aus der geschichtlichen Not-
wendigkeit entspringenden Untergang der ka-
pitalistisch-bürgerlichen Gesellschaft und da-
mit auch des von den herrschenden Klassen 
getragenen Staatswesens trat gleichsam er-
satzweise an die Stelle des unter dem Zwang 
der Ereignisse nicht realisierten Nahziels, wel-
ches aber eigentlich nie aufgegeben wurde. So 
konnte Wilhelm Liebknecht schon 1871 verkün-
den: „In dem Glockengeläute zur Feier Eurer 
Siege hören w
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ir schon das Grabgeläute Eurer 

Herrlichkeit." )

Ein marxistischer Historiker hat erst jüngst 
festgestellt: „Die historische Stellung der 
Reichseinigung ist bestimmt von den Wirkun-
gen der Pariser Kommune." 103)  Wenn man 
auch bezweifeln muß, daß diese These — so 
apodiktisch vorgetragen — zutrifft, so läßt sie 
sich doch dahin gehend spezifizieren, daß der 
Pariser Kommune-Aufstand, indem Marx, En-
gels und die sozialistischen Parteien in 
Deutschland sich mit ihm identifizierten und 
die Kommune als „Vorbote einer neuen Ge-
sellschaft feie 104rten ), das schon aufs schwer-
ste gestörte Verhältnis der Arbeiterbewegung 
zum gerade aus der Taufe gehobenen deut- 



sehen Nationalstaat entscheidend belastet hat. 
Die skandalös einseitige Berichterstattung in 
so
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 ziemlich der gesamten deutschen Presse 
über die Ereignisse in Paris, durch die das 
rote Gespenst schrecklichster Art an die Wand 
gemalt wurde ), während die weit furchtba-
reren Exzesse der Versailler Truppen — in den 
sozialdemokratischen Blättern durchgängig als 
„Ordnungsbanditen'' bezeichnet — nicht nur 
ohne Empörung, sondern sogar mit Befriedi-
gung zur Kenntnis genommen wurden, hat das 
Bürgertum verschreckt. Demgegenüber sah 
sich die im Nationalstaat, wie er nun ent-
standen war, frustrierte Arbeiterbewegung an-
gesichts des Kommune-Aufstandes und der 
Reaktion aller anderen Gesellschaftsschichten 
auf die Vorgänge in Paris auf die internatio-
nale Klassensolidarität verwiesen. Indem die 
sozialistische Arbeiterbewegung sich mit der 
Kommune solidarisch erklärte, die August Be-
bel am 25. Mai 1871 im Reichstag nur als „klei-
nes Vorpostengefecht" bezeichnete, sahen jene 
Gesellschaftsschichten, die sich als Träger des 
gerade begründeten Reichs betrachteten, in 
der Arbeiterbewegung und ihrem Programm 
eine tödliche Gefahr für diesen Staat. Auch 
Bismarcks „Dämonenfurcht vor der Revolu-
tion" 106 ) ist vor dem Hintergrund des Pari-
ser Kommune-Aufstandes sowie vor allem der 
Reichstagsrede Bebels zu sehen, auf welche 
er sich 1878 anläßlich des von ihm eingebrach-
ten Sozialistengesetzes bezogen hat. Daß man 
jedoch solche Beweggründe für das Soziali-
stengesetz, das die 1871 in der deutschen so-
zialistischen Arbeiterbewegung noch nicht voll 
entfaltete Theorie, nachdem der Staat ein In-
strument der herrschenden Klasse ist, den Be-
troffenen zu bestätigen schien, nicht überbe-
werten darf, macht schon die Reaktion der Zeit-
genossen deutlich, welche durchaus sahen, daß 
das „arglose (liberale) Marienkäferchen. . .

105) Hierzu plastisch Neuer Social-Demokrat, Nr. 6, 
14. 7. 1871: „Man sieht es [das rote Gespenst, St.] 
mit blutunterlaufenen Augen, mit grinsendem Ant-
litz, zähnefletschend, Schlangen anstatt Haare auf 
dem Haupte, in der einen Hand die Petroleum- 
flasche und in der anderen Hand Orsinibomben, 
durch alle liberalen und conservativen Zeitungen 
schleichen.“

106)  Th. Schieder, Das Problem der Revolution im 
19. Jahrhundert, in: Staat und Gesellschaft im 
Wandel unserer Zeit. Studien zur Geschichte des 
19. und 20. Jahrhunderts (1958), S. 40. 

mit dem schädlichen (sozialdemokratischen) 
Kolo
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radokäfer eine solche Ähnlichkeit [hat], 
daß es häufig mit diesem verwechselt und arg 
zugerichtet" wurde ).

In zweifacher Hinsicht bedeutete die Reichs-
gründung von 1871 für die sozialistische Ar-
beiterbewegung einen tiefen Einschnitt. Die 
eine Hinsicht betraf Marx und Engels, die an-
dere die beiden deutschen Arbeiterparteien 
bzw. nach der Einigung von 1875 die Sozial-
demokratie. Für Marx und Engels war es mit 
der Reichsgründung entschieden, daß sich der 
Schwerpunkt der kontinentalen Arbeiterbe-
wegung nach Deutschland verlagert hatte, wo 
sich die nationale Arbeiterbewegung wie die 
Bourgeoisie in Zukunft auf „großem Fuße" 
entwickeln konnte. Paradoxerweise kam der 
Untergang der französischen Kommune, der 
Aderlaß von Paris, dieser These entgegen. 
Den im Ende der Kommune geborenen Mythos, 
der es der sozialen Revolution des 19. Jahr-
hunderts möglich machte, ihre „Poesie" auch 
aus der Vergangenheit zu schöpfen1087 , als 
Wirklichkeit in die Zukunft zu transponieren, 
wurde nun gemäß den Einsichten der Londoner 
in erster Linie Aufgabe der deutschen Ar-
beiterbewegung. Schon durch die Wahlen von 
1874 und erst recht durch die von 1877 sahen 
Marx und Engels ihre Prognose glänzend be-
stätigt 109).  Sie wußten natürlich wie stets um 
den eigentlichen Grund dieser Entwicklung. Er 
lag nicht nur in der Konzentration der Pro-
duktionsmittel, die sich, mit Ausnahme Ame-
rikas, in keinem Land der Welt so steigerte 
wie in Deutschland, sondern auch in der „echt 
internationalen Haltung" der deutschen Ar-
beiter während des Deutsch-Französischen

107) So eine Karikatur des „Kladderadatsch" aus 
dem Jahre 1878, in: F. Wendel, Der Sozialismus in 
der Karikatur (1924), S. 36.
108) Noch im „18. Brumaire des Louis Napoleon" 
hatte Marx 1852 geschrieben: „Die soziale Revolu-
tion des neunzehnten Jahrhunderts kann ihre 
Poesie nicht aus der Vergangenheit schöpfen, son-
dern nur aus der Zukunft". Marx/Engels, Werke, 
Bd. 8 (1960), S. 117.
109) Vgl. z. B. F. Engels, Die europäischen Arbeiter 
im Jahre 1877, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 19, 
S. 121.
110) Engels an Bebel, 18. [—28.] 3. 1875, in: August 
Bebels Briefwechsel mit Friedrich Engels, a. a. O., 
S. 29.



Krieges ,  wobei die Auseinandersetzungen 
in der ersten Phase dieses Krieges nicht weiter 
berücksichtigt wurden. Wenn aber die These 
richtig war, daß die deutsche Arbeiterbewe-
gung seit 1870/71 an die Spitze der europäi-
schen und damit der internationalen Arbeiter-
bewegung gerückt war, so war nunmehr die 
Sache der proletarischen Revolution verknüpft 
mit dem Schicksal der deutschen Arbeiterbe-
wegung und damit, was im Rahmen dieser 
Untersuchung von höchster Relevanz ist, mit 
dem des deutschen Kaiserreichs.

Wenn auch die Londoner mit aller Eindring-
lichkeit vor der Annexion von Elsaß-Lothrin-
gen gewarnt und das Bündnis zwischen Frank-
reich und Rußland als notwendige Folge da-
von vorausgesagt haben, so war wenigstens 
Engels in der Folgezeit angesichts des Auf-
schwungs, den die Sozialdemokratie nahm, 
nicht bereit, einen Revanchekrieg von franzö-
sischer Seite zu tolerieren. Noch zu Lebzeiten 
von Marx hat er an Eduard Bernstein geschrie-
ben, für den Fall, daß die Elsässer einen Krieg 
zwischen Frankreich und Deutschland provo-
zieren und damit dem kämpfenden Proletariat 
in die Parade fahren würden, sei ein energi-
sches „Halt da!" am Platze 111). Nachdem der 
Besuch eines französischen Flottengeschwaders 
im Juli 1891 in Kronstadt die französisch-rus-
sische Annäherung augenfällig demonstriert 
hatte, versuchte er, mit allen Mitteln auf die 
französischen Sozialisten Einfluß zu nehmen 
und sie davor zu warnen, aus nationalistischen 
Gründen ein gegen Deutschland gerichtetes 
Bündnis mit Rußland zu stützen. Der Verlust 
Elsaß-Lothringens sei letztlich das Ergebnis 
eines Krieges, der aus dem Anspruch Frank-
reichs, sich in innerdeutsche Angelegenheiten 
zu mischen, entstanden sei, hielt er Laura La-
fargue vor, und er sei nicht bereit, „das ganze 
Schicksal Europas und der Arbeiterklasse der 
Frage unterzuordnen, wem dieses elende biß-
chen Land 112gehören soll" ).

111) Engels an Bernstein, 22.—25. 2. 1882, in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 35 (1967), S. 280.
112) Engels an Laura Lafargue, 12. 7. 1891, in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 38, S. 135.

In dem Artikel „Der Sozialismus in Deutsch-
land", der Anfang Dezember 1891 im „Alma-
nach du Parti Ouvrier pour 1892" veröffent-
licht wurde, hat er im Anblick drohender 
Kriegsgefahr die Vision der „zarischen Hor-
den“ in Deutschland beschworen und die un-
verhüllte Drohung geäußert, daß der deut-
sche Sozialismus, der, wenn die französische 
Republik auch „möglicherweise" gegenüber 
dem deutschen Kaisertum die bürgerliche Re-
volution präsentieren könne, „gegenüber der 
Republik eines Constans, eines Rouvier und 
selbst eines Clemenceau, besonders aber ge-
genüber der Republik im Dienste des russi-
schen Zaren .. . unbedingt die proletarische 
Revolution" verkörpert, sich rückhaltlos für 
die nationale Existenz Deutschlands schlagen 
würde: „Sollte der Eroberungsdurst des Za-
ren und die chauvinistische Ungeduld der 
französischen Bourgeoisie den siegreichen, 
aber friedlichen Vormarsch der deutschen So-
zialisten aufhalten, so sind diese — verlaßt 
euch darauf — bereit, der Welt zu beweisen, 
daß die deutschen Proletarier von heute der 
französischen Sansculotten von vor hundert 
Jahren nicht unwürdig sind und daß 1893 sich 
sehen lassen kann neben 1793. Und wenn dann 
die Soldaten des Herrn Constans den Fuß auf 
deutsches Gebiet setzen, wird man sie begrü-
ßen mit den Worten der Marseillaise:

Quoi, ces cohortes etrangeres 
Feraient la loi dans nos foyers!

Wie, soll dieses fremde Hee
113

r uns schnöde 
Gewalt antun am eignen Herd?" )

Diese deutlichen Worte an die Adresse der 
französischen Sozialisten finden ihre Ergän-
zung in einem Brief an Bebel, worin die völ-
lige Identifikation von Engels und der soziali-
stischen Arbeiterbewegung mit dem Bestand 
des deutschen Reiches in außenpolitischer Hin-
sicht schon im Stil des Schreibens zum Aus-
druck kommt. „Werden wir [!] geschlagen, so 
ist dem Chauvinismus und Revanchekrieg in 
Europa Tür und Tor geöffnet. Siegen wir [!], 
so kommt unsere Partei ans Ruder. Der Sieg 
Deutschlands ist also der Sieg der Revolution, 
und wir müssen ihn, kommt's zum Krieg, nicht

113) Marx/Engels, Werke, Bd. 22 (1963), S. 255 f. 



nur wünschen, sondern mit allen Mitteln be-
förd 114ern.“ )

Die Gründung von 1871, der deutsche Natio-
nalstaat, war in der revolutionären Strategie 
von Engels ein positiver Faktor geworden, 
dessen Bedeutung nicht hoch genug einge-
schätzt werden kann. Unabhängig von der in-
nenpolitischen Verfassung des Reiches bildete 
die 1871 geschaffene Einheit die Bedingung 
der Existenz der Arbeiterpartei, welche an die 
Spitze der internationalen Bewegung des Pro- 
‘etariats gerückt war; weshalb Engels an den 
französischen Sozialistenführer und Schwie-
gersohn Karl Marx' 1893 jenen Satz schrieb, 
der dieser Untersuchung vora
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ngestellt wurde: 
„Niemals würden wir Deutschland auf den 
Stand der Zersplitterung und Ohnmacht von 
vor 1866 zurückwerfen lassen." ) Die Ar-
beiterbewegung mußte also an der nationalen 
Existenz Deutschlands in letzter Konsequenz 
noch stärker interessiert sein als die anderen 
Gesellschaftsschichten und wurde von Engels 
aufgerufen, dafür „bis auf den letzten Mann 
[zu] kä 116mpfen" ) .

Während Engels bei aller scharfen Kritik an 
den inneren Zuständen im Kaiserreich letzt-
lich diesem Reich eine positive Funktion zu-
weisen konnte, sahen sich die deutschen So-
zialdemokraten vom Tage der Reichsgründung 
an viel intensiver mit den innenpolitischen 
Verhältnissen konfrontiert, und diese wurden 
eigentlich der Maßstab, mit dem sie retrospek-
tiv die Reichsgründung beurteilten. Wilhelm 
Liebknecht hat 1872 vor dem Schwurgericht 
in Leipzig bekannt, daß ihm von Jugend an 
ein zweifaches Ideal vorgeschwebt habe, „das 
freie und einige Deutschland und die Emanzi-
pation des arbeitenden Volkes, d. h. die Ab-
schaffung d 117er Klassenherrschaft" ).  Lieb-
knechts Ideale waren im wesentlichen die der 
Arbeiterbewegung, und außer der kleindeut-
schen Einheit hatte in den Augen ihrer Anhän-

114) Engels an Bebel, 29. 9. 1891, in: August Bebels 
Briefwechsel mit Friedrich Engels, a. a. O., S. 440 f. 
115) Engels an Paul Lafargue, 27. 6. 1893, in: Marx/ 
Engels, Werke, Bd. 39, S. 90.
116) Vgl. Interview Friedrich Engels' mit dem Kor-
respondenten der Zeitung „L'Eclair“ am 1. 4. 1892, 
in: Marx/Engels, Werke, Bd. 22, S. 537.
117) Der Hochverrats-Prozeß, a. a. O., S. 77.

ger das Jahr 1871 nichts davon verwirklicht. 
Hier ist der Ausgangspunkt für die Kritik an 
Bismarcks Schöpfung zu sehen, wobei die 
Reichsein
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heit als solche nie in Frage gestellt 
wurde. Wenn in diesem Zusammenhang die 
These vertreten worden ist, daß im Moment 
der Reichsgründung die Arbeiterbewegung 
aus der nationalen Bewegung ausgeschieden 
ist ),  so ist dem doch zuerst einmal entge-
genzuhalten, daß nach der Reichsgründung von 
„nationaler Bewegung" in Deutschland schlech-
terdings nicht mehr gesprochen werden kann. 
Der eine Teil dieser Bewegung sah sich 1871 
am Ziel der Bestrebungen angelangt, was na-
turgemäß das Ende als „Bewegung" bedeutete, 
der andere Teil, die Arbeiterbewegung und die 
Reste unversöhnt gebliebener Demokraten, 
war in seinen nationalen Zielen gescheitert, 
schied aber deshalb nicht notwendigerweise 
aus dem Zusammenhang von Staat und Ge-
sellschaft aus. Hier ist eine Entwicklung zu 
sehen, die bis weit in die Zeit des Sozialisten-
gesetzes reichte. Wenn ebenfalls behauptet 
worden ist, daß die Aufgabe des Ideals vom 
„freien Volksstaat" in der sozialistischen Ar-
beiterbewegung nach 1871 schon darin zum 
Ausdruck kommt, daß der Name des Zentral-
organs der 1875 vereinigten Sozialdemokratie

119
 

in „Vorwärts" umgewandelt wurde ), so 
erscheint dies zwar als geistreiche Interpreta-
tion dieses Faktums, doch zeigt ein Studium 
des Protokolls des Gothaer Parteitages und 
der Quellen aus jenen Wochen und Monaten, 
daß der Grund für solche Namensänderung ein 
sehr simpler und einleuchtender war: Den Las- 
salleanern konnte nicht zugemutet werden, 
daß der „Volksstaat" der Eisenacher Partei un-
ter diesem Namen Organ der Gesamtpartei 
werden sollte.

Daß schließlich das „Nationale" seit 1871 von 
links nach rechts rückte, wird man nur dann 
akzeptieren können, wenn man am Ende die-
ses Prozesses das Nationale als nicht mehr 
identisch mit den „wahrhaft nationalen Ideen" 
im Engelsschen Sinne ansieht, es sei denn, 
man würde angesichts des weiteren Verlaufs 
deutscher Geschichte seit nunmehr 100 Jahren

118)  Ebd., S. 115.
119)  Conze/Groh, a. a. O., S. 114 f.



Königtum, Herr, Flotte und Kolonien 120 ) als 
die wahrhaft nationalen Fragen der Epoche 
zwischen 1871 und dem Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges ansehen. Hier sind auch durchaus 
die Argumente marxistischer Historiker ernst 
zu nehmen, die den Vorwurf erheben, daß die 
kleindeutsch-national-liberale Geschichtsschrei-
bung nur zu leicht bereit war, Ergebnisse der 
„Klassenpolitik", wie es in der Terminologie 
der DDR-Historiographie heißt, mit dem In-
teresse der N 121ation gleichzusetzen ).

Wie seinerzeit die Sozialdemokratie dem 
Deutschen Reich gegenüberstand, tritt wohl 
am besten in einem Artikel Julius Mottelers, 
der zur Zeit des Sozialistengesetzes als „roter 
Feldpostmeister" eine legendäre Gestalt 
wurde, aus dem Jahre 1874 zu Tage. Motteler 
schrieb damals im „Volksstaat": „Wir sind 
Gegner des Reichs, insofern das Reich be-
stimmte Einrichtungen repräsentiert, unter de-
nen wir uns gedrückt fühlen, unter denen wir 
leiden", und führte weiter aus, daß die So-
zialisten nicht Gegner des Reichs sind, „weil es 
ein Reich und weil es ein nationales Ganzes 
sei, sondern weil es in seiner dermaligen Be-
schaffenheit den Zweck seines Daseins nicht 
erfüllen kann". In eindringlich bildlicher Spra-
che wurde von ihm endlich die differenzierte 
Position der sozialistischen Arbeiterbewegung 
aufgezeigt: „Sagen auch die Verteidiger des 
neuesten deutschen Nationalfracks: ,Das, was 
unser Frack denkt, ist das Reich', so bleibt 
doch dem Sozialismus unbenommen, nachzu-
weisen oder anzudeuten, daß das Reich vom 
Volke im Wesen und Ausdruck anders ge-
dacht und verlangt wird, ab

122
er doch als Reich, 

doch als nationales Ganzes." )

Die eine Seite dieser Aussage, das unbedingte 
und rückhaltlose Bekenntnis zur Reichseinheit, 
läßt sich im sozialdemokratischen Schrifttum 
während der Epoche von 1871 bis 1914 viel-
fach nachweisen. Der langjährige Parteisekre-
tär Ignaz Auer hat in einer Schrift zum 25. Jah-
restag der Schlacht von Sedan sich sogar zu 

der Behauptung verstiegen, daß „kein geistig 
normaler Mensch den Einheitsstaat wieder aus 
der Welt schaffen wolle" 1230). Unter diesem 
Aspekt war die Sozialdemokratie schließlich 
auch bereit, die Annexion Elsaß-Lothringens 
anzuerkennen, und zwar auch in dem Sinne, 
daß von einer Rückg
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abe dieses Gebietes 
an Frankreich nicht mehr die Rede sein 
könne ).  Die andere Seite der Feststel-
lungen Mottelers verweist darauf, daß die 
sozialistische Arbeiterbewegung von der 
Reichsgründung als einem Ereignis, das An-
spruch auf geschichtliche Bedeutung erhob, 
verlangte, daß es die „gesellschaftlichen Zu-
stände verbessert, die Freiheit des Volkes er-
weitert, sein Rechtsbewußtsein . .. verfeinert, 
kurz, daß es einen Kulturfortschritt ein-
schließt" 125).  Da sich das preußisch-deutsche 
Kaiserreich in den Augen seiner sozialisti-
schen Kritiker als das gerade Gegenteil des-
sen etabliert hatte, konnten sie es als ein 
Staatsgebilde, „wo der Korporalstock die 
Leuchte der Menschheit und die Pickelhaub

126
e 

das Symbol der Kultur vorstellen soll" ), 
seiner inneren Verfassung nach nicht beja-
hen. Ohne diese differenzierte Haltung der 
Sozialdemokratie zur Schöpfung von 1871 se-
hen zu wollen, haben die Repräsentanten die-
ses Reiches im Augenblick seines Entstehens 
ihr pauschal den Charakter der „Reichsfeind-
lichkeit" zugesprochen, wobei ein Mann wie 
Treitschke auf nicht mehr zu unterbietendem 
Niveau argumentierte127 ). Die Partei wurde 
durch diese Klassifizierung, die noch in der 
Wilhelminischen Epoche gängig war, und die 
Verfolgungsmaßnahmen schließlich immer 
weiter auf einen Weg gedrängt, der sie in 
ein Ghettodasein führte. Bismarcks Sozialge-
setzgebung bei gleichzeitiger Unterdrückung 

120) Vgl. Th. Schieder, Das deutsche Kaiserreich 
von 1871 als Nationalstaat (1961), S. 13.
121) H. Bartel, a. a. O., S. 433; J. Streisand, a. a. O., 
S. 385.
122) J. Motteler, Die Sozialisten und das Reida, Der 
Volksstaat, Nr. 58. 20. 5. 1874

123) I. Auer, Sedanfeier und Sozialdemokratie (1895), 
S. 5.
124) Vgl. dazu H.-U. Wehler, Sozialdemokratie und 
Nationalstaat. Die deutsche Sozialdemokratie und 
die Nationalitätenfragen in Deutschland von Karl 
Marx bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
(1962), S. 56 f., sowie Steinberg, a. a. O., S. 114 f.
125) H. Müller, Der Mythos von der Begründung 
des Deutschen Reiches (1890), S. 6.
126) Leitartikel „Die ,liebe Heimath'“ im Volks-
staat, Nr. 75, 22. 8. 1873.
127) Vgl. H. v. Treitschke, Der Sozialismus und 
seine Gönner, in: Preuß. Jhb. 34 (1874), S. 67—111, 
248—301



der Arbeiterbewegung, von Engels schlicht 
als „Sozialreformscheiße" 128 ) charakterisiert, 
konnte diese Entwicklung nicht aufhalten. Daß 
schließlich die sozialistische Arbeiterbewegung 
in ihrer Mehrheit sich am Vorabend des 
Ersten Weltkrieges mit der bestehenden Staats-
und Gesellschaftsordnung abgefunden h
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atte, 
ist in Entwicklungen begründet, die hier nicht 
analysiert werden können ).

Was das grundsätzliche Verhältnis von Inter-
nationalismus, Sozialismus und Nationalstaat 
angeht, welches hier am Beispiel der Grün-
dung des Deutschen Reichs untersucht wurde, 
so hat Karl Kautsky dazu Aussagen gemacht, 
welche über den Bereich der Lösung der 
deutschen Frage im 19. Jahrhundert hinaus-
weisen. Nach ihm tritt die Arbeiterklasse in 

dem Moment, wo sie sich in bewußtem Gegen-
satz zur Kapitalistenklasse befindet, auch in be-
wußtem Gegensatz zur nationalen Idee. Sie wird 
international. Damit ist aber die nationale Idee 
nicht aus dem Bereich sozialistischer Ideolo-
gie verbannt. Zwar kann die sozialistische 
Gesellschaft oder — wie Kautsky sagt — der 
Kommunismus, wobei dieser Begriff anderes 
beinhaltet als das, was heute gemeinhin unter 
Kommunismus verstanden wird, nicht mit der 
„Nationalität" erstehen, weil im Kampf um 
den Nationalstaat zu viele Energien absor-
biert werden, aber sie kann auch nur auf der 
Basis des Nationalstaates begründet wer-
den1308 . So wird noch einmal deutlich, wel-
che Funktion die Reichsgründung von 1871 
im Schema sozialistisch-internationalistischer 
Ideologie einnehmen mußte.

128) Marx/Engels, Werke, Bd. 21, S. 465.
129) Siehe hierzu Steinberg, a. a. O.

130) Karl Kautsky an Manfred Wittlich (Kopie ohne 
Datum) IISG Amsterdam, Kautsky-Nachlaß, C 760.
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